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(Beginn: 14:02 Uhr)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich
Sie bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von den Plätzen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erlauben Sie mir,
zu Beginn unserer Tagung an zwei frühere Mitglieder des
Hessischen Landtags zu erinnern. Sie sind kürzlich verstor-
ben, und ich werde über sie reden.

Am 14. Mai ist unsere frühere Kollegin Frau Christel Hoff-
mann im Alter von 69 Jahren verstorben.

Christel Hoffmann wurde am 19. März 1949 in Kirberg ge-
boren. Die studierte Diplom-Biologin legte im Jahr 1975
das zweite Staatsexamen für das Lehramt an Gymnasien
ab. Fortan war sie als Studienrätin für Biologie und Che-
mie tätig.

Im Jahr 1989 zog sie in den Hessischen Landtag ein, dem
sie bis ins Jahr 2008 als Abgeordnete angehörte. In den
Jahren 1991 bis 1999 und 2001 bis 2003 war sie stellver-
tretende Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion. Sie gehör-
te unter anderem dem Ausschuss für Umwelt, Landwirt-
schaft und Forsten an, zeitweise als dessen Vorsitzende,
und sie war die Fachsprecherin ihrer Fraktion für diesen
Bereich. Auch im Kulturpolitischen Ausschuss wirkte sie
engagiert mit.

1978 wurde Christel Hoffmann Mitglied der SPD und
stand dem SPD-Ortsverein Oestrich-Winkel von 1979 bis
1993 vor.

Christel Hoffmann war Mitglied der 11. Bundesversamm-
lung zur Wahl des Bundespräsidenten.

Bis kurz vor ihrem Tod engagierte sie sich in der Kommu-
nalpolitik: Von 1981 bis 2001 und von 2006 bis 2016 war
sie insgesamt 30 Jahre lang Stadtverordnete in Oestrich-
Winkel. Bis vor einem halben Jahr gehörte sie dem Kreis-
tag des Rheingau-Taunus-Kreises an, in dem sie seit 2001
Mitglied war.

2012 wurde Christel Hoffmann für ihre Verdienste mit
dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet.

Kollegin Hoffmann war verheiratet und hatte drei Kinder.
Unsere Anteilnahme gilt ihren Angehörigen. Wir trauern
mit ihnen.

Vorgestern, am Sonntag, dem 20. Mai, ist unser ehemali-
ger Kollege Manfred Schaub plötzlich und unerwartet ver-
storben. Sein Tod hat uns alle völlig unerwartet getroffen,
und gemeinsam trauern wir um „Manni“ Schaub.

Ich möchte in Erinnerung an seinen Lebensweg einige Le-
bensdaten benennen:

Am 13. Oktober 1957 wurde Manfred Schaub in Altenbau-
na geboren. Nach dem Abitur absolvierte er eine Ausbil-
dung zum Verwaltungsbeamten bei der Stadt Baunatal. In
der Stadtverwaltung war er von 1978 bis 1991 als Presse-
sprecher, Bürgerbeauftragter, Abteilungs- und Amtsleiter
tätig, ehe er im Jahr 1991 persönlicher Referent des Hessi-
schen Ministers des Innern wurde.

Im Jahr 1995 wurde Manfred Schaub Mitglied des Hessi-
schen Landtags. Er gehörte dem Präsidium unseres Hauses

an und war vom 5. April 1999 bis zum 11. Februar 2003
parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Landtagsfrak-
tion.

2005 wurde Manfred Schaub zum Bürgermeister seiner
Heimatstadt Baunatal gewählt und übte dieses Amt danach
13 Jahre lang aus.

Mitglied der Sozialdemokratischen Partei wurde er 1976.
Er stand dem SPD-Unterbezirk Kassel-Land seit 1993 vor
und war seit 1995 Mitglied im Landesvorstand der SPD in
Hessen. Seit 2001 war er Vorsitzender des SPD-Bezirks
Hessen-Nord und stellvertretender Vorsitzender der SPD
in Hessen. Dem Bundesvorstand der SPD gehörte er seit
2007 viele Jahre an.

Im Kreistag des Kreises Kassel war er Mitglied in den Jah-
ren 1997 bis 1999 und Vorsitzender der SPD-Kreistags-
fraktion.

In der 12. und 13. Bundesversammlung war er Mitglied.

Wir trauern auch um einen Sportfreund; denn neben der
Politik galt seine Leidenschaft dem Sport. Er war aktiver
Fußballer, anerkannter Fußballtrainer mit bundesweiter
Reputation und auch bewährter und wichtiger Teil unserer
Landtagself.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wir verlieren mit Manfred Schaub einen von
allen sehr geschätzten Kollegen und Kommunalpolitiker.
Sein Handeln war geprägt von Kompetenz und von großer
Fairness. So hat er sich einen guten Ruf auf allen Seiten
des politischen Spektrums im Landtag und in unserem
Bundesland erworben. Wir sind tief betroffen. Unser Mit-
gefühl gilt seiner Frau und seiner Familie. Wir stehen in
großer Trauer an ihrer Seite.

(Schweigeminute)

Vielen Dank, dass Sie sich zu Ehren der Verstorbenen er-
hoben haben.

(Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.)

Meine Damen und Herren, ich unterbreche kurz die Sit-
zung.

(Präsident Norbert Kartmann geleitet das Hessen-
tagspaar und den Bürgermeister der Hessentagsstadt
Korbach in den Plenarsaal.)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten
Damen und Herren, verehrte Gäste, ich darf Sie nun noch
einmal zu Beginn unserer Tagesordnung und unseres ge-
schäftlichen Ablaufs sehr herzlich begrüßen.

Wir haben eine gute Tradition in Hessen. Zum einen heißt
die Tradition seit 1961 Hessentag, zum anderen heißt die
Tradition, eng verbunden, Hessentagspaar. Unser Hessen-
tagspaar ist traditionsgemäß immer unmittelbar vor Beginn
des Hessentags zu Gast, und sie bringen meistens, wie
auch heute, ihren Bürgermeister mit. Das ist sonst umge-
kehrt, aber hier gilt diese Reihenfolge, Herr Bürgermeister.
Herzlich willkommen dem Hessentagspaar und dem Bür-
germeister von Korbach.

(Allgemeiner Beifall)

Es ist dies der 58. Hessentag, das ist eine stolze Zahl. Des-
wegen glaube ich auch, dass das Motto, unter das Sie die-
sen Hessentag gestellt haben, wirklich umfassend ist im
Hinblick auf das, was uns erwartet. „Sympathisch. Bunt.
Goldrichtig!“, das ist das Motto für den Hessentag von

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018 9879



Freitag, 25. Mai, bis 3. Juni in der Kreis- und Hansestadt
Korbach im schönen Nordhessen. Wir werden uns alle be-
mühen, irgendwann dort zu sein, und ich bin sicher, dass es
uns allen gut gefallen wird.

Ich freue mich besonders, dass wir Goldmarie und einen
Hansekaufmann begrüßen können; das ist die Symbolik für
den Hessentag. Ich begrüße die Goldmarie Lisa-Marie
Fritzsche

(Allgemeiner Beifall)

und den Hansekaufman Lukas Goos.

(Allgemeiner Beifall)

Sie sind gut beschützt mit Ihrem Bürgermeister. Herzlich
willkommen, Klaus Friedrich, Bürgermeister von Korbach.

(Allgemeiner Beifall – Bürgermeister Klaus Fried-
rich: Danke schön!)

Ich darf Sie nun bitten – das kann nur ich jetzt hier ma-
chen –, das Mikrofon zu ergreifen und zu uns zu sprechen.
Bitte schön, Herr Bürgermeister.

Klaus Friedrich, Bürgermeister der Hessentagsstadt
Korbach:

Einen wunderschönen Tag, meine Damen und Herren! Es
ist schon etwas Besonderes, hier oben zu stehen, vor allem,
wenn einen der Präsident persönlich abholt. Vielen Dank
dafür.

Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir stehen aus zwei Gründen heute
hier. Erstens natürlich, um den Werbeblock für Hessens
einzige Hansestadt zu eröffnen, und zweitens, um Sie auf
das Herzlichste zum Hessentag 2018 ab Freitag einzula-
den, zu diesem besonderen, diesem einmaligen Landesfest.

Ich darf Ihnen sagen, die Stimmung in Korbach ist ausge-
zeichnet. Die Mitbürgerinnen und Mitbürger sagen: Wann
geht es endlich los? Wir freuen uns ungemein auf dieses
Fest. Sagen Sie das denen im Süden, im fernen Wiesbaden,
ausdrücklich. – Das tue ich hiermit. Wir freuen uns auf den
Hessentag. Wir freuen uns auf viele Gäste.

Meine Damen und Herren, ich glaube, jede Gesellschaft,
jede Community, jeder Ort, jede Stadt und vor allem jedes
Bundesland bedürfen eines Festes der Begegnung, eines
Festes, das zusammenschweißt, das ein Wirgefühl erzeugt,
das nachhaltig wirken darf, das nachhaltig wirken wird. Ich
glaube, das ist das Besondere an diesem wunderschönen
Landesfest, nämlich dass man tatsächlich zusammen-
wächst.

Selbst wir Waldecker sagen, wir sind stolz darauf, Hessen
zu sein. Es hat lange bei uns gedauert, aber es funktioniert
mittlerweile.

(Allgemeiner Beifall)

Ich glaube auch, dass der Hessentag mit seiner fröhlich-be-
wegenden Tradition Garant für dieses Wirgefühl sein darf.
Deshalb herzlichen Dank an Sie alle, die dieses Vertrauen
in Korbach setzen. Vielen Dank, lieber Herr Ministerpräsi-
dent. Ich weiß, dass Sie ein absoluter Fan des Hessentags
sind. Ich danke dem Kabinett für die vielen guten und kon-
struktiven Gespräche im Vorfeld, aber auch den Kollegen
in der Ministerialbürokratie, die uns auf diesem Wege
wirklich gut geholfen haben. Natürlich auch vielen Dank

an Sie alle, an alle diejenigen, die an die wunderschöne
Idee des Hessentags glauben.

Noch einmal eine herzliche Einladung nach Korbach und
vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben, und für Ihre
Aufmerksamkeit. – Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank, Herr Bürgermeister. Bitte teilen Sie dem
Volk von Korbach mit

(Vereinzelt Heiterkeit)

– ich nehme an, dass Sie auf einer Empore stehen, und sie
kommen alle –, dass wir Korbach kennen, dass wir uns auf
Korbach freuen und dass wir denen, die Korbach noch
nicht kennen, sagen: Sie müssen hinfahren, sonst versäu-
men Sie etwas. – Alles Gute für Ihren Hessentag.

(Allgemeiner Beifall – Bürgermeister Klaus Fried-
rich: Danke!)

Nun zur Goldmarie und zum Kaufmann. Bitte schön, das
Mikrofon ist Ihnen.

Lisa-Marie Fritzsche:

Auch wir dürfen recht herzlich Danke sagen für die Einla-
dung heute nach Wiesbaden. Es ist uns eine große Ehre,
hier stehen zu dürfen. Das macht man wirklich nicht alle
Tage.

Das Wort „wir“ – das ist zum einen der Lukas. Er ist 26
Jahre alt und studiert Sportwissenschaften in Köln. Das bin
zum anderen ich. Mein Name ist Lisa-Marie. Ich bin 25
Jahre alt, und ich arbeite bei der Stadtverwaltung in Kor-
bach, bekomme also den Hessentag auch von einer anderen
Seite mit.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Wir freuen uns sehr, dass es bald losgeht. Lukas und ich
sind beide in Korbach geboren und aufgewachsen. Wir
sind somit auch tief verbunden mit unserer Stadt, mit den
ganzen Menschen und unserer Tradition, die wir in Kor-
bach pflegen.

Unsere Wurzeln liegen in Korbach. Wir sind stolze Korba-
cher, und wir freuen uns, dass es bald losgeht. Es war jetzt
eine lange Zeit, in der wir schon viele Auftritte hatten. Wir
freuen uns, dass wir am Freitag endlich starten können.
Wir sind natürlich sehr stolz, die Repräsentanten des Hes-
sentags sein zu dürfen, und laden Sie alle ganz herzlich
ein.

(Allgemeiner Beifall)

Lukas Goos:

Wie Ihnen vielleicht schon aufgefallen ist: Wir sind heute
nicht in Zivil hier. Die Kleidung, die wir tragen, ist ans 15.
Jahrhundert angelehnt. Das war die Blütezeit der Handels-
stadt Korbach. Außerdem hat die Zeit auch den Weg geeb-
net, der zur heutigen Hanse geführt hat.

Wir sind sehr stolz, unsere Heimatstadt zu repräsentieren –
deswegen erwähne ich es gerne noch einmal –, und freuen
uns sehr auf die zehn Tage in Korbach.
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Die Korbacher sind, glaube ich, dafür bekannt, dass sie gut
feiern können. Wie man am Altstadtkulturfest oder den an-
deren Festivitäten, die wir in der Heimat haben, sieht, zün-
den wir gerne einmal ein Feuerwerk an. Und ab Freitag
wird Korbach zehn Tage lang brennen. – Danke schön.

(Heiterkeit – Allgemeiner Beifall)

Präsident Norbert Kartmann:

Unser Feuerwehrminister hat damit eine Sonderaufgabe. Er
wird jetzt permanent in Korbach sein.

Vielen Dank, liebe Frau Fritzsche und lieber Herr Goos,
für Ihr Grußwort und für das Stück Hessentagsflair, das Sie
mit dem Bürgermeister in diesen Landtag gebracht haben.
Wir bedanken uns auch für diese kleine Aufmerksamkeit.
Ich muss einmal schauen: Ist es etwas zu essen oder zum
Spielen?

(Heiterkeit)

– Diesen Satz erwartet man von mir, ganz klar. – Ich darf
Ihnen noch kurz etwas überreichen. Ich komme kurz her-
unter zu Ihnen. Wenn ich hier oben weg bin, ist die Sitzung
ohnehin unterbrochen, aber bleiben Sie bitte alle hier.

(Präsident Norbert Kartmann überreicht Präsente. –
Ministerpräsident Volker Bouffier begibt sich dazu,
und es werden Fotos gemacht. – Allgemeiner Bei-
fall)

Meine Damen und Herren, es gibt noch einen Grund für
den Hessischen Landtag, zumindest einen Glückwunsch in
Richtung der größten Stadt in Hessen zu schicken.

(Zuruf des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

– Nicht Bad Vilbel, die sind auch aufgestiegen. – Ich erlau-
be mir, mit großer Freude der Frankfurter Eintracht zum
Pokalsieg zu gratulieren.

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Als gute Sportsleute wissen wir das Leid der einen nachzu-
vollziehen, und als gute Sportsleute wissen die wiederum,
dass wir feiern, wenn wir gewinnen. So ist das halt im
Sport, und im Endeffekt muss das Ganze fair ausgehen.
Wir wünschen der Eintracht für die Zukunft alles Gute und
allen anderen hessischen Fußballvereinen auch.

(Allgemeiner Beifall – Zuruf der Ministerin Priska
Hinz)

– Auch den Herbornern, Frau Ministerin. Die haben auch
einen Fußballverein, richtig.

Jetzt darf ich formell feststellen, dass wir beschlussfähig
sind. – Kein Mensch erhebt Widerspruch. Damit ist das so.

Die Tagesordnung vom 15. Mai 2018 sowie ein Nachtrag
vom heutigen Tag mit insgesamt 101 Punkten liegen Ihnen
vor.

Wie Sie dem Nachtrag zur Tagesordnung mit den Tages-
ordnungspunkten 97 bis 101 entnehmen können, sind fünf
Anträge betreffend eine Aktuelle Stunde eingegangen. Da-
für haben wir pro Aktueller Stunde eine Redezeit von fünf
Minuten je Fraktion vorgesehen. Die Aktuellen Stunden
werden am Donnerstag ab 9 Uhr abgehalten.

Die Tagesordnung kann ich damit genehmigen lassen. Wi-
derspricht jemand? – Nein, das ist nicht der Fall.

Wir tagen heute offiziell bis 19 Uhr, wissen aber, dass es
länger wird. Aufgrund der zweiten Lesungen, die heute
noch besprochen werden, wird es eher 20:30 Uhr oder
21 Uhr, je nachdem, wie die Redezeiten genutzt werden
oder sich verlängern.

Wir beginnen mit der Fragestunde, Drucks. 19/6345. Da-
nach folgt Tagesordnungspunkt 2.

Entschuldigt fehlt Herr Finanzminister Dr. Schäfer bis
18 Uhr. Frau Kollegin Hofmeyer fehlt ganztägig.

Ich darf Sie auf Folgendes hinweisen: Nach Rücksprache
mit dem Präsidenten des Landessportbundes kann ich Ih-
nen mitteilen, dass sich die Veranstalter des Abends
„Freunde des Sports“ entschieden haben, diesen Freundes-
kreis für heute Abend abzusagen. Das geht heute nicht.
Wir haben anschließend noch Ausschusssitzungen. Des-
halb war es klüger, das heute abzusagen. Das wird mit Si-
cherheit nachgeholt werden.

Heute Abend kommen der Hauptausschuss in Sitzungs-
raum 100 A, der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung in Sitzungsraum 204 M, der
Innenausschuss gemeinsam mit dem Haushaltsausschuss in
Sitzungsraum 510 W und der Ausschuss für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Sit-
zungsraum 301 P zusammen. Damit ist klar, dass der
Landtag selbst dann nicht mehr tagt, aber der Rest des
Landtags tagt doch noch. An diesem Abend wird es um-
fangreich.

Ich gratuliere Herrn Honka zu seinem Geburtstag. Lieber
Herr Honka, alles Gute. Sie hatten Geburtstag. Das ist
schon ein paar Tage her. Das war am 11. Mai. Sie wurden
40 Jahre alt. Sie sind ein junger Spund. Herzlichen Glück-
wunsch.

(Allgemeiner Beifall)

Wir haben zwei Geburtstagskinder. Frau Kollegin Lisa
Gnadl hat heute Geburtstag.

(Allgemeiner Beifall)

Außerdem hat Frau Kollegin Klaff-Isselmann Geburtstag.

(Allgemeiner Beifall)

Allen beiden sage ich: herzlichen Glückwunsch. – Ich habe
zwei hübsche Männer für Sie ausgesucht. Wer lacht denn
da?

(Die Schriftführer Abg. Dr. Frank Blechschmidt und
Tobias Utter überreichen den Abg. Irmgard Klaff-Is-
selmann (CDU) und Lisa Gnadl (SPD) jeweils einen
Blumenstrauß.)

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zu Tages-
ordnungspunkt 1:

Fragestunde – Drucks. 19/6345 –

Ich rufe Frage 1028 des Herrn Abg. May auf.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, ich frage die Landesregie-
rung:

Wie viele geflüchtete Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler sowie Studierende wurden mithilfe des Landes-
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programms „Hessenfonds für Flüchtlinge“ bereits unter-
stützt?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister für Wissenschaft und Kunst.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Abg. May, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Mithilfe des Landesprogramms „Hessenfonds für Flücht-
linge“ konnten inzwischen insgesamt vier Wissenschaftler,
zehn Promovierende sowie 137 Studierende unterstützt
werden. Sie sind an zehn unterschiedlichen Hochschulen
des Landes tätig bzw. immatrikuliert.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege May stellt eine Zusatzfrage.

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, können Sie auch sagen, wie viel Geld für
diesen Zweck insgesamt ausgegeben wurde?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Da muss ich kurz addieren. Denn vom letzten Stand hin zu
dieser Frage hat sich die Zahl positiv verändert. Das be-
läuft sich insgesamt auf 2.681.356 €. Das teilt sich natür-
lich unter anderem auf die Mittel für die Stipendien auf,
die zwischen April 2016 und dem 31. März 2018 ausge-
reicht wurden. Beispielsweise ging es auch um die Finan-
zierung von Informations- und Begleitprogrammen. Es gab
auch Mittel für den Fonds für in Not geratene Studierende.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich komme zur nächsten Frage. Das ist Frage 1034 der
Frau Kollegin Faeser.

Nancy Faeser (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie ist die unabhängige Haftberatung für Untergebrachte
in der Hafteinrichtung des Landes zum Vollzug ausländer-
rechtlicher Freiheitsentziehungsmaßnahmen ausgestaltet?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Abgeordnete, für den derzeitigen Betrieb der Ab-
schiebehafteinrichtung wird die unabhängige Haftberatung
im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über den
Vollzug ausländerrechtlicher Freiheitsentziehungsmaßnah-
men durch den Verein Jugendberatung und Jugendhilfe

e. V. erbracht. Dieser Verein, der Erfahrung mit der Bera-
tung und Betreuung ausländischer Inhaftierter hat, ist seit
Anfang April 2018 mit einer Mitarbeiterin zweimal wö-
chentlich für jeweils zwei Stunden in der Abschiebehaf-
teinrichtung vertreten.

Diese führt mit den Untergebrachten zeitnah nach der Auf-
nahme Zugangsgespräche, in denen die Belange der Unter-
gebrachten erörtert werden. Der Verein unterstützt die Un-
tergebrachten bei der Auseinandersetzung mit der aktuel-
len Lebenssituation, begleitet die Unterbringung und gibt
psychosoziale Hilfen im Krisenfall. Er leistet Hilfe bei der
Kommunikation mit Behörden. Im zulässigen Rahmen
berät er in ausländerrechtlichen Angelegenheiten und ver-
mittelt den Untergebrachten Rechtsbeistände.

Für die Mitarbeiter des Vereins steht ein Arbeitsplatz be-
reit. Personenbezogene Daten, die den Mitarbeitern des
Vereins als Geheimnis anvertraut wurden oder die ihnen
über Untergebrachte als Geheimnis irgendwie sonst be-
kannt wurden, unterliegen gegenüber der Einrichtung und
der Aufsichtsbehörde grundsätzlich der Schweigepflicht.
Bei einer Kapazitätserhöhung der Haftanstalt wird sodann,
auf den gesammelten Erfahrungen basierend, über die Be-
teiligung weiterer Träger bei der Haftberatung entschieden
werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin Faeser stellt eine Zusatzfrage.

Nancy Faeser (SPD):

Danke schön. – Ich habe eine Zusatzfrage. Inwieweit wird
denn in der Hafteinrichtung die Seelsorge für die Unterge-
brachten einbezogen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Beuth.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Ehrlich gesagt, bin ich mir bei der Seelsorge nicht ganz si-
cher, ob wir da schon zu einem Abschluss gekommen sind.
Wir befinden uns aber mit den Kirchen über die Frage im
Gespräch, wie wir das organisieren.

Präsident Norbert Kartmann:

Es folgt Frage 1036 der Frau Abg. Geis.

Kerstin Geis (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie beurteilt sie die beratende Teilnahme von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Finanzministeriums an Stadt-
verordnetenversammlungen und Gemeindevertretungen
zum Thema Hessenkasse, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass das Hessenkasse-Gesetz als Gesetz der Frak-
tionen eingebracht wurde?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatssekretär.
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Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Ministerium
der Finanzen:

Sehr geehrte Frau Abg. Geis, gestatten Sie mir zunächst
folgende Vorbemerkung: Die für die Hessenkasse zustän-
digen Behörden – das sind das Ministerium der Finanzen,
das Ministerium des Innern und für Sport, die Regierungs-
präsidien als obere Kommunalaufsichtsbehörde und die
Landräte als Kommunalaufsichtsbehörden – haben im Vor-
feld der Antragstellung zur Hessenkasse mit rund 250 hes-
sischen Kommunen konferiert und die Bedingungen und
Möglichkeiten der Hessenkasse für jede Kommune maßge-
schneidert ausgelotet.

Bei einigen Kommunen haben die Bürgermeister aus-
drücklich darum gebeten, die Informationen auch direkt in
die kommunalen Gremien einzuspeisen und für Nachfra-
gen der kommunalen Entscheidungsträger zur Verfügung
zu stehen.

Zur Frage selbst. Die Landesregierung beurteilt den Pro-
zess des Dialogs auf Augenhöhe mit den hessischen Kom-
munen ausgesprochen positiv. Durch diese breit gefächer-
ten Gesprächsangebote wird der Intention des Hessischen
Landtags, wie sie nicht zuletzt auch in dem Gesetz über die
Sicherung der kommunalen Selbstverwaltung bei der Ge-
setzgebung in Hessen, dem sogenannten Beteiligungsge-
setz, zum Ausdruck kommt, in besonderem Maß entspro-
chen. Hierzu gehört auch, dass in Einzelfällen sowie auf
besonderen Wunsch und auf Einladung der Kommunen
Bedienstete der Landesregierung unmittelbar in den kom-
munalen Gremien vortragen.

Die Kommunen haben das Interesse an und das Recht auf
eine möglichst umfassende Information, auch und gerade
wenn es um künftige Gesetzesvorhaben geht. Nur so sind
sie überhaupt in der Lage, sich in Beteiligungsverfahren zu
den gesetzlichen Vorhaben substanziell zu äußern. Die
Frage, ob es sich bei dem Gesetzeswerk um einen Entwurf
der Landesregierung, der Regierungs- oder der Oppositi-
onsfraktionen handelt, spielt dabei keine Rolle.

Präsident Norbert Kartmann:

Damit ist diese Frage beantwortet.

Ich komme zur Frage 1037. Herr Abg. Degen.

Christoph Degen (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wird sich das Land Hessen am Projekt „Musikland Hes-
sen“ analog zum „Literaturland Hessen“ beteiligen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Herr Abg. Degen, meine sehr geehrten Damen und Herren,
die Antwort lautet: ja.

(Ernst-Ewald Roth (SPD): Bravo!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Degen, Zusatzfrage.

Christoph Degen (SPD):

Herr Minister, vielen Dank für diese doch sehr knappe,
aber immerhin kompakte Antwort. – Wie gestaltet sich
denn die Unterstützung für das Projekt „Musikland Hes-
sen“?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Rhein.

Boris Rhein, Minister für Wissenschaft und Kunst:

Dann muss ich doch ein bisschen ausführlicher antworten,
was ich zu entschuldigen bitte.

Das Ziel dieser Aktion ist es, die reiche musikalische Ver-
gangenheit Hessens und das vielseitige aktuelle Musikerle-
ben nicht nur in den Großstädten, sondern auch in kleine-
ren Orten und vor allem im ländlichen Raum sichtbar, aber
vor allem hörbar zu machen. Als geradezu lehrbuchmäßi-
ges Netzwerkprojekt hat sich bei dieser Aktion wirklich je-
der der Teilnehmer am Musiklandtag nach seinen Kräften
und auf seine eigenen Kosten eingebracht. Der hr 2 hat
dann die Dinge redaktionell sortiert. Teilnehmer waren und
sind Musikinstitutionen, Verbände, Vereine, Gesellschaf-
ten, Archive, Hochschulen, Klangkörperfestivals, lokale
und regionale Initiativen und natürlich nicht zuletzt sehr
viele ehrenamtliche Musikbegeisterte.

Das Projekt „Musikland Hessen“ ist gemeinsam mit dem
Landesmusikrat und dem hr erarbeitet worden; Sie selbst
sind ja als Vorsitzender des Hessischen Musikverbandes
Mitglied im Landesmusikrat. Dabei ist auch die Finanzie-
rung ein wichtiger Bestandteil gewesen. Die Förderung ist
danach gemeinsam entwickelt worden. Wir haben die Si-
tuation, dass die Broschüre mit allen Veranstaltungen zum
6. Mai 2018 in Höhe von 6.600 € aus Landesmitteln geför-
dert worden ist sowie die gemeinsame Präsentation der
hessischen Landesjugendensembles in der Landesmusik-
akademie Schlitz in Höhe von 7.700 €. Das heißt, wir re-
den von rund 15.000 € für das Projekt „Musikland Hes-
sen“.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 1038, Herr Kollege Degen.

Christoph Degen (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wird sie gegen die einstweilige Anordnung des Verwal-
tungsgerichts Wiesbaden vom 5. April 2018, womit ihr 20
stellenwirksame Abordnungen für einen Zeitraum von fünf
Jahren ins Kultusministerium ohne Beteiligung des Haupt-
personalrats untersagt wurden, vorgehen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister Prof. Dr. Lorz.
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Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, mittlerweile liegen uns die Entschei-
dungsgründe in dieser Angelegenheit vor. Ja, die Landesre-
gierung beabsichtigt, gegen den Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Wiesbaden vom 5. April 2018 eine Be-
schwerde beim Verwaltungsgerichtshof Hessen einzule-
gen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Degen, Zusatzfrage.

Christoph Degen (SPD):

Vielen Dank, Herr Kultusminister. – Können Sie mir ein-
mal darlegen, welche Gründe das Verwaltungsgericht an-
führte, um diese einstweilige Anordnung zu treffen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Degen, in der Tat beginnen die Probleme schon
mit der Festlegung des Streitgegenstands; denn eigentlich
ist das ein personalvertretungsrechtliches Beschlussverfah-
ren. Das heißt, es geht um die Beteiligungsrechte des Per-
sonalrats. Das Verwaltungsgericht hat seine Entscheidung
allerdings maßgeblich darauf gestützt, dass es die Maßnah-
me in der Sache für beamtenrechtlich nicht zulässig hält.
Da sind wir anderer Auffassung. Wir werden dann aber
beide Fragen – sowohl die prozessuale wie auch die mate-
riell-rechtliche – im Beschwerdeverfahren vor dem Ver-
waltungsgerichtshof überprüfen lassen.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 1039, Frau Abg. Strube.

Manuela Strube (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann kann konkret mit den Ausbesserungsarbeiten der
Schlaglöcher auf der L 3219 und der L 3473 bis zu der
grundhaften Sanierung gerechnet werden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Verkehrsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrte Frau Abg. Strube, es ist kein Geheimnis, dass
Hessens Straßen teilweise einen unbefriedigenden Zustand
aufweisen. Deshalb nutzen wir auch die zusätzlichen Mit-
tel, die im Landesstraßenbauetat 2018 und 2019 bereitste-
hen, um unsere Sanierungsoffensive deutlich aufzustocken.
Dabei gilt natürlich weiterhin unser Grundsatz: Investitio-
nen in Sanierung und Erhalt gehen vor. Ihre Frage bestätigt
mich in dieser Schwerpunktsetzung.

Auch für Teile der L 3219 und L 3473 sind im Rahmen der
Sanierungsoffensive Maßnahmen vorgesehen. Auf der
L 3219 ist eine Deckenerneuerung von Altenbauna bis
Oberzwehren auf einer Länge von ca. 1,3 km für 2020 ge-
plant. Für die L 3473 ist zwischen Kirchbauna und Alten-
bauna auf einer Länge von ca. 1,4 km eine grundhafte Er-
neuerung vorgesehen. Der Baubeginn ist ebenfalls geplant
für 2020. Bis dahin prüft die Straßenmeisterei im Rahmen
wöchentlicher Streckenkontrollen den Zustand dieser Lan-
desstraßen. Bei Bedarf werden schadhafte Stellen zeitnah
ausgebessert.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank.

Frage 1040, Frau Abg. Knell.

Wiebke Knell (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Wann werden die von der EU-Verordnung zu den invasi-
ven Arten geforderten Eindämmungs- und Bekämpfungs-
maßnahmen für Waschbären in Hessen umgesetzt?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Sehr geehrte Frau Abg. Knell, nachdem die EU die ent-
sprechende Verordnung erlassen hatte, haben Vertreterin-
nen und Vertreter des Bundesumweltministeriums, des
Bundesamtes für Naturschutz und aller Länder gemeinsam
Grundlagen für die Umsetzung der EU-Verordnung zu in-
vasiven Arten erarbeitet. Es sind im Übrigen 37 gelistete
Arten: Krebsarten, Pflanzenarten, Tierarten. Der Schwer-
punkt lag hierbei – so, wie es die Verordnung auch vor-
sieht – in der Verhinderung der Einschleppung und Aus-
breitung von neuen invasiven Arten.

Im Herbst 2017 wurde nach Vorabstimmungen in allen
Ländern die von der EU vorgeschriebene Öffentlichkeits-
beteiligung für die Managementmaßnahmen durchgeführt.
Diese endete am 20. November.

Im Ergebnis mussten über 1.600 Einwendungen fachlich
bewertet und gegebenenfalls eingearbeitet werden. Das ist
jetzt abgeschlossen. Im nächsten Schritt müssen die Länder
nun den Vollzug in ihren Hoheitsbereichen vorbereiten. In
Hessen ist geplant, dass eine Veröffentlichung im „Staats-
anzeiger“ mit einem begleitenden Einführungserlass noch
in der ersten Jahreshälfte 2018 stattfindet. Damit gehört
Hessen zu den ersten Ländern, in denen die EU-Verord-
nung zu invasiven Arten konkret angewendet wird und in
denen die jeweiligen Zuständigkeiten der nachgeordneten
Bereiche auf dem Erlassweg klar definiert werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Abg. Knell.

9884 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018



Wiebke Knell (FDP):

Vielen Dank, Frau Ministerin. – Ich habe eine Nachfrage:
Hält die Landesregierung die geltende Hessische Jagdver-
ordnung für mit der EU-Verordnung vereinbar?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Die EU-Verordnung hebelt die Jagdgesetze der Mitglied-
staaten und auch der einzelnen Bundesländer nicht aus.
Auch das Bundesjagdgesetz bleibt so bestehen.

Vielmehr geht es darum, dass sich vor allen Dingen die in-
vasiven Arten, die nur in Teilen Deutschlands vorkommen,
nicht weiter verbreiten. Der Waschbär, auf den Ihre Ur-
sprungsfrage abgezielt hat, ist so weit verbreitet und eta-
bliert, dass er aus der Natur gar nicht mehr zu entnehmen
ist. Es kommt daher darauf an, Maßnahmen zu ergreifen,
wenn er die Artenvielfalt bedroht. Wir haben in der Rhön
und in der Wetterau im letzten Jahr die entsprechende
Schonzeit der Jagdverordnung ausgesetzt. Wir überprüfen
dort mit einem Artenschutzmonitoring, ob das zu veränder-
ten Populationen führt. Auch dies ist eine Management-
maßnahme von vielen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Liebe Frau Ministerin Hinz, wie begründen Sie Ihre gerade
getätigte Aussage, dass es dem Menschen nicht gelingen
kann, die invasive Art Waschbär zu eliminieren, angesichts
der Tatsache, dass Generationen vor uns den Luchs, den
Wolf, den Biber, den Auerochsen, den Wisent, den Bären,
den Hermelin ausgerottet haben? Das sind nur einige weni-
ge Arten; von den Insekten rede ich gar nicht. Was hindert
den Menschen daran?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Warnecke, bundesweit unbestritten – jedenfalls
unter Artenschützern – ist, dass der Waschbär in der Aus-
prägung und Anzahl, wie er in Deutschland vorkommt,
nicht mehr so dezimiert werden kann, dass er als ausgerot-
tet gelten kann.

Dann müsste man mit entsprechenden Maßnahmen durch-
greifen, die das deutsche Tierschutzrecht aushebeln wür-
den. Dies kann jedenfalls nicht Maßgabe sein und ist auch
nicht Maßgabe seitens der EU-Verordnung. Auch die
Europäische Kommission hat auf Nachfrage mitgeteilt,
dass es nicht darum gehe, jede Art, die invasiv ist, auszu-
rotten, sondern dass es darum gehe, die Artenvielfalt insge-
samt zu erhalten und die Arten nur dort und so weit zu de-

zimieren, dass sie keine Bedrohung für andere Arten dar-
stellen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Kummer, Sie haben das Wort für die nächste
Frage.

Gerald Kummer (SPD):

Frau Ministerin, kann ich der längeren Antwort entneh-
men, dass Sie der Meinung sind, dass es ginge, wenn man
wollte?

(Heiterkeit bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Nein, dieser Meinung bin ich nicht.

Präsident Norbert Kartmann:

Wir kommen zur Frage 1041. Herr Abg. Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Ich darf die Landesregierung fragen:

Wie hoch ist der Prozentsatz der Schulen in Hessen, die
über eine sogenannte „105-prozentige Lehrerversorgung“
verfügen, gemessen an der Gesamtzahl der hessischen
Schulen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Warnecke, ich darf zunächst einmal an die seit
Einführung der 105 % zum Schuljahr 2013/2014 unverän-
dert geltende Verteilungsregelung erinnern. Nach dieser er-
halten alle hessischen Schulen ohne Ausnahme eine garan-
tierte Zuweisung in Höhe von 104 % der Grundunterrichts-
versorgung. Das ist sozusagen der absolute Sockel, der Mi-
nimumbetrag, den jede hessische Schule bekommt. Dieses
Minimum wird auf 105 % für alle selbstständigen Schulen
im Rahmen des großen Schulbudgets hochgesetzt. Derzeit
reden wir da von 122 von 1.806 Schulen, also von 6,75 %.

Zu diesem Minimum kommen dann die Sonderzuweisun-
gen. Ich nenne exemplarisch nur die 540 Stellen für die so-
zial indizierte Lehrerzuweisung; denn diese Zuweisung er-
halten die Schulen allein aufgrund ihrer Situation und ohne
weitere Zweckbindung. Wenn wir sie mit einbeziehen, sind
wir schon bei 592 von 1.806 Schulen, also bei 32,8 %, die
über die 105 % kommen. Das heißt, allein mit dem Sozial-
index liegt schon ein Drittel der Schulen bei oder über
105 % Zuweisung.
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Dazu kommen dann etwa der Integrationsindex mit seinen
250 Stellen, die 700 neuen sozialpädagogischen Fachkräf-
te, die 2.500 Stellen für die Förderung von Zuwanderern,
2.600 Stellen für das Ganztagsprogramm und 2.400 Stellen
für die inklusive Beschulung. Wenn Sie das alles mit ein-
rechnen, sind wir bei einer durchschnittlichen Lehrerver-
sorgung in Hessen von 127,6 %.

(Lachen des Abg. Wolfgang Greilich (FDP))

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Frage: Herr Abg. Greilich, Frage 1045. – Ent-
schuldigung, Herr Warnecke hat noch eine Frage.

(Abg. Torsten Warnecke (SPD) winkt ab.)

Ich muss etwas korrigieren: Frage 1043. Herr Schalauske,
bitte schön, Sie haben das Wort.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Was ist mit der Frage 1042?

(Unruhe)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren! – Entschuldigung, Herr Scha-
lauske. Die Frage 1042 wird mit Tagesordnungspunkt 98,
Aktuelle Stunde auf Antrag der FDP, aufgerufen. Deswe-
gen kommen Sie jetzt sofort dran. Bitte schön.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich frage die Landesregie-
rung:

Wie beurteilt sie den Sachverhalt für das im Rahmen des
Privatisierungsprogramms „Leo I“ unter Roland Koch
2005 verkaufte Gebäude des ehemaligen Sozialministeri-
ums in der Dostojewskistraße, dass auch nach dem Auszug
des Ministeriums weiterhin jährlich 2,8 Millionen € Miete
gezahlt sowie ein nicht unerheblicher Teil der Sanierungs-
kosten vom Land übernommen werden müssen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatssekretär Dr. Worms.

Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Ministerium
der Finanzen:

Herr Abg. Schalauske, zunächst darf ich anmerken, dass
sich die Jahresnettomiete für das ehemalige Gebäude des
Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration auf
1,5 Millionen € beläuft, die weiterhin an den Vermieter zu
zahlen sind.

Bei dem von Ihnen genannten Betrag handelt es sich um
die Jahresbruttomiete. Bei dem Leerstand des Gebäudes
fallen jedoch deutlich geringere Betriebskosten an.

Ein gewisser Leerstand eines Dienstgebäudes ist bei dem
Auszug einer Dienststelle und der Nachnutzung durch eine
Behörde nicht zu vermeiden, da je nach Zustand des Ob-
jekts aufgrund der Dauer der bisherigen Nutzung eine

mehr oder weniger aufwendige Herrichtung für den neuen
Nutzer erforderlich ist.

Im vorliegenden Fall wurde das Gebäude seit seiner Erbau-
ung Ende der Siebzigerjahre durchgehend von Landes-
dienststellen genutzt, ohne dass größere Sanierungsmaß-
nahmen vorgenommen worden sind. Die Übernahme der
Sanierungsmaßnahmen im Gebäudeinneren durch das
Land – die Unterhaltung des Gebäudes in Dach und Fach
obliegt dem Vermieter – hat sich bei der Immobilientrans-
aktion des Jahres 2005 für das Land wirtschaftlich in ei-
nem Gesamtkaufpreis für das Immobilienportfolio von
1,07 Milliarden € niedergeschlagen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, zunächst von Herrn Kollegen Schmitt.

Norbert Schmitt (SPD):

Herr Staatssekretär, wann wird denn mit der Sanierung im
ehemaligen Sozialministerium begonnen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatssekretär.

Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Ministerium
der Finanzen:

Herr Abg. Schmitt, dazu kann ich Ihnen noch keinen ge-
nauen Termin nennen. Ursprünglich war geplant, nachdem
der Umzug feststand, eine Unterbringung der Zentrale und
der Niederlassung des Landesbetriebs Bau und Immobilien
Hessen. Mittlerweile liegen aber andere Bedarfs- und Nut-
zungswünsche anderer Ressorts vor, sodass diese zunächst
einmal geprüft werden und in eine Konzeption einmünden
müssen. Wir gehen davon aus, dass bis zum Ende des Jah-
res eine entsprechende Konzeption vorliegt und eine Ent-
scheidung getroffen worden ist. Je nachdem, wer nach-
zieht, muss eine entsprechende Sanierung vorgenommen
werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Schalauske.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Aber ich habe Sie doch richtig verstanden, dass bis zu ei-
ner etwaigen Nachnutzung, über die noch nicht entschie-
den ist, die sich Richtung Ende des Jahres abzeichnet, die
Mietzahlung und auch die Sanierung für ein leer stehendes
Gebäude unternommen werden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatssekretär.

Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Ministerium
der Finanzen:

Da haben Sie mich missverstanden. Ich habe aber auch
darauf hingewiesen, dass ein solcher Vorgang nach dem
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Auszug einer Behörde und vor dem Neueinzug einer neuen
Behörde nicht unüblich ist.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Kummer, Zusatzfrage.

Gerald Kummer (SPD):

Herr Dr. Worms, würden Sie in Kenntnis der heutigen Um-
stände die seinerzeitige Entscheidung zum Verkauf heute
mit gutem Gewissen wieder treffen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatssekretär.

Dr. Martin J. Worms, Staatssekretär im Ministerium
der Finanzen:

Der Verkauf damals ist ja nicht aus der hohlen Hand ge-
schöpft worden, sondern das war Gegenstand einer aus-
führlichen Wirtschaftlichkeitsberechnung, die dargelegt
und auch vom Rechnungshof bestätigt worden ist. Insofern
habe ich die Entscheidung nicht zu kommentieren. Ich hal-
te sie nach wie vor für richtig.

Präsident Norbert Kartmann:

Wir kommen zur Frage 1044. Herr Abg. Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Sind bereits Planungsschritte für die Ortsdurchfahrt Ober-
stoppel im Zuge der L 3431 in der Marktgemeinde Haun-
eck nach dem ersten Entwurf erarbeitet worden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Verkehrsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrter Herr Abg. Warnecke, zunächst eine kleine
Vorbemerkung. Ihre Frage ist leider etwas irreführend.
Oberstoppel ist nämlich ein Ortsteil der Marktgemeinde
Haunetal, aber nicht der Marktgemeinde Hauneck, wie von
Ihnen beschrieben.

(Zuruf von der CDU: Hört, hört!)

Außerdem musste ich etwas überlegen, was Sie mit dem
„ersten Entwurf“ meinen. Ich gehe davon aus, dass Sie da-
mit die Dringlichkeitsreihung zur Aufstellung der Sanie-
rungsoffensive aus dem Jahr 2015 meinen. Ein anderer ers-
ter Entwurf ist mir nicht bekannt.

Nun zu Ihrer Frage. Wie Sie wissen, sind im Rahmen der
Sanierungsoffensive 2016 bis 2022 alle Maßnahmen nach
den bekannten fünf Kriterien – d. h. Verkehrssicherheit,
Verkehrsqualität, Verkehrsbedeutung, Wirtschaftlichkeit
und Umfeldsituation – bewertet worden. Die Ortsdurch-
fahrt Haunetal-Oberstoppel im Zuge der L 3431 lag in der

Dringlichkeitsreihung zur Aufstellung der Sanierungsof-
fensive unter der von uns intern so benannten Abschneide-
grenze und konnte somit nicht in die Sanierungsoffensive
aufgenommen werden. Sie gehört auch nicht zu den zu-
sätzlichen Landesstraßenbauprojekten im Doppelhaushalt
2018/2019. Leider können wir nicht jede Ortsdurchfahrt
realisieren, sondern müssen Priorisierungen vornehmen.

Im Rahmen des regulären Straßenbetriebsdienstes wird
Hessen Mobil den verkehrssicheren Zustand der Orts-
durchfahrt selbstverständlich sicherstellen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Lieber Staatsminister, Sie haben natürlich recht. Es muss
Haunetal heißen, zumal Hauneck keine Marktgemeinde ist.

Jetzt zur Frage: Sind denn schon konkrete Planungen zur
grundhaften Sanierung innerhalb der Struktur Hessen Mo-
bil vorgenommen worden?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Abgeordneter, nein, weil wir, wie gesagt, jetzt die Sa-
chen machen, die im Rahmen der Sanierungsoffensive be-
nannt worden sind, plus die Maßnahmen, die im Laufe der
Zeit noch hinzugekommen sind, wie beispielsweise die im
Haushalt 2018/2019 vorgesehenen Maßnahmen. Im Zuge
der L 3431 im Bereich der Marktgemeinde Haunetal ist be-
reits die Haunebrücke saniert worden. Die Instandsetzung
der Unterführung der Bahn in Haunetal-Neukirchen wird
im Jahr 2019 folgen. Hier wird im Anschluss vor und hin-
ter dem Bauwerk die Decke der Fahrbahn auf 350 m er-
neuert.

Sie sehen, wir gehen Schritt für Schritt vor. Zur Ortsdurch-
fahrt Oberstoppel gibt es aber noch keine Vorarbeiten.

Präsident Norbert Kartmann:

Noch eine Zusatzfrage, Herr Kollege.

Torsten Warnecke (SPD):

Dann darf ich Sie noch abschließend fragen, Herr Staats-
minister: Gibt es denn eine ungefähre Datumsangabe,
wann damit zu rechnen ist, dass die zweifelsohne erforder-
liche grundhafte Erneuerung bzw. grundhafte Sanierung
erfolgen wird?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.
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Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Bisher nicht. Wie gesagt, der verkehrssichere Zustand wird
von Hessen Mobil immer sichergestellt.

Ihre zahlreichen Fragen nach dem Fortgang der Sanie-
rungsoffensive zeigen mir aber, dass Sie die Sanierungsof-
fensive grundsätzlich gut finden müssen. Sonst würden Sie
mich ja nicht in jeder Plenarwoche danach fragen. Deswe-
gen kann ich Ihnen nur sagen: Wenn ich weiter die Verant-
wortung trage, wird auch die Sanierungsoffensive fortge-
setzt.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 1045, Herr Abg. Greilich.

Wolfgang Greilich (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Welche Maßnahmen sind derzeit in Planung oder wurden
bereits zur Unterstützung und Information der Schulen zur
Umsetzung der EU-Datenschutz-Grundverordnung getrof-
fen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister Prof. Dr. Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Greilich, das Kultusministerium hat seinen ad-
ministrativ tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern so-
wie den Staatlichen Schulämtern Hinweise zur Umsetzung
der EU-Datenschutz-Grundverordnung im Geschäftsbe-
reich des Hessischen Kultusministeriums an die Hand ge-
geben. Entsprechende Hinweise zur behördeninternen Um-
setzung wurden am 14. Mai 2018 an die Staatlichen
Schulämter übermittelt. Diese Hinweise werden zudem im
nicht amtlichen Teil des „Amtsblattes“ Juni 2018 sowie
auf dem sogenannten Mitarbeiterportal, dem Intranet des
Kultusministeriums, erscheinen. Für die Schulen wird es
einen Hinweis in der Publikation „Schule aktuell“ geben.
Natürlich steht das Kultusministerium außerdem in den re-
gulären und bewährten Aufsichts- und Besprechungsstruk-
turen in ständigem Kontakt mit seinen nachgeordneten
Stellen, sodass für die Beachtung des Datenschutzrechts
Sorge getragen wird.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Greilich.

Wolfgang Greilich (FDP):

Herr Minister, wie erklären Sie, dass diese Hinweise zur
behördeninternen Umsetzung just nach Eingang meiner
Frage übermittelt worden sind? Halten Sie es für ausrei-
chend, dass eine behördeninterne Anweisung nicht einmal
14 Tage vor dem Inkrafttreten der Datenschutz-Grundver-
ordnung in einem Umfang von zehn Seiten an einen ausge-
wählten Kreis von Schulverwaltungsstellen und einige we-
nige Schulen gegangen ist? Die meisten wissen bis heute
nicht, was Sache ist.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Greilich, ich bin dankbar, dass Sie auf den Um-
fang dieser nicht gerade unkomplexen Hinweise aufmerk-
sam machen. Allein daran erkennt man schon, dass das
nicht in Reaktion auf Ihre Frage erarbeitet worden ist, son-
dern das Ergebnis eines langen internen Beratungs- und
Abstimmungsprozesses darstellt. Das heißt, das, was jetzt
verschriftlicht worden ist und als Handlungsanweisung
vorliegt, ist den damit betrauten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Kultusministeriums und des nachgeordneten
Bereichs aus regelmäßigen Gesprächen zu einzelnen Fach-
fragen bekannt.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, Sie haben noch eine Nachfrage.

Wolfgang Greilich (FDP):

Herr Minister, ich nehme erfreut zur Kenntnis, dass auch
vorher schon gearbeitet wurde. Das habe ich auch erwartet.

Ist der Zeitpunkt der Veröffentlichung vielleicht doch in
einem zeitlichen Zusammenhang zu sehen? Vor allen Din-
gen haben Sie meine Nachfrage nicht beantwortet, wie
Schulen innerhalb dieser kurzen Frist bis Ende dieser Wo-
che die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung um-
setzen sollen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kultusminister.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Herr Abg. Greilich, die Wahl des Datums war – wie es
auch in Ihrer Frage anklingt – natürlich von dem Inkrafttre-
ten der EU-Datenschutz-Grundverordnung diktiert. Es war
also ein Gebot höherrangigen Rechts und steht nicht in un-
mittelbarem Zusammenhang mit den parlamentarischen
Abläufen in diesem Hohen Hause. Ich sagte bereits, dass
die Hinweise ausgesprochen komplex sind. Ich gehe davon
aus, dass Sie sie kennen. Sie erschließen sich unmittelbar
nur den Juristinnen und Juristen, die mit dem Datenschutz-
recht befasst sind. Insofern müssen wir ohnehin auf die Be-
ratungsstrukturen der Staatlichen Schulämter für unsere
Schulen setzen. Deswegen auch der Hinweis in „Schule
aktuell“. Ich glaube, das ist etwas, was ich von einer
Schule nur aufgrund der Lektüre der entsprechenden
Rechtstexte nicht erwarten darf.

Präsident Norbert Kartmann:

Ich rufe die letzte Frage für heute auf, und zwar Frage
1046. Frau Abg. Wolff.

Karin Wolff (CDU):

Ich frage die Landesregierung:
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Welche Schritte plant sie für 2018 bei der Weiterentwick-
lung des Tourismuslandes Hessen, insbesondere vor dem
Hintergrund der positiven Entwicklung der Übernach-
tungszahlen, die im vergangenen Jahr erneut einen
Höchststand von 34 Millionen erreicht haben und im ach-
ten Jahr in Folge gewachsen sind?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Sehr geehrte Frau Abg. Wolff, der Tourismus ist ein be-
deutender Wirtschaftsfaktor, gerade für die ländlichen Re-
gionen in Hessen. Deshalb zielt die Tourismuspolitik in
Hessen darauf ab, die positiven sozioökonomischen As-
pekte des Tourismus für das Land zu sichern sowie qualita-
tiv und nachhaltig auszubauen. Das gelingt uns unter ande-
rem dadurch, dass wir die Kultur-, Freizeit- und Gesund-
heitsinfrastruktur gerade in ländlichen Regionen erhalten.

Wie auch von Ihnen angesprochen, entwickeln sich die
Übernachtungszahlen in Hessen sehr positiv. Das drückt
sich auch in den Beschäftigungszahlen aus. So waren 2017
rund 230.000 Arbeitsplätze direkt oder indirekt vom Tou-
rismus abhängig. Das sind 10.000 Arbeitsplätze mehr als
im Jahre 2015.

Die wesentlichen Schritte für die Weiterentwicklung des
Tourismus werden im „Tourismuspolitischen Handlungs-
rahmen Hessen 2015“ für den Zeitraum bis 2020 festgehal-
ten.

Konkret bedeutet das: Für alle Destinationen, die die An-
forderungen unseres Handlungsrahmens an wettbewerbsfä-
hige Destinationen erfüllen, haben wir im Haushaltsplan
2018/2019 Landesmittel bereitgestellt. Die „GrimmHeimat
NordHessen“ erfüllt die Anforderungen schon seit 2017.
Für 2018 erwarten wir, dass noch zwei weitere Destinatio-
nen von den Fördermitteln profitieren könnten.

Wir entwickeln die Verordnung über die Anerkennung als
Kur-, Erholungs- oder Tourismusort noch in diesem Jahr
so weiter, dass zukünftig noch mehr Kommunen die Mög-
lichkeit erhalten, als Tourismusort anerkannt zu werden.

Ab Juni 2018 werden sämtliche Qualitätsinstrumente – wie
„Reisen für Alle“, die DEHOGA-Sterneklassifizierung und
„Hessen à la carte“ – in einer Initiative namens „Qualität
kompakt“ gebündelt. Damit haben die Betriebe zukünftig
nur noch einen zentralen Ansprechpartner.

Wir unterstützen viertens die Ausrichtung des 2019 in
Wiesbaden stattfindenden Internationalen Forums für Rei-
seeinkäufer, des Germany Travel Mart, mit bis zu
250.000 €.

Wir sind, insgesamt gesehen, auf einem sehr guten Weg.
Inzwischen wird auch vor Ort erkannt, dass es nützt, zu-
sammenzuarbeiten. Denken Sie an die lange Diskussion
zwischen den Landkreisen Bergstraße und Odenwald über
eine gemeinsame Destination. Da sind wir jetzt auf einem
ganz guten Weg. Ich glaube, es geht an dieser Stelle voran.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Warnecke.

Torsten Warnecke (SPD):

Herr Staatsminister Al-Wazir, angesichts der genannten
34 Millionen Übernachtungen frage ich Sie: Wie viele da-
von entfallen auf den ländlichen Raum?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Hessen bietet sowohl Geschäfts- und Städtereiseziele als
auch Urlaubsziele im ländlichen Raum. Manche können es
sich kaum vorstellen, aber ich weise immer wieder darauf
hin, dass in Hessen mehr Übernachtungen – 34 Millionen –
gezählt werden als beispielsweise in Berlin oder in Meck-
lenburg-Vorpommern – Destinationen, die einem mögli-
cherweise einfallen, wenn man über Städte- oder über Ur-
laubsreisen nachdenkt. Insofern kann ich nur sagen, dass
wir eine insgesamt positive Entwicklung haben.

An manchen Punkten haben wir allerdings ein Problem.
Damit meine ich vor allem die alten Kurbäder. Da gibt es
teilweise noch viel zu tun, wenn ich das einmal so sagen
darf. Deswegen ist klar, dass ein großer Teil des Zuwach-
ses im städtischen Bereich stattfindet. Wir sind aber auch
im ländlichen Raum auf einem ganz guten Weg. Schauen
Sie sich beispielsweise die Landesgartenschau und den in
diesem Zusammenhang neu angelegten Kurpark in Bad
Schwalbach an. Das ist mit Tourismusfördermitteln des
Landes unterstützt worden. Um den Kurpark herum gibt es
Hotels, die bis vor Kurzem leer standen, und es gibt Ge-
danken, sie wieder in Betrieb zu nehmen.

Es gibt also ein paar gute Beispiele, wie der Tourismus in
Teilen des ländlichen Raum, denen es lange schlecht ging,
in denen es von Jahr zu Jahr schlechter wurde, wieder ge-
stärkt werden kann. Wir haben aber, wie gesagt, an dieser
Stelle noch viel zu tun. Das läuft aber gar nicht so schlecht,
und wir sehen an manchen Punkten gute Erfolge, auch im
ländlichen Raum.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Lenders.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Staatsminister, weil Sie gerade die Bäder angespro-
chen haben: Gibt es seitens der Landesregierung Überle-
gungen, bestimmten Gemeinden das Prädikat „Bad“ abzu-
erkennen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Nein, die gibt es nicht. Es ist selbstverständlich, dass die
unterschiedlichen Klassifizierungen nach einem bestimm-
ten Zeitablauf regelmäßig wieder erworben werden müs-
sen, aber ein „Bad“ bleibt ein „Bad“. Es soll ja vor 100
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Jahren auch fast einmal zu „Bad Offenbach“ gekommen
sein. Das ist dann aber nicht passiert.

(Heiterkeit und Zurufe)

Präsident Norbert Kartmann:

Das wäre eine Aktuelle Stunde wert. – Keine Zusatzfragen
mehr zum Thema Urlaubsland Hessen.

Ich schließe für heute die Fragestunde.

(Die Frage 1042 soll in der 140. Plenarsitzung zu-
sammen mit Tagesordnungspunkt 98 aufgerufen
werden.)

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 2 auf:

Regierungserklärung der Hessischen Ministerin für
Bundes- und Europaangelegenheiten und Bevollmäch-
tigten des Landes Hessen beim Bund betreffend „Ge-
meinsam für ein starkes Europa – zusammen für ein
starkes Hessen“

Die Redezeit beträgt 20 Minuten je Fraktion. Nach der
Frau Ministerin sprechen die Rednerinnen und Redner in
folgender Reihenfolge der Fraktionen: SPD, GRÜNE,
LINKE, FDP, CDU und Frau Kollegin Öztürk, sofern sie
das wünscht. – Das Wort hat Frau Staatsministerin Putt-
rich.

Lucia Puttrich, Ministerin für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Bevollmächtigte des Landes Hessen
beim Bund:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Hessen
spielt in Europa eine besondere Rolle. Deshalb freut es uns
nach diesem Wochenende ganz besonders, dass Frankfurt
in Europa eine besondere Rolle spielt. Eintracht Frankfurt
spielt nämlich in der Europa League. Ich kann nur sagen:
herzlichen Glückwunsch und viel Erfolg für die Frankfur-
ter.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich gehe davon aus, dass uns die Bayern das verzeihen
werden – ganz einfach deshalb, weil wir besser waren.

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte jetzt ernsthaft
in das Thema einsteigen, bei dem es um eine Welt geht, die
von Konflikten und von Krisen geprägt ist. Das Heidelber-
ger Institut für Internationale Konfliktforschung dokumen-
tiert jedes Jahr die weltweiten Kriege und Konflikte. Für
2017 verzeichnete es 36 Kriege oder begrenzte Kriege
rund um den Globus. Im Jahre 2016 waren es 38.

Warum stelle ich diese Zahlen an den Anfang meiner Re-
gierungserklärung über Europa? – Weil wir, die wir hier in
Deutschland leben, wir alle, die wir hier im Saal sitzen, mit
Krieg zum Glück wenig Erfahrung haben. Wir haben kei-
nen Krieg erleben müssen. Die Eltern oder Großeltern ha-
ben den Krieg erlebt oder davon erzählt. Wir aber leben
seit Jahrzehnten in Frieden, Freiheit und auch im Wohl-
stand. Das kommt aber nicht von irgendwoher, sondern das
verdanken wir dem vereinten Europa.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Man könnte glauben, dass der eine oder andere diesen Zu-
stand für selbstverständlich hält. Ich muss sagen, ich bin
immer wieder betroffen, wenn der eine oder andere es für
schick oder für en vogue hält, über Europa zu schimpfen,
glaubt, Europa schlechtmachen zu müssen, die Schwächen
und nicht die Stärken Europas in den Vordergrund stellen
zu müssen. Ich glaube, es ist unsere Aufgabe, die Heraus-
forderungen ganz klar zu beschreiben; aber vor allen Din-
gen ist es unsere Aufgabe, die Menschen für Europa zu be-
geistern, indem wir über die Verdienste Europas reden.
Das soll ein Bestandteil meiner heutigen Rede sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Hessische Landesregierung hat ganz aktuell den Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft zum Gegenstand ihrer Zu-
kunftswochen gemacht. Hier fügt sich das Thema Europa
bestens ein. Denn so, wie wir in der Familie, im Verein, in
den Städten und Gemeinden, im ganzen Land auf das Mit-
einander setzen – und setzen müssen, damit wir stark
sind –, so setzen wir auch innerhalb der Europäischen Uni-
on auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Daher sollten
wir uns vor allem mit den Dingen beschäftigen, die uns
verbinden, mit den Dingen, die uns stark machen, und
nicht die Dinge in den Mittelpunkt stellen, die uns trennen.
Deshalb ist es für uns wichtig, dass wir Europa viel stärker
in das Bewusstsein der Menschen bringen und Europa im
Alltag vermitteln. Das ist das beste Rezept gegen Populis-
ten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

So, wie die Landesregierung Zukunftswochen im Land
Hessen veranstaltet, wäre es eine gute Idee, glaube ich,
wenn die Kommission in der Europäischen Union Zu-
kunftswochen für Europa veranstalten, bestimmte Themen
vorantreiben und positiv beschreiben würde.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Europäische Union ist
zuallererst eine Wertegemeinschaft. Sie ist eine Wertege-
meinschaft, in der uns gemeinsame Vorstellungen verbin-
den. Uns verbinden die Vorstellungen von Freiheit, von
friedlichem Zusammenleben, von Rechtsstaatlichkeit und
von Menschenrechten. Das sind Dinge, die uns Europäer
verbinden, und zwar viel mehr als die Dinge, bei denen wir
um Lösungen ringen.

Zu den Gemeinsamkeiten gehört selbstverständlich die
deutsch-französische Freundschaft. Die deutsch-französi-
sche Freundschaft war und ist eine der wichtigsten Grund-
lagen für dieses Europa. Hessen lebt diese deutsch-franzö-
sische Partnerschaft sehr intensiv mit ihrer Partnerregion
Nouvelle-Aquitaine.

Die EU braucht den deutsch-französischen Motor, um not-
wendige Reformen umzusetzen. Im Moment wird in der
Öffentlichkeit manchmal so diskutiert, als würden die
Deutschen und die Franzosen und als würden Kanzlerin
Merkel und Präsident Macron nicht an einem gemeinsa-
men Ziel arbeiten. Die arbeiten sehr wohl an einem ge-
meinsamen Ziel, nämlich diese Europäische Union zu-
kunftsfähig zu machen und sie zukunftsfähig zu erhalten,
wenn auch der Weg dorthin an der einen oder anderen
Stelle durchaus anders akzentuiert sein mag.

Auf alle Fälle ist es aber gut, dass die beiden bis zum Juni,
bis zur nächsten Tagung des Europäischen Rats, gemeinsa-
me Vorschläge unterbreiten wollen, wie man diese Euro-
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päische Union zusammenbringt. Dazu gehören die Diskus-
sion vorher und der gemeinsame Weg hinterher. Daran
wird gearbeitet.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich glaube, es ist auch ein sehr deutliches Zeichen, dass der
Koalitionsvertrag, der die neue Bundesregierung leitet, ei-
ne klare europäische Handschrift trägt, dass dort der Be-
reich Europa sehr prominent formuliert ist und dass dort
auch klar formuliert ist, dass der Elysée-Vertrag eine Neu-
auflage bekommen soll. Insofern ist es die Aufgabe, voran-
zugehen und gute Vorschläge zu machen, aber nicht nur
mit der deutsch-französischen Partnerschaft voranzugehen,
sondern das auch gemeinsam mit anderen Nationen zu ma-
chen. Wenn wir in der Europäischen Union erfolgreich
sein wollen, und wir müssen dort erfolgreich sein, kann
uns das Vorangehen und Mitnehmen nur mit allen – noch –
28 Mitgliedstaaten gemeinsam gelingen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Selbstverständlich gehört dazu, dass man nach Lösungen
ringt. Man hat unterschiedliche Erfahrungen. Man hat eine
unterschiedliche Geschichte. Man hat auch unterschiedli-
che Sichtweisen aus den Erfahrungen heraus. Wichtig ist,
dass man am Ende einen gemeinsamen Weg geht. Wichtig
ist, dass am Ende keine Aufteilung, keine Trennung er-
folgt: keine Aufteilung der Europäischen Union in unter-
schiedliche Interessengruppen, in Klein und Groß, in Nord
und Süd sowie in „Club Med“ und in „Visegrad“. Ich glau-
be, es ist richtig, zwar um einen Konsens bemüht zu sein,
zu diskutieren, aber am Ende gemeinsam die Europäische
Union voranzubringen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir leben unter einem gemeinsamen Dach mit gemeinsa-
men Werten. Daher hat der Kompromiss dort seine Gren-
zen, wo er an dem Kern unserer Gemeinschaft rührt. Ganz
klar sind dort die Grenzen, wo die Grundwerte der Euro-
päischen Union angegriffen werden. Das muss man klar
sagen. Die Grundwerte Europas sind nicht verhandelbar.
Wer Mitglied der Europäischen Union ist oder werden
will, muss sie einhalten. Es gibt keine „EU-Mitgliedschaft
light“.

Deshalb ist es richtig, dass die EU gegen Polen ein Ver-
tragsverletzungsverfahren bezüglich der umstrittenen Jus-
tizreform eingeleitet hat und möglicherweise ein weiteres
Verfahren gegen Ungarn einleiten wird. Es muss klar auf-
gezeigt werden, wo Grenzen sind und welche Grenzen
nicht überschritten werden dürfen, wenn man in einer Ge-
meinschaft dabei sein möchte.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Es darf nicht sein, dass Staaten zwar die Vorteile der Euro-
päischen Union in Anspruch nehmen wollen, aber die
Grundwerte missachten und das Prinzip der Solidarität nur
dann akzeptieren, wenn es ihnen selbst am meisten zu nüt-
zen scheint. Hier müssen wir uns in letzter Konsequenz die
Frage stellen, ob solche Staaten tatsächlich noch Mitglied
sein wollen oder Mitglied sein können.

Die Frage der europäischen Werte stellt sich bei allen Mit-
gliedern, natürlich auch bei denjenigen, die neu hinzukom-

men wollen. Deshalb war es richtig, dass in der vergange-
nen Woche beim Gipfel in Sofia das klare Zeichen gesetzt
wurde: Man hat zwar Interesse am Beitritt der Balkanstaa-
ten und hat dem Westbalkan die Beitrittsperspektive deut-
lich aufgezeigt, hat aber auch gleichzeitig gesagt, es ist
notwendig, dass in diesen Ländern bestimmte Entwick-
lungen vorangetrieben werden, damit die Perspektive Rea-
lität werden kann.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Mathias Wagner
(Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Genauso wichtig ist es meines Erachtens allerdings, nicht
nur den Westbalkanstaaten zu sagen, was an Entwicklung
noch notwendig ist, sondern auch die notwendigen Ent-
wicklungen innerhalb der Europäischen Union und das
Umsetzen der Reformen zügig voranzutreiben. Nur eine
starke, eine aktuelle, eine an die Gegenwart angepasste
Europäische Union kann zukunftsfähig sein und andere
Mitglieder aufnehmen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn ich über die Europäische Union rede, möchte ich
auch über einen weiteren Beitrittskandidaten sprechen, den
ich vor ungefähr zwei Wochen besucht habe. Das ist die
Türkei. Vor ungefähr zwei Wochen war ich in Ankara. Es
waren Mitglieder des Europaausschusses dabei. Wir alle
waren von dem, was wir dort erlebt haben – so möchte ich
es sagen –, nachdrücklich betroffen.

Ich sage „nachdrücklich betroffen“: Wir wissen zwar, dass
die Türkei seit 2005 ein offizieller Beitrittskandidat der
Europäischen Union ist, und wir haben dort auch von tür-
kischen Politikerinnen und Politikern aller Couleur ver-
nommen, dass sie den intensiven Wunsch hätten, dass die
Türkei der Europäischen Union beitritt, aber eines muss
man ganz klar sagen: Die Regierung lässt diesen Worten
alles andere als Taten folgen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die türkische Regierung entfernt sich von den Werten
Europas tagtäglich weiter. Viel spricht dafür, dass sich die
Türkei mit den vorgezogenen Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen am 24. Juni von einer parlamentarischen
Demokratie zu einer Diktatur entwickelt, wenn die Wahl
so ausgeht, wie der eine oder andere erwartet, nämlich dass
Präsident Erdogan wieder eine Mehrheit bekommt und
auch noch mit einer parlamentarischen Mehrheit ausgestat-
tet ist.

Das muss man ganz klar und deutlich so beschreiben. Man
bekommt es auch im Land so beschrieben. Was uns dort
als Gäste besonders betroffen gemacht hat und was häufig
nicht so wahrgenommen wird: Der Wahlkampf, der durch-
geführt wird, findet in Zeiten eines Ausnahmezustands
statt. Das heißt, schon jetzt ist die Wahl nicht fair, weil der
Wahlkampf im Ausnahmezustand nicht fair ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Als wir da gewesen sind, haben wir festgestellt: Unabhän-
gige Medien gibt es dort nicht mehr. Die Medien sind mehr
oder weniger gleichgeschaltet. Wenn man sich die Fern-
sehsendungen anschaut – den Kandidaten Erdogan oder
den Kandidaten der CHP –, kann man sagen: Den einen
sieht man ständig auf vielen Kanälen, den anderen über-
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haupt nicht, aber nicht deshalb, weil er nichts tun würde,
sondern weil er einfach nicht gezeigt wird. Wir haben dort
wieder den Wunsch gehört: Helft mit, dass viele Menschen
aufgerufen werden, Wahlbeobachter bei diesen Wahlen zu
sein, bei dem Urnengang vor Ort mit aufzupassen. – Man
kann ein Stück weit die Verzweiflung heraushören: Bitte
schaut hin und vergesst nicht, was in unserem Land pas-
siert.

Deshalb – um zum Ergebnis dieser Reise zu kommen –
kann ich nur sagen: Reisen bildet; man bekommt auch eini-
ges an Informationen, die man sonst nicht bekommen wür-
de. Das Klima dort ist zunehmend angespannt. Es herrscht
ein Klima der Angst. Es herrscht ein Klima der Repression.
Es gibt Verhaftungen unter dem pauschalen Vorwurf der
Unterstützung von Terrorismus. Das gehört zum Alltag
und hat zur Folge, dass die Menschen schweigen. Deshalb
muss man es so deutlich sagen: Die Türkei hat in dieser
Form keine Aussicht auf eine Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Auch das will ich dazusagen: Trotzdem ist und bleibt die
Türkei für uns ein wichtiger Partner. Die Beziehungen zwi-
schen Deutschland und der Türkei sind so eng wie mit kei-
nem anderen Land. In Deutschland leben rund 3,5 Millio-
nen Menschen mit türkischen Wurzeln, und in der Türkei
leben mehrere Millionen Rückkehrer. In Hessen leben rund
300.000 türkeistämmige Bürgerinnen und Bürger, davon
etwa 150.000 mit türkischer Staatsbürgerschaft. All das,
was in der Türkei passiert, spiegelt sich bei uns ein Stück
weit wider. Die EU und Deutschland sind gut beraten,
wenn sie eine zukunftsfähige Form der Beziehungen ohne
eine EU-Mitgliedschaft der Türkei finden, d. h. der Türkei
immer die Hand reichend.

Man kann sagen, dass es viele Projekte gibt, die aufgrund
der guten Zusammenarbeit funktionieren. Das konnten wir
uns vor Ort anschauen. Das ist die türkische Flüchtlingsar-
beit, und das ist die Umsetzung des EU-Türkei-Flücht-
lingsabkommens. Das haben wir von vielen internationalen
Gesprächspartnern einhellig bestätigt bekommen. Beste-
hende Kontakte in die Türkei dürfen wir deshalb nicht ab-
reißen lassen. Wir müssen sie intensivieren, wir müssen sie
pflegen. Wir müssen den Menschen dort ein Stück Hoff-
nung geben, die die Hand in Richtung Europa reichen wol-
len. Deshalb plädiere ich auch sehr stark dafür, unsere Re-
gionalpartnerschaft zu Bursa weiter zu pflegen, so wie wir
es bei unserem Besuch in Ankara auch vermittelt haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich zu den
Herausforderungen der Europäischen Union kommen. Ja,
die Europäische Union ist eine Erfolgsgeschichte der ver-
gangenen 100 Jahre. Sie hat Frieden geschaffen und be-
wahrt. Sie hat uns den größten Binnenmarkt der Welt er-
schließen lassen. Sie ist Basis für Wohlstand, Wachstum
und Arbeitsplätze. Sie hat das Potenzial, zum Friedensga-
ranten in der Welt zu werden. Ich sage aber auch ganz klar:
Sie muss dieses Potenzial auch nutzen.

Nach außen wie nach innen steht die Europäische Union
vor großen Herausforderungen. In einer immer komplexer
werdenden Welt, mit Problemen, die immer komplexer
werden, und Antworten, die immer schwieriger werden,
werden Populisten immer lauter.

Eine der großen Herausforderungen, die die Europäische
Union zu bewältigen hat, ist mit Sicherheit auch die Frage
der globalen Flüchtlingsströme. Die Europäische Union
muss zu einer gemeinsamen Migrationspolitik finden, ih-
ren Beitrag zur Bekämpfung der Fluchtursachen in den
Herkunftsländern leisten und gemeinsam die Außengren-
zen schützen. Was in Europa passiert, kommt bei uns in
Hessen an. Deswegen ist Europa bei uns vor Ort auch so
wichtig.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, ja, wir müssen innerhalb
der Europäischen Union eine sehr starke Rolle spielen.
Auch ohne Donald Trump wäre es an der Zeit, dass Europa
in der Welt mehr Verantwortung übernimmt. Aber eines
muss man auch sagen: Der amerikanische Präsident macht
uns schmerzlich bewusst, dass Europa, wie der eine oder
andere sagt, jetzt erwachsen werden muss. Vor allem muss
Europa selbstbewusster werden, muss stark werden und
geschlossen auftreten.

Die USA waren über Jahrzehnte der natürliche Partner
Europas. Nun gehen sie zunehmend unabgesprochen eige-
ne Wege, sei es beim Freihandel, sei es beim Klimaabkom-
men, beim Atomabkommen mit dem Iran oder der Aner-
kennung Jerusalems als Hauptstadt Israels. Diese Entwick-
lung berührt uns in Hessen in besonderer Weise; denn un-
sere Bindungen zu Amerika sind – nicht nur durch das US-
Hauptquartier in Wiesbaden – seit jeher sehr eng. Wir
wünschen uns auch, dass die Beziehungen zu den Verei-
nigten Staaten sehr eng bleiben, trotz des jetzigen Präsi-
denten.

Sehr geehrte Damen und Herren, im Verhältnis zu Russ-
land gibt es bisher ebenfalls keine wirklichen Zeichen der
Entspannung. Das muss man leider sagen. Alle, die nach
Ende des Kalten Krieges hofften, dass Entspannung eintre-
ten würde, sind ihrer Hoffnung beraubt oder enttäuscht
worden. Die Beziehungen sind nach wie vor angespannt.
Die Beziehungen sind durch die völkerrechtswidrige Be-
setzung der Krim belastet. Wenn wir sehen, dass die USA
und Russland politisch und militärisch im Nahen Osten en-
gagiert sind, dann wissen wir, welche Risiken in der Welt
bestehen, welchen Schwierigkeiten, Belastungen und Her-
ausforderungen die Europäische Union ausgesetzt ist und
warum eine starke Rolle der Europäischen Union so not-
wendig ist.

Auf dieses komplexe Gefüge in der Welt können wir nur
gemeinsam eine Antwort finden. Hierbei muss die Euro-
päische Union zukünftig eine zentrale und selbstbewusste
Rolle spielen, so wie ich es gerade gesagt habe. Sie muss
eine starke und zentrale Rolle spielen, in einer Zeit, in der
man gemeinsam stehen muss, in der aber die eine oder an-
dere politische Partei den Nationalismus besonders be-
schwört und glaubt, mit nationalen Egoismen weiterzu-
kommen.

Das ist schon sehr betrüblich, wenn man sieht, dass es im-
mer mehr Menschen gibt, die der Europäischen Union eher
kritisch gegenüberstehen. Zum Glück sind sie in der Min-
derheit, aber leider manchmal sehr laut. Diejenigen, die
glauben, dass man national etwas besser regeln könnte, le-
ben in der falschen Vorstellung, dass man mit einfachen
Antworten komplexe Zusammenhänge darstellen könnte,
dass man damit der Globalisierung begegnen könnte. Sie
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glauben, dass der ungebundene und vermeintlich stärkere
Nationalstaat die Antwort auf eine Europäische Union sei.

Da kann man nur ganz klar sagen: Das ist mit Sicherheit
der falsche Weg. In dieser komplexen Welt, mit den Her-
ausforderungen, die ich gerade beschrieben habe, ist Natio-
nalismus mit Sicherheit die falsche Antwort. Wir haben die
Aufgabe, dem den Boden zu entziehen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Da die Redezeit dafür nicht ausreichend ist, möchte ich
wenigstens angemerkt haben, dass das, was im Moment in
Italien passiert, auch die Regierungsbildung in Italien, uns
mit größter Sorge erfüllt, insbesondere deshalb, weil Italien
einer der Gründerstaaten der Europäischen Union ist. Ei-
gentlich wollen wir auf dieser Säule weiterbauen. Wir kön-
nen nur hoffen, dass Italien sich nicht von Europa entfernt,
sondern Europa stärken wird.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn ich über die Euro-
päische Union rede, über diejenigen, die dabei sind, dann
muss ich auch über diejenigen reden, die rausgehen. Da
geht es um das Thema Brexit. Wenn wir über den Brexit
reden, dann können wir sagen: Ja, das ist eine typische
Auswirkung und ein Ergebnis einer Strömung, wenn man
Nationalismus betreibt, wenn man Menschen einredet, dass
man etwas alleine besser lösen könnte als gemeinsam. Die
Menschen in Großbritannien haben entschieden, aus der
Europäischen Union aussteigen zu wollen, glaubend, dass
es ihnen dann besser ginge. Jetzt erfahren sie schmerzhaft,
dass die ersten schlimmen Konsequenzen schon eintreten,
und sie spüren die Folgen ihrer fatalen Entscheidung.

Uns bewegt es mit sehr großer Sorge, wenn wir sehen, dass
durch den Brexit Fragen, die vorher schon klar waren, aber
nie thematisiert wurden, jetzt komplett neu aufbrechen.
Dabei geht es z. B. um die Frage der Grenze zwischen
Nordirland und Irland. Es geht darum, ob es dort weiter
Frieden geben kann und ob das Karfreitagsabkommen wei-
ter halten wird. Europa ist viel mehr als Binnenmarkt oder
Handel. Hier kann man ganz klar sagen: friedenstiftende
Wirkung der Europäischen Union.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin, die Redezeit der Fraktionen ist erreicht.

Lucia Puttrich, Ministerin für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Bevollmächtigte des Landes Hessen
beim Bund:

Das weiß ich, das dauert aber noch ein Momentchen. Über
Europa muss man länger reden.

Wenn ich über den Brexit rede, dann möchte ich auch die
Situation der britischen Staatsbürger ansprechen, die in
Hessen leben. Rund 10.000 britische Staatsbürger leben in
Hessen. Sie machen sich Sorgen darüber, wie es mit ihnen
weitergeht. Diese britischen Staatsbürger arbeiten bei uns,
vor allem im süddeutschen Raum, viele in Darmstadt. 2016
haben 100 Briten die deutsche Staatsbürgerschaft bean-
tragt, weil sie sich gefragt haben, wie es weitergeht. 2017

gab es schon 900 Anträge auf deutsche Staatsbürgerschaft.
Das machen sie nicht aus Sorglosigkeit, sondern aus Sorge.

Wenn wir wiederum schauen, was der Brexit für uns be-
deutet, dann können wir zusammengefasst sagen: Natürlich
bringt er wirtschaftliche Folgen. Das ist gar keine Frage.
Wenn man das am Beispiel Opel nimmt und sieht, wie
häufig Zulieferteile veredelt werden oder wie viele Teile in
die entsprechenden Modelle eingearbeitet werden: Da gibt
es Produkte, die bis zu sechsmal die Grenze hin und her
überwinden müssen, bis sie eingebaut werden. Das verur-
sacht Kosten, das verursacht Verlagerungen. Das verur-
sacht auch, dass Produktion nicht mehr in der Sicherheit
der zeitlichen Taktung ablaufen kann. Alleine wenn eine
Zollabfertigung an der Grenze zwei Minuten dauert, be-
deutet das bis zu 30 km Stau. Das hat man errechnet. Ich
will es nur ein bisschen beschreiben. Der Brexit heißt für
uns ganz klar: Er hat Auswirkungen auf die Wirtschaft, die
Unternehmen leiden, sei es in Großbritannien oder bei uns.

Wir können sagen: Wir helfen den Unternehmen vor Ort
mit den klaren Antworten, die sie benötigen, wie sie mit
solchen Situationen umgehen sollen. Große Firmen haben
ihre eigenen Brexit-Planungsstäbe. Die kleinen haben das
nicht. Deswegen unterstützen wir kleine und mittlere Be-
triebe durch unsere Kollegen in Brüssel gemeinsam mit
den lokalen Wirtschaftsförderern, mit der Hessen-Agentur
und den Industrie- und Handelskammern. Wir sind im
ständigen Austausch und im ständigen Gespräch, weil wir
in Hessen eine besondere Rolle haben, da wir besonders
betroffen sind. Wir helfen den Unternehmen und den Men-
schen vor Ort in diesen Fragen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich nur kurz auf den Finanzplatz Frankfurt
eingehen. Sie haben heute gerade auf dpa gelesen, dass
Hessen weniger vom Brexit betroffen sei als andere Bun-
desländer. Das hat damit zu tun, dass Frankfurt ein starker
Finanzstandort ist. Dazu kann ich nur sagen: Ich würde mir
an der einen oder anderen Stelle wünschen, dass man für
diesen Finanzstandort auf kommunaler Ebene mehr tut und
klar hervorhebt, wie wichtig er für die hessische und
Frankfurter Wirtschaft ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir brauchen diesen Finanzstandort. Wir brauchen die ent-
sprechende Aufsichtsstruktur. Wir wollen beim Thema
Euroclearing und bei anderen Fragen nicht, dass das Geld
woanders verdient und das Risiko bei uns getragen wird.
Es kann nicht sein, dass bei den Bemühungen, die wir im
Moment für das Euroclearing an den Tag legen, in London
die Geschäfte und die großen Umsätze gemacht werden,
hinterher über die EZB die europäischen Mitgliedstaaten
das Risiko zu tragen hätten, die Briten raus wären und wir
das Problem hätten.

Das ist der Grund, warum wir uns als Landesregierung für
das Euroclearing in besonderem Maße einsetzen und wir
das Euroclearing innerhalb der Europäischen Union haben
wollen und nicht weiterhin in London.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, wir haben im Bereich Europa viel zu tun. Wir haben die
Menschen zu überzeugen. Das tun wir in einem intensiven
Austausch. Das tun wir z. B. im Rahmen der Europawo-
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che, durch die Unterstützung und Finanzierung von vielen
Projekten und vor allem durch viele Menschen, die mit
Leidenschaft für die Europäische Union kämpfen und ent-
sprechend für sie eintreten.

Wie kann man Menschen am besten überzeugen? – Indem
man ihnen unmittelbar die Betroffenheit zeigt und indem
man sagt: Europa findet bei uns statt – in den großen Fra-
gen Frieden, Freiheit und Wohlstand, aber auch in den Fra-
gen, die die Menschen unmittelbar betreffen.

Ein Stichwort ist die Kohäsionspolitik. Wir haben uns ge-
meinsam mit unserer Partnerregion dafür starkgemacht,
dass die EU-Strukturmittel auch in starke Regionen flie-
ßen, nach Hessen, in die Emilia-Romagna, in die Nouvelle-
Aquitaine und in die Wielkopolska, weil wir wissen, dass
starke Lokomotiven auch die anderen Wagen ziehen kön-
nen. Deshalb sind wir gemeinsam dafür eingetreten, dass
auch starke Regionen zukünftig Mittel bekommen. Es freut
uns besonders, dass das auch im Koalitionsvertrag der
Bundesregierung entsprechend verankert ist. Es ist gut für
Hessen, und es ist gut mit der Europäischen Union gere-
gelt.

Eines der letzten Stichworte, die ich nennen will, ist der
mehrjährige Finanzrahmen – ein mehrjähriger Finanzrah-
men, der entsprechende Mittel braucht, sodass unsere Re-
gionen gestärkt werden und vor allen Dingen die Landwirt-
schaft und der ländliche Raum bei uns gestärkt werden.

Ein weiterer Punkt ist der Bankenstandort und Finanz-
standort. Wir wollen uns dafür einsetzen, dass eine Wirt-
schafts- und Währungsunion weiterentwickelt wird, die un-
seren Finanzstandort stärkt.

Ein weiteres Beispiel, das ich nennen möchte, ist der For-
schungsstandort Hessen. Wir treten dafür ein, dass hier
entsprechende Mittel veranschlagt werden, um den For-
schungsstandort Europa, aber auch den Forschungsstandort
Hessen zu sichern.

Wir müssen über den Bereich Digitalisierung reden. Ja, wir
brauchen die entsprechende finanzielle Ausstattung in der
Europäischen Union, damit wir aber auch innerhalb Hes-
sens und innerhalb Deutschlands die Digitalisierung weiter
vorantreiben können – eine der größten Zukunftsaufgaben,
die uns beschäftigen.

Lassen Sie mich noch das Beispiel Erasmus nennen. Es
soll eine Verdoppelung der entsprechenden Mittel geben.
Ja, das ist richtig, und das ist gut. Junge Leute ins Ausland
zu schicken und andere zu uns zu holen, heißt es als proba-
tes und bestes Mittel der Völkerverständigung einzusetzen.
Wenn junge Menschen sich austauschen, wenn man sich
begegnet und wenn man sich kennenlernt, ist das der beste
Weg gegen Nationalismus. Erasmus gilt nicht nur für Stu-
denten, nicht nur für Abiturienten, sondern es gilt auch für
Auszubildende in gewerblichen Betrieben. Deshalb kann
ich nur sagen: Lassen Sie uns gemeinsam dafür werben,
dass junge Leute diese Programme auch entsprechend an-
nehmen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben jetzt eine Europawoche hinter uns, von der ich
nur sagen kann: Ich bin vielen engagierten, positiven Men-
schen begegnet, die sagen: Wir wissen, was uns Europa be-
deutet. – Ich bin vielen jungen Menschen in Diskussionen
begegnet, für die die Europäische Union einfach die Le-
bensrealität ist und die sich das gar nicht anders vorstellen

können. Für sie ist das eine Selbstverständlichkeit, und sie
sagen: Das ist unsere Zukunft.

Deshalb müssen wir auf diese jungen Leute bauen. Wir
wollen nicht, dass es ihnen einmal so wie denen in Groß-
britannien geht. In Großbritannien sagen die jungen Leute:
Wir sind nicht zur Abstimmung gegangen, und die Alten
haben über unsere Köpfe entschieden; hätten wir es ge-
wusst, dann wären wir wahrscheinlich hingegangen. Sie
haben uns die Zukunft verbaut.

Wir haben die Aufgabe: Wir müssen den jungen Leuten
die Europäische Union mit unseren Mitteln hier vor Ort,
auch in Hessen, in dieser Art und Weise gewährleisten, so
dass wir sagen können, dass wir ihnen nicht die Zukunft
verbaut, sondern dass wir ihnen die Zukunft gestaltet ha-
ben. Insofern gilt: gemeinsam miteinander für Hessen in
Europa. – Besten Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Ich eröffne die Aussprache. Die Redezeit
hat sich für die Oppositionsfraktionen um drei Minuten er-
höht. Ich habe ein bisschen aufgestockt. Mit zwei Minuten
und 17,5 Sekunden wollte ich jetzt nicht arbeiten. Das
Wort hat Herr Schäfer-Gümbel für die Fraktion der SPD.
Bitte schön.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Gäste im Plenarsaal! Diese traditionelle Regierungs-
erklärung zum Thema Europa, die inzwischen wirklich ei-
ne Tradition im Hessischen Landtag geworden ist, halte ich
für ausdrücklich richtig, weil die europäischen Fragen auch
in den Hessischen Landtag gehören.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich möchte mich am heutigen Tage im Kern mit drei
großen Komplexen beschäftigen – ein bisschen anders, als
es die Ministerin gemacht hat. Ich möchte mich auch mit
den Defiziten der europäischen Integration beschäftigen,
weil ich glaube, dass wir aus den Allgemeinplätzen heraus
müssen, und raus aus den Erzählungen zu Europa aus den
letzten Jahrzehnten, weil sie offensichtlich nicht mehr ge-
nügend Bindungskraft haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Für die ältere Generation ist Europa das Projekt des Frie-
dens und des Wohlstands. Die meisten Älteren kennen die
Soldatenfriedhöfe in Frankreich, in Russland und in
Deutschland. Aber dieses Narrativ des Friedensprojekts
Europa hat ganz offensichtlich in den letzten Jahren deut-
lich an Strahlkraft verloren – und das, obwohl die Ukraine
keine zwei Flugstunden von hier entfernt ist.

Auch das Narrativ, dass Europa Wohlstand für alle bedeu-
tet, überzeugt offensichtlich nicht mehr. Die Versprechen,
dass es den nächsten Generationen auch aufgrund der euro-
päischen Integration, der Entwicklung, der demokratischen
Rechtsstaaten und der Marktwirtschaft – in unserem Ver-
ständnis der sozialen Marktwirtschaft – am Ende besser
geht, überzeugt offensichtlich nicht mehr alle.
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Auch dies hat natürlich viel mit den Entwicklungen der
letzten Jahre und Jahrzehnte zu tun, nicht zuletzt seit der
Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 und den
Konsequenzen aus der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise.

Die Verantwortung für die weitere Entwicklung Europas
scheint in diesen Wochen und Monaten sehr viel stärker
bei einer jungen Bewegung wie „Pulse of Europe“ zu lie-
gen als bei denen, die politische Verantwortung tragen.
Diese Bewegung hat in den letzten Monaten deutlich Im-
pulse gesetzt für die europäische Debatte und auf die Defi-
zite der europäischen Integration der letzten Jahrzehnte
oder insbesondere des letzten Jahrzehnts hingewiesen.

Ich persönlich bin davon überzeugt, dass Europa ein neues
Narrativ braucht, das mehr ist als das Friedensprojekt, oh-
ne es nicht mehr zu einem Friedenprojekt werden zu lassen
– mehr als ein Wohlstandsversprechen, das abstrakt daher-
kommt und endlich konkret wird. Deswegen bin ich froh –
und das teile ich ausdrücklich mit der Ministerin –, dass
wir im Koalitionsvertrag zur Großen Koalition in Berlin ei-
ne ganze Reihe von substanziellen Veränderungen für die
zukünftige Europapolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land verankern konnten, beispielsweise das Bekenntnis zu
mehr Investitionen und zur Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit – ein Versprechen, das dringend überfällig
ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich will allerdings auch darauf hinweisen – und das gehört
zur Wirklichkeit einer solchen Debatte dazu –, dass das,
was im Koalitionsvertrag steht, noch lange nicht konkrete
Politik ist – auch weil das, was im Koalitionsvertrag for-
muliert wurde, zumindest von Teilen unseres Koalitions-
partners, wenn ich mir die Fraktion rund um Herrn Irmer
oder Herrn Willsch oder andere anschaue, ausdrücklich in-
frage gestellt wird und die eigentlichen Auseinanderset-
zungen in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion noch anste-
hen.

Deswegen will ich in aller Deutlichkeit sagen: Es muss
Schluss sein mit dem Spardiktat gegenüber Südeuropa,
weil wir keine verlorene Generation in Europa wollen, weil
sie am Ende über das Wohl und Wehe Europas entschei-
det.

(Beifall bei der SPD)

Ich will das sagen: Auch in mancher Rede, die ich schon
hier im Haus gehört habe, gibt es ein paar Widersprüche,
mit denen wir umgehen lernen müssen. Das gibt es übri-
gens nicht nur bei Ihnen, sondern manchmal auch in unse-
ren Reihen. Das will ich gleich dazusagen.

Diese Widersprüche bestehen unter anderem darin, auf der
einen Seite zu sagen: „Wir sind das Exportland Nummer
eins“, aber dann, wenn es um die konkrete Umsetzung bei-
spielsweise der regionalen Spaltung in Europa geht, doch
sehr viel stärker darauf zu setzen, dass diese Wettbewerbs-
vorteile in vielen Bereichen – ich werde am Ende noch ein
paar Bemerkungen zu Hessen machen – nicht ausgeglichen
werden können, weil man sich diese Vorteile erhalten hat.

Ich sage sehr ausdrücklich, dass dies ein Teil des Problems
der europäischen Integration der letzten zehn Jahre ist. Wir
haben Ziele für Inflation, für das Budgetdefizit, aber keine
Ziele für Arbeitslosigkeit, für die Reduzierung der Zahl der
Menschen ohne Schulabschlüsse, für Investitionsquoten.
Stattdessen erleben wir einen Wettbewerb um die niedrigs-
ten Steuern und Sozialstandards.

Die Technokratisierung Europas, bei der über alle mögli-
chen Instrumente geredet wird, aber am Ende die Ziele
völlig verschwimmen, ist ein weiteres Übel in der europäi-
schen Integration, bei der immer mehr Menschen offenbar
den Eindruck haben, dass ihre berechtigten Interessen zu
sozialer Sicherheit nicht gewahrt bleiben.

Sozialer Fortschritt aus Europa ist konkret. Auch deswegen
sind wir der Auffassung, dass das, was wir beispielsweise
bei Menschenrechten, bei sozialen und ökologischen Stan-
dards für richtig halten, zukünftig verbindlich durchgesetzt
werden muss. Wir als Sozialdemokratie sind beispielswei-
se froh, dass es uns in teilweise erbitterten und nicht ein-
fach gefallenen Verhandlungen gelungen ist, die Kernar-
beitsnormen der ILO, der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, in einem Freihandelsabkommen wie CETA zu veran-
kern. Wir sind froh, dass im Koalitionsvertrag niedergelegt
ist, dass das die Grundlage zukünftiger Freihandels- oder –
wie wir glauben – Fairhandelsabkommen sein muss.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden auch offensiv darüber zu reden haben, dass die
europäische Arbeitsteilung einer der Wohlstandsgaranten
und im Übrigen auch Garant für das Soziale in unserem
Land ist. Kein Krankenhaus – auch nicht in Hessen – wür-
de noch ohne Zuwanderung aus mittel- und osteuropäi-
schen EU-Ländern und vielen anderen mehr funktionieren.
Ich finde, wir haben allen Anlass, die Vorzüge – auch für
unser Wohlstands- und Sozialmodell in der Europäischen
Union – lauter und deutlicher zu benennen, verbunden mit
dem ausdrücklichen Hinweis, dass die Vorteile dieses Mo-
dells eben auch zurückgegeben werden müssen, weil wir
nicht zulassen dürfen, dass sich die sozialen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen regional so brutal unterschied-
lich entwickeln, wie es derzeit der Fall ist.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Die zweite Bemerkung, die ich machen will, ist – und das
ist in der Regierungserklärung angeklungen –, dass Europa
nur eine Chance hat, eine Stimme und ein Gewicht in der
Welt zu bekommen, wenn wir anders und stärker zusam-
menarbeiten.

Die Stichworte sind eben alle genannt worden. Wir erleben
eine Vielzahl außenpolitischer Krisen. Die Türkei bei-
spielsweise ist mit ihrer Entwicklung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit ausdrücklich beschrieben worden, und
ich teile jede dieser Beschreibungen. Die Auseinanderset-
zung um die Aufkündigung des Iran-Abkommens und das,
was dort an Zeichen gesetzt wurde – wenn wir in zwei Jah-
ren auf die Administration Trump zurückschauen, wird
sich das möglicherweise als die schlimmste aller Fehlent-
scheidungen der Vereinigten Staaten unter der Administra-
tion Trump herausstellen –, halte ich für verheerend. Im
Übrigen gilt das auch für andere Konflikte und mögliche
Auflösungen, jetzt auch sehr konkret im Zusammenhang
mit der Nordkorea-Krise. Es ist fahrlässig, solche Abkom-
men, die unter größten Schwierigkeiten zustande gekom-
men sind, aufzukündigen. Ich kann mich des Eindrucks
nicht erwehren, dass es dabei ausdrücklich nicht nur um si-
cherheitspolitische Interessen der Vereinigten Staaten geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Entwicklungen im Nahen und Mittleren Osten müssen
Europa mehr denn je beschäftigen. Das hat etwas mit der
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gesamten Aufstellung in der Region zu tun und mit der
Humanitätskrise 2015, die uns so deutlich gemacht hat,
dass die humanitäre, die ökonomische, die soziale, aber
auch die sicherheitspolitische Entwicklung gerade im Na-
hen und Mittleren Osten Europa mehr betrifft als alle ande-
ren.

Wir erleben, dass die alte Ordnung, die Friedens- und Si-
cherheitsordnung und -architektur auseinanderfallen. Es ist
geradezu absurd in einer Welt, die nach mehr Multilatera-
lismus schreit, in diesen Tagen zu erleben, dass ein US-
amerikanischer Außenminister von ferne das G20-Außen-
ministertreffen grüßt, ohne an den Beratungen dort teilzu-
nehmen. Ich sage: Das muss einem Sorge machen und
kann am Ende nur dazu führen, dass der Auftrag an Euro-
pa, jetzt offensiver, starker und entschiedener Akteur in der
Welt zu werden, endlich ernst genommen wird.

(Beifall bei der SPD)

Um das zu erreichen, muss Europa allerdings mehr tun, als
nur in politischen Erklärungen zu der Einsicht zu kommen,
gemeinsam handeln zu wollen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Wir brauchen Einigkeit in der europäischen Außen-
politik, der Wirtschafts- und Währungspolitik, der Sankti-
onspolitik und der Sicherheitspolitik. Nur wenn es uns ge-
lingt, dass wir jenseits der Erklärungen angesichts von Re-
gierungsgipfeln endlich konkrete gemeinsame politische
Schritte unternehmen, nur dann wird es am Ende gelingen,
Europa zu einem starken Akteur zu machen.

Europa wird mehr denn je gebraucht. Am heutigen Tage
findet die – fast groteske – öffentliche Anhörung von Mark
Zuckerberg im Europäischen Parlament statt. Es dürfen nur
einige wenige Abgeordnete überhaupt Fragen stellen, es
wird im Livestream übermittelt.

Warum erwähne ich dieses Stichwort? – Weil die Platt-
formökonomie und die Digitalisierung immer stärker ge-
meinsames Handeln Europas erzwingen werden. Der Da-
tenschutz beispielsweise wird – davon bin ich überzeugt –
zunehmend ein Wettbewerbs- und Wohlstandsvorteil, weil
es immer mehr Akteure gibt, die ein hohes Interesse daran
haben, dass es eine Datenkultur gibt, die Daten absichert.
Wer schon einmal in den Vereinigten Staaten manche De-
batte gesehen hat, aber auch einen anderen zunehmend
großen Akteur, nämlich die Volksrepublik China, der be-
kommt sehr schnell ein Gefühl dafür, welche Rolle bzw.
Nicht-Rolle der Datenschutz in bestimmten Ökonomien
spielt, dass aber gleichzeitig die Plattformökonomieunter-
nehmen eben Unternehmen dieser Länder sind.

Es ist eines der großen Defizite Europas, dass es uns nach
der großen Erfolgsgeschichte, in der Europa sich mit Air-
bus erstmals wieder industriepolitisch aufgestellt hat –
auch als Reaktion auf die Entwicklung der globalen Märk-
te –, nicht gelungen ist, in den letzten 25, 30 Jahren ernst-
haft gemeinsame Aktivitäten im Bereich der digitalen Öko-
nomie oder bei artverwandten Themen überhaupt aufzuset-
zen. Es ist nahezu absurd, dass es nach der Entwicklung
zum GPS-System und den Ankündigungen, mit Galileo ein
eigenes System aufbauen zu wollen, noch immer nicht vor-
angegangen ist.

Wer nicht ein Minimum an ökonomischen und infrastruk-
turellen Voraussetzungen schafft, der wird in der digitalen
Ökonomie abgehängt werden. Deswegen brauchen wir
mehr gemeinsame Ausrichtung auf Industrie- und For-
schungs- und Entwicklungspolitik, als es derzeit der Fall
ist.

(Beifall bei der SPD)

Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden, dass Europa
geschwächt wird: innenpolitisch durch die nationalisti-
schen Aufwallungen, aber eben auch aus Mangel an Soli-
darität innerhalb Europas. Mit Emmanuel Macron ist vor
eineinhalb Jahren ein Akteur auf die Bühne getreten, der
nicht nur den Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in
Frankreich in die Schranken verwiesen hat – hoffentlich
auf Dauer, und auch das ist übrigens etwas, was eng mit
der weiteren sozialen und ökonomischen Entwicklung
Europas in Zusammenhang steht –,

(Zuruf von der FDP)

auf dessen Vorschläge zur Weiterentwicklung der Wirt-
schafts- und Währungsunion es aber in Europa bisher kei-
ne Antworten gibt. Ich will das ausdrücklich sagen: Mich
beschwert es, dass wir auch in der Großen Koalition und in
der Regierung auf Bundesebene bisher keine Antwort auf
diese Vorschläge gefunden haben, weil wir in der Koaliti-
on noch erheblichen Debattenbedarf haben, obwohl es im
Koalitionsvertrag klare Verabredungen dazu gegeben hat.

(Beifall bei der SPD)

Wenn es um europäische Solidarität und Zusammenarbeit
geht, will ich einen anderen Punkt betonen als die Ministe-
rin. Ich glaube, dass die deutsch-französische Freund-
schaft, so elementar sie für Frieden, Sicherheit und Zusam-
menhalt in Europa ist, angesichts der Veränderungen nicht
reicht. Ja, wir brauchen klare Sprache und Entscheidungen,
beispielsweise mit Blick auf die rechtsstaatlichen Entwick-
lungen in Polen, in Ungarn und in manch anderen Ländern.
Aber genauso klar ist für mich, dass wir eine Wiederbele-
bung des Weimarer Dreiecks brauchen, weil am Ende eine
Zukunft Europas nur in der Zusammenarbeit zwischen den
Ländern West-, Mittel- und Osteuropas liegen kann, weil
die, die außerhalb sind und ein Interesse daran haben, dass
es Spaltungslinien gibt, und alles dafür tun, aus ökonomi-
schen, aus sicherheitspolitischen und aus strategischen
Gründen nur dadurch in die Schranken gewiesen werden
können, dass wir Europa zusammenhalten und Solidarität
konkret wird.

Deswegen ein ausdrückliches Plädoyer zur Wiederbele-
bung des Weimarer Dreiecks und des strategischen Dialogs
zwischen Frankreich, Deutschland und Polen. Ich halte das
für elementar für die weitere Entwicklung der Europäi-
schen Union.

(Beifall bei der SPD)

Damit will ich zur vorletzten Bemerkung kommen. Europa
darf nicht länger ein Elitenprojekt bleiben. Grenzenloses
Reisen, Mehrsprachigkeit, kultureller Austausch, das ist
auf diesem Kontinent nach wie vor ein Privileg der weni-
gen – nicht der ganz wenigen, aber doch deutlich einer
Minderheit. Offenbar liegt auch der Schwerpunkt bei vie-
len Aktivitäten in den Elitenbeziehungen. Wir begrüßen
sehr, dass Erasmus inzwischen ein bisschen geöffnet ist.
Aber ich glaube, dass das nur der Anfang von dem sein
kann, was wir mehr brauchen.

Sozialer Fortschritt, der in Europa konkret wird, beispiels-
weise mit der Entsenderichtlinie und dem Prinzip „gleicher
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort“, ist eine der In-
itiativen, die ein Fundament dafür bilden können, dass sich
Europa in dem Sinne, wie ich es beschrieben habe, weiter-
entwickelt.
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Wir werden aber auch den kulturellen Austausch in Europa
stärken müssen. Ich persönlich bin ein großer Freund des
Interrail-Programms der Europäischen Kommission. Ich
finde es richtig, dass wir dafür sorgen, dass es unabhängig
vom Geldbeutel der jungen Menschen einen Austausch in
Europa gibt. Um es ein bisschen flapsig zu formulieren:
Wir müssen dafür sorgen, dass es ein bisschen weniger
Wining and Dining in der Landesvertretung gibt, aber da-
für mehr Austausch. Das bedeutet am Ende eben auch
mehr Interrail statt Salonwagen. Auch das ist eine der not-
wendigen Konsequenzen.

(Beifall bei der SPD – Michael Boddenberg (CDU):
Da gibt es nur Wasser!)

Damit will ich zu meinem vierten und letzten Punkt kom-
men. Das ist die Frage: Was heißt das eigentlich für Hes-
sen? – Ich will offen sagen, an der Stelle bin ich ein
bisschen enttäuscht von der Regierungserklärung. Es gab
eine Passage in der Regierungserklärung, die am Ende
nicht mehr vorgetragen wurde, dass man jetzt ein paar
Korrekturen in Europa vornehmen muss und dass wir das
zügig tun müssen. Ich habe, ehrlich gesagt, die Position der
Landesregierung zu diesen Korrekturen vermisst. Damit
meine ich weniger die großen Fragen von Wirtschafts- und
Währungsunion, Außen- und Sicherheitspolitik; denn wir
wissen auch, dass die nicht unmittelbar im Hessischen
Landtag beschrieben werden.

Ich hätte mir vorstellen können, dass die Landesregierung
ein bisschen mehr über ihre Brexit-Strategie redet, über die
Fragen: Gibt es eine Strategie, und was sind die Konse-
quenzen aus dieser Strategie für den Wohnungsbau ange-
sichts der vielen, die in die Region neu dazukommen, und
explodierender Preise? Was heißt das für die Frage der Bil-
dungspolitik angesichts der vielen noch einmal Internatio-
naleren, die in die Region kommen, und des Lehrerman-
gels, den wir ohnehin schon haben? Oder was heißt das für
die Mobilitätsfragen, die so viele Hessinnen und Hessen
schon jetzt jeden Tag an die Grenzen ihrer Belastungsfä-
higkeit bringen, wenn sie versuchen, in den Großraum
Frankfurt/Rhein-Main zu kommen?

Dazu hätte ich gern ein paar Bemerkungen gehabt. Ich hät-
te gern auch zu anderen Themen ein paar Bemerkungen
gehabt, beispielsweise: Wenn das alles richtig ist, was hier
vorgetragen wurde – wie gesagt, im Allgenmeinen teile ich
viele der Bemerkungen, die gemacht wurden –, was heißt
das denn für die Ausrichtung der Bundesländer, auch von
Hessen, für die Gemeinsame Agrarpolitik? Wie stehen wir
denn angesichts des Wegfalls der britischen Mittel im EU-
Haushalt und der mittelfristigen Finanzplanung zu den er-
heblichen Mehrbedarfen in Europa, auch für die regionale
Förderung, beispielsweise in starken Regionen – das ist
eben ausdrücklich betont worden –, und Einsparungen auf
der anderen Seite?

Ich kann nicht erkennen, dass es eine Positionierung der
Landesregierung hierzu gibt. Ich glaube, dass wir mehr re-
gionalen Ausgleich brauchen, weil wir die unterschiedli-
chen Entwicklungen in Europa deutlich verändern müssen.
Das könnte möglicherweise auch mit einer Neuausrichtung
der Agrarpolitik in Hessen zusammenhängen – als einem
von 16 Bundesländern in der Bundesrepublik Deutschland
mit sehr unterschiedlichen Strukturen. Aber dazu hätte ich
gern etwas gehört.

Das gilt auch für ein Thema, das der Ministerpräsident hier
regelmäßig aufruft, wie ich finde, in der Abstraktheit völlig

zu Recht, nämlich die Perspektiven der Forschungs- und
Entwicklungspolitik. Ich hätte gern von der Landesregie-
rung gewusst, auch angesichts der Debatte in der letzten
Sitzung des Europaausschusses zur Umsetzung von euro-
päischen Programmen, wie wir denn damit umgehen, dass
beispielsweise die süddeutschen Bundesländer dramatisch
mehr europäische Strukturmittel und Forschungsförde-
rungsmittel abholen können, als das in Hessen stattfindet.

Dazu hätte ich gern ein paar Antworten gehabt, weil es am
Ende aus einer allgemeinen europapolitischen Debatte, die
ich nicht gering schätzen will, weil sie ihren Wert hat, eine
wirkliche Regierungserklärung gemacht hätte; denn dann
hätten wir uns erstmals mit den Strategien dieser Landesre-
gierung für ein besseres Europa beschäftigen können. So
bleibt es am Ende ein Defizitbereich, was ich sehr bedaue-
re. Damit ist erneut eine Chance in europäischen Fragen
verpasst worden. – Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Abg. Hammann für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Krieg in Syrien, der
Ukrainekonflikt, die zunehmende Erderhitzung durch den
Klimawandel, der globale Terrorismus, Hackerangriffe
über Landesgrenzen hinweg, das Flüchtlingssterben im
Mittelmeer, die Aufkündigung des Atomabkommens mit
dem Iran durch die USA und der drohende Handelskrieg
mit den USA – dies alles sind Herausforderungen, denen
heute kein europäischer Mitgliedstaat mehr allein begeg-
nen kann. Dafür brauchen wir eine geschlossene Europäi-
sche Union. Wir brauchen eine handlungsfähige, eine geei-
nigte Europäische Union. Diejenigen, die zurück zum na-
tionalen Klein-Klein wollen, haben doch die Welt von heu-
te überhaupt nicht verstanden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Europäi-
sche Union mag nicht perfekt sein. Aber es ist die beste,
die wir bisher hatten. Ich sage ganz deutlich: Wir lassen
uns die Europäische Union nicht kaputtreden. Wir treten
geschlossen für die Europäische Union ein. Ich denke, das
ist angesichts der vielen Herausforderungen, die wir haben,
notwendig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Das heißt aber nicht, dass wir mit allem zufrieden sind,
dass man sich nun bequem zurücklehnen kann. Das wollen
wir nicht. Das ist sicherlich nicht die richtige Reaktion;
denn wir wissen, es gibt noch so viel zu tun. Mit dem Kli-
mawandel, den weltweiten Flüchtlingsbewegungen und der
Wirtschafts- und Währungsunion steht Europa vor vielfäl-
tigen Bewährungsproben, die keinen weiteren Aufschub
erlauben.

Lassen Sie mich das konkretisieren. Unsere gemeinsame
Währung, der Euro, wurde am 1. Januar 1999 als Buchgeld
eingeführt. Der Euro ist also bald 20 Jahre alt, ein Grund
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auch zum Feiern. Aber gleichzeitig schauen wir zurück auf
eine Finanzkrise, eine Krise der Europäischen Währungs-
union, die mittlerweile fast zehn Jahre andauert. Das sind
Dinge, die wir auch immer vor Augen haben müssen.

Eine der Lehren aus der Finanzkrise war es, Banken nie
wieder durch Steuergelder retten zu müssen. Dafür wurde
der Ausbau der Bankenunion vorangetrieben. Wir müssen
jedoch feststellen, dass die Vollendung der Bankenunion
noch immer nicht erfolgt ist und deshalb auch Risiken
noch immer nicht vom Tisch sind.

Es stehen noch weitere Schritte an wie z. B. die europäi-
sche Einlagensicherung. Wir sind überzeugt davon, dass
nur eine vollständige Bankenunion diesen Teufelskreis aus
Bank- und Staatsschulden beenden kann. Dafür brauchen
wir wirksame Instrumente, um eine erneute Erschütterung
zu verhindern oder zumindest besser abfedern zu können.
Diese Finanz- und Wirtschaftskrise hat doch gezeigt, dass
wirksame Instrumente dafür notwendig sind.

Das wird besonders deutlich, wenn man sich das aktuelle
Regierungsprogramm der populistischen Parteien Lega und
Fünf-Sterne-Bewegung in Italien anschaut. Das muss uns
Anlass zur Sorge geben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Darin sind enthalten: Neuverhandlung der Europäischen
Verträge, Mehrkosten für Ausgaben in Höhe von über 100
Milliarden € ohne einen Deckungsvorschlag sowie die da-
mit verbundene Notwendigkeit, neue Schulden aufzuneh-
men. All das findet man in diesem Regierungsprogramm –
und dies alles, obwohl Italien bereits hoch verschuldet ist.
Ich sage noch einmal: Wir sehen diese Entwicklung mit
Sorge.

Deshalb muss gehandelt werden, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. Denn eines muss uns allen klar sein: Wir
werden das Vertrauen der Menschen in die Europäische
Union und in die Politik in diesem Bereich nur zurückge-
winnen können, wenn wir verhindern, dass Bürgerinnen
und Bürger bei der nächsten Krise die Banken wieder mit
ihrem Steuergeld retten müssen. Um dies zu verhindern,
sind ein europäischer Währungsfonds mit einer starken
Kontrolle durch das Europäische Parlament und eine ver-
tiefte Bankenunion notwendig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Vizepräsident Wolfgang Greilich über-
nimmt den Vorsitz.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie meine Vor-
redner möchte ich auf den französischen Präsidenten Em-
manuel Macron eingehen. Er hat dazu bereits Vorschläge
gemacht. Es wäre sehr schade, wenn diese Aufbruchstim-
mung, die er erzeugt hat, verpuffen würde. Ich sage aber
auch ganz deutlich: Man muss nicht jeden seiner Vorschlä-
ge gut finden. Aber es ist wichtig, dass man sich damit aus-
einandersetzt und dass entsprechende Gegenvorschläge da-
zu gemacht werden. Ein Nichthandeln – davon sind wir
überzeugt – würde die Europäische Union schwächen. Wir
brauchen daher in der Wirtschafts- und Währungsunion die
Bereitschaft zu echten Reformen. Man muss mutig daran-
gehen. Wenn uns die Europäische Union wichtig ist, heißt
es, in diesem Bereich aktiv zu werden und die notwendi-
gen Schritte umzusetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in vielen Ländern legen
Rechtspopulisten die Axt an unser gemeinsames Europa.

Ich würde mir wünschen, dass sich alle Mitgliedstaaten für
eine solidarische Europäische Union einsetzten. Hessen
pflegt seit vielen Jahren mit seinen drei Partnerregionen
Emilia-Romagna, Nouvelle-Aquitaine und Wielkopolska
diese Solidarität.

Im Zentrum des europäischen Projekts, das auf dem
Grundsatz der Solidarität beruht, steht die Kohäsionspoli-
tik. Diese Kohäsionspolitik fördert Wachstum und Be-
schäftigung und trägt letztlich zur Schaffung einer Euro-
päischen Union bei, die sich ihren Bürgerinnen und Bür-
gern und deren Bedürfnissen annähert. Das ist ein ganz
wichtiges Vorgehen.

In einem gemeinsamen Positionspapier, das Hessen ge-
meinsam mit den drei Partnerregionen verabschiedet hat,
betonen wir, dass wir die Debatte über die Zukunft Euro-
pas, die mit dem Weißbuch des Präsidenten der Europäi-
schen Kommission, Jean-Claude Juncker, eingeleitet wur-
de, fördern wollen. Wir sehen uns bei diesen Herausforde-
rungen auch im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit, de-
mografischem Wandel, Wettbewerbsfähigkeit, Digitalisie-
rung, neuen Technologien, Klimawandel und Biodiversität
in einer strategisch wichtigen Rolle, die wir ernst nehmen
und die wir auch angehen wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, notwendig ist auch eine
Debatte um die Vertiefung der sozialen Dimension der
Wirtschafts- und Währungsunion. Dazu gehört für uns
GRÜNE auch eine europäische Sozialpolitik. Wir müssen
darüber reden, wie eine europäische Basis-Arbeitslosen-
versicherung eingeführt werden kann, mit der sowohl die
wirtschaftliche Stabilität als auch der soziale Zusammen-
halt in der EU gestärkt werden könnten.

Wir müssen auch die Diskussion um Mindeststandards für
Mindestsicherungssysteme und Mindestlöhne offensiv füh-
ren. Denn wir sind überzeugt davon, dass Europa für zu-
künftige Herausforderungen nur mit Reformen für mehr
Stabilität und mit mehr Investitionen für soziale Gerechtig-
keit sowie mehr Demokratie gewappnet ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Meine Vorredner haben schon wichtige Beiträge geleistet.
Ein Punkt hat mir in den Ausführungen gefehlt, und das ist
die Umweltpolitik. Deshalb gehe ich auf diesen Bereich
ein, weil ich glaube, er wird weitreichende Auswirkungen
auf uns haben. Wir werden gravierende Probleme bekom-
men, die unser Leben massiv beeinträchtigen werden,
wenn wir keine Lösungen umsetzen. Es sind Probleme, bei
denen die planetaren Grenzen überschritten sind. Das sind
die Klimakatastrophe, das Artensterben, die Zunahme der
Luftschadstoffe, Schadstoffeinträge von Phosphat und
Stickstoff und die Landübernutzung.

Im Pariser Klimaschutzabkommen haben Deutschland und
die Europäische Union sich verpflichtet, dem Klimawandel
entgegenzutreten. Es ist festzustellen, dass die Durch-
schnittstemperaturen weiter steigen. Der Anstieg der welt-
weiten Durchschnittstemperatur soll jedoch deutlich auf
unter 2 Grad begrenzt werden. Trotzdem sind die Treib-
hausgasemissionen in Deutschland und der Europäischen
Union seit Jahren auf einem hohen Niveau.

Die Ursachen, die die Erderwärmung auslösen, sind alle
längst bekannt. Es liegt doch nicht an mangelndem Wis-

9898 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018



sen. Die Fakten sind vorhanden. Wenn wir nicht handeln,
werden die durch die Erderwärmung verursachten extre-
men Wetterereignisse auch für uns Menschen reale Konse-
quenzen haben. Ich werde sie auch benennen: Zunahme
der Hunger- und Wasserkrisen insbesondere in wenig ent-
wickelten Ländern, daraus folgend natürlich Klimaflücht-
linge, und daraus folgend soziale Probleme. Es bestehen
Gesundheitsrisiken durch steigende Lufttemperaturen und
auch Hitzewellen. Die wirtschaftlichen Folgen für die Be-
seitigung der Klimafolgeschäden werden enorm sein. Es
wird zur weiteren Verbreitung von Schädlingen und
Krankheitserregern kommen, und dazu kommt der Verlust
der Biodiversität, da sich nur wenige Arten an den schnel-
len Temperaturanstieg anpassen können.

Meine Damen und Herren, ich weiß ganz genau: Das wer-
den wir in Hessen nicht leisten können. Die Lösung dieser
Problematik muss daher weltweit erfolgen. Wir müssen
aber in Deutschland dazu beitragen, und es sind Anstren-
gungen in den europäischen Mitgliedstaaten dazu notwen-
dig. Kurz gesagt: Wir brauchen dafür eine starke Europäi-
sche Union, die entsprechend handelt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir brauchen die Europäische Union auch als Korrektiv,
ob es uns passt oder nicht. Ich glaube, gerade in diesem
Bereich hat die Europäische Union eine besondere Verant-
wortung. Am Beispiel der Umweltpolitik ist dies erkenn-
bar. Der von mir angesprochene Rückgang der Biodiversi-
tät und die Beeinträchtigung von Natur und Umwelt sind
Herausforderungen, die die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union bewältigen müssen. Hier kann die Europäi-
sche Union einen konsequenteren Naturschutz für uns alle
durchsetzen.

So hat eine Klage der Europäischen Kommission dazu ge-
führt, dass der Europäische Gerichtshof jüngst mit einem
Urteil gegen Polen dafür sorgte, dass der Schutz des ein-
zigartigen Ökosystems in Bialowieza durchgesetzt wird.
Die polnische Regierung hatte in dem dortigen europäisch
geschützten Urwald wiederholt illegal gerodet.

Aber bevor wir mit dem Finger auf andere zeigen, müssen
wir uns bewusst sein, dass auch Deutschland eine Bring-
schuld hat. Es laufen 15 Vertragsverletzungsverfahren der
Europäischen Union gegen Deutschland im Umweltbe-
reich. Ich nenne nur das Beispiel Luftreinhaltung. Hier ist
ein konsequentes Handeln erforderlich, um die Luftreinhal-
tung in den Mitgliedstaaten voranzubringen. Allen ist be-
wusst, dass Dieselabgase zu gesundheitsgefährdenden
Luftbelastungen führen. Doch die Umsetzung – das muss
man leider feststellen – kommt in den Mitgliedstaaten
kaum voran.

Auch Deutschland ist hier zusammen mit fünf weiteren
Staaten im Rückstand. Die EU-Kommission will daher
auch die Bundesregierung durch eine Klage beim Europäi-
schen Gerichtshof zur Einhaltung der Grenzwerte für
Schadstoffe zwingen.

Kommen wir zur weiteren Verantwortung der Europäi-
schen Union. Ja, die Europäische Union ist ein Friedens-
projekt. Bei den zunehmenden weltweiten Konflikten liegt
es im Interesse und in der Verantwortung des Friedenspro-
jekts Europäische Union, den Dialog und friedensbildende
Maßnahmen zu einem zentralen Pfeiler der europäischen
Außenpolitik zu machen. Die EU muss nicht in erster Linie

Militärmacht sein, sondern sie muss Friedensmacht wer-
den.

Aber ich möchte noch zu einem weiteren Thema kommen.
Das ist die Erweiterung der Europäischen Union. Wie sieht
es mit der Erweiterung der Europäischen Union aus? Hier
stellt sich die Frage: Welche Staaten sollten in die Europäi-
sche Union aufgenommen werden? – Ich möchte hier
gleich feststellen, man muss und kann im Moment die Bei-
trittsperspektiven in Bezug auf den Westbalkan und die
Türkei nicht schönreden. Gerade die Türkei entwickelt sich
immer schneller und weiter in Richtung Autokratie.

Vor Kurzem hatte ich die Möglichkeit, an der Delegations-
reise von Ministerin Puttrich in die Türkei teilzunehmen.
Zahlreiche Gespräche offenbarten uns ein Klima der
Angst. Frau Ministerin Puttrich hat das vorhin schon fest-
gestellt. Die Menschen haben Sorge, dass die Wahl mani-
puliert wird. Es gibt das Problem der Wahlbeeinflussung
durch eine einseitige Berichterstattung der Medien zuguns-
ten Erdogans.

Wir hatten mit Mitgliedern des dortigen Europaausschus-
ses ein Gespräch. Für uns war erkennbar, dass sich die
Mitglieder der Opposition noch nicht einmal trauten, kon-
krete Punkte anzusprechen. Das Gefühl der Angst war für
uns fassbar. Das haben wir auch in den weiteren Gesprä-
chen immer wieder vermittelt bekommen. Wer sich falsch
verhält, wer die falschen Antworten gibt, gerät in Gefahr,
in Untersuchungshaft genommen zu werden.

Das heißt, hier entwickelt sich die Türkei von der Europäi-
schen Union fort. Das ist etwas, was uns mit Sorge erfüllt.
Das heißt, ein Beitritt der Türkei in die Europäische Union
wird damit immer abwegiger.

Wir GRÜNE unterstützen eine ehrliche Beitrittsperspekti-
ve in die Europäische Union für alle Länder des westlichen
Balkans. Aber klar ist auch, dass der Beitritt zur Europäi-
schen Union konditioniert ist. Die Europäische Union steht
auf einem klaren Wertefundament. Das sind die Achtung
der Menschenwürde, die Demokratie, die individuellen
Freiheiten, die Menschenrechte, die Gleichheit, die ökolo-
gische Verantwortung und die Rechtsstaatlichkeit. Vor al-
lem hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit, der Grundwerte,
der Pressefreiheit und der guten nachbarschaftlichen Be-
ziehungen gibt es doch noch vieles zu tun.

Letztendlich wird allein die Erfüllung der Beitrittskriterien
der Europäischen Union über das Ob und das Tempo des
weiteren Beitrittsprozesses entscheiden. Dies gilt für die
Länder des westlichen Balkans ebenso wie für die Türkei.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, bei allen Differenzen mit der Türkei gibt es
aber auch Positives zu berichten. Die Flüchtlingshilfe in
der Türkei funktioniert offenbar besser, als von uns ge-
dacht. So erfuhren wir beispielsweise im Rahmen der De-
legationsreise durch den Besuch des Centre ASAM – eine
von der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit finanzierte Organisation –, dass die mit der
Europäischen Union vereinbarten Gelder zur Unterstüt-
zung und Verbesserung der Situation der Flüchtlinge vor
Ort tatsächlich ankommen. Die Türkei scheint doch ein
verlässlicher Partner zu sein, verlässlicher, als wir alle ge-
dacht hatten.

Für uns bleibt trotz aller Unsicherheiten der politischen La-
ge in der Türkei die Partnerschaft mit Bursa wichtig. Diese
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Partnerschaft liegt uns am Herzen. Wir werden sie weiter-
hin unterstützen.

Die Menschen in Bursa erwarten das auch. Sie wollen,
dass wir uns weiterhin mit ihnen im Dialog befinden. Sie
wollen, dass wir ihnen mit Blick auf die Menschenrechte,
die Pressefreiheit und all das, was für uns in der Europäi-
schen Union besonders wichtig ist, Unterstützung geben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD))

Wir alle entscheiden mit, wie die Zukunft Europas ausse-
hen wird. Die Zukunft Europas braucht aber die Bereit-
schaft zur Veränderung und auch den Willen für ein ge-
meinsames Handeln. Es wird entscheidend sein, ob es ge-
lingen wird, Europa krisenfest zu machen, um die Heraus-
forderungen der nächsten Jahrzehnte zu bewältigen. Wir
sollten uns auf keinen Fall einen Stau der Reformen erlau-
ben. Sie müssen angegangen werden. Wenn man das nicht
tut, würde das den Wind in die Segel der Skeptiker der
Europäischen Union und derjenigen blasen, die ein Zurück
zur nationalen Eigenständigkeit propagieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Mut macht die letzte
Eurobarometer-Umfrage. Nach der wächst das Ansehen
der Europäischen Union bei den Bürgerinnen und Bürgern.
Trotz einer unruhigen Welt betrachtet die Mehrheit der
Europäerinnen und Europäer die Europäische Union als
Hort der Stabilität. 71 % sind europaweit dieser Ansicht, in
Deutschland sind es sogar 81 %. Unsere gemeinsame Auf-
gabe sollte es daher sein, das Ansehen der Europäischen
Union zu stärken und in einem transparenten Prozess die
EU weiterzuentwickeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns daher ge-
meinsam für ein starkes Europa und zusammen für ein
starkes Hessen eintreten. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD))

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin Hammann, vielen Dank. – Als Nächster
spricht Herr Abg. Schalauske für die Fraktion DIE LINKE.
Bitte schön.

Jan Schalauske (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren, verehrte Zuhö-
rerinnen und Zuhörer! Die heutige Regierungserklärung
trägt den Titel „Gemeinsam für ein starkes Europa …“
Aber wie ist es denn um die beschworene Gemeinsamkeit
und um die beschworene Stärke bestellt? – Niemand wird
bestreiten, dass die Europäische Union aktuell in einer tie-
fen Krise steckt. Vielleicht handelt es sich sogar um die
schwerste Krise der europäischen Integration überhaupt.

Diese Krise ist in aller Munde. Die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ diskutiert über die Frage „Zerfällt Europa?“.
Für Joschka Fischer scheint der Krisenmodus die neue
Normalität der Europäischen Union geworden zu sein.

Weil es im Hessischen Landtag häufig vorkommt, dass kri-
tische Stimmen zur Europäischen Union eher in eine be-
stimmte Ecke gestellt werden, möchte ich einen anderen

prominenten Kritiker ins Feld führen. Sogar Papst Franzis-
kus hat deutlich gemacht, wie sehr er um den Zustand
Europas besorgt ist. So kritisiert der Papst den wachsenden
Nationalismus und Rassismus und ruft zu Offenheit gegen-
über Flüchtlingen und ihren Kulturen auf. Nach Meinung
des Papstes dürften Menschen „nicht nach Belieben ausge-
wählt oder entsorgt“ werden.

Mit Blick auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
spricht er von hässlichen Wunden Europas, die ihrerseits
zum Legitimationsverfall des europäischen Projektes bei-
tragen. Dazu zählt der Papst auch die zunehmende Armut
und die hohe Arbeitslosigkeit, vor allem der jungen Men-
schen. Er mahnt die Regierenden, dass Europa nicht „eine
Ansammlung von Zahlen und Institutionen“ sein dürfe,
sondern aus Menschen bestehe. Ich finde, dieser Papst
trifft wahre Worte zur Situation in Europa.

(Beifall bei der LINKEN)

Die soziale Spaltung in Europa schreitet voran, zwischen
Arm und Reich innerhalb der Länder, aber auch zwischen
den Staaten, zwischen Nord und Süd und zwischen Ost
und West. Die Wirtschafts- und Finanzkrise, von manchen
auch Eurokrise genannt, ist noch längst nicht überwunden.
Große Volkswirtschaften wie Frankreich, Italien und Spa-
nien stagnieren. Die wirtschaftlichen Ungleichgewichte in
Europa nehmen zu. In den Staaten Südeuropas grassieren
seit vielen Jahren Armut und Rekordarbeitslosigkeit.

Nur wer der sozialen Spaltung, den Folgen der Wirt-
schafts- und Finanzkrise und dem wirtschaftlichen Un-
gleichgewicht den Kampf ansagt, wer den Menschen wie-
der Hoffnung gibt, dass die Europäische Union dazu bei-
tragen kann, Armut und Arbeitslosigkeit zu überwinden
und die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern,
wird das Gemeinsame in Europa stärken können.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Leitspruch der EU hat lange gelautet, dass es eine im-
mer engere Union geben soll. Spätestens mit dem Votum
der Menschen in Großbritannien für den Brexit wurde
deutlich, dass dieses Motto nicht mehr der Realität ent-
spricht und dass sich viele Menschen von der Europäi-
schen Union abwenden.

In dieser ernsten Situation fragt man sich, womit sich die
Hessische Landesregierung seit dem Brexit eigentlich be-
schäftigt hat. Hat sie Überlegungen angestellt, wie der Zer-
fall der Europäischen Union abgewendet werden kann und
wie die europäische Idee wiederbelebt werden kann? Oder
hat sie nur möglichst viele wirtschaftliche Vorteile für
Hessen, für hessische Unternehmen und für die Bankenme-
tropole Frankfurt aus dem Brexit herausholen wollen? –
Sie will möglichst viele gut verdienende Banker aus der
City of London nach Frankfurt locken. Sie wollte unbe-
dingt den Sitz einer Institution der Europäischen Union an
Land ziehen. Bekanntlich hat Letzteres nicht geklappt.

Ich habe den Eindruck, dass es der Landesregierung in vor-
derster Linie nicht um den europäischen Gedanken ging,
sondern es ging leider ganz kleinlich um den eigenen Vor-
teil. Im gnadenlosen Standortwettbewerb und im Konkur-
renzkampf zwischen den Regionen der Europäischen Uni-
on ging es darum, den Finanzplatz Frankfurt und die hessi-
sche Wirtschaft zu stärken. Ich finde, wir bräuchten end-
lich eine Landesregierung, die nicht kurzfristig auf eigene
Vorteile zulasten der europäischen Nachbarn schielt, son-
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dern sich mit aller Kraft für sozialen Ausgleich in Europa
einsetzt.

(Beifall bei der LINKEN – Thorsten Schäfer-Güm-
bel (SPD): Kommt!)

Unermüdlich werden in der Krise die europäischen Werte
beschworen. Aber wie ist es in der Realität um diese Werte
bestellt? – An den Außengrenzen der Europäischen Union
werden die Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit
immer noch mit Füßen getreten. Diese Problematik betrifft
nicht nur einige wenige rechte Regierungen wie etwa die in
Ungarn. Vielmehr wird die Flüchtlingspolitik überall in
Europa verschärft.

Um die Festung Europa werden immer höhere Zäune und
Mauern errichtet. Man sieht dabei zu, wie Jahr für Jahr
Tausende von Menschen auf der Flucht vor Unterdrückung
und Elend ums Leben kommen. Ich finde, damit muss
Schluss sein. Wer die europäischen Werte ernst nehmen
will, der muss Fluchtursachen bekämpfen und keine schaf-
fen, der muss das Sterben an den europäischen Außengren-
zen beenden und endlich für sichere Fluchtwege nach
Europa sorgen.

(Beifall bei der LINKEN)

Um das Gemeinsame scheint es in diesem Europa sehr
schlecht bestellt zu sein. Deswegen wenden sich viele
Menschen von der Europäischen Union ab. In vielen Län-
dern sind rechtsnationalistische Parteien auf dem Vor-
marsch, während sich die marktkonform transformierte So-
zialdemokratie europaweit im Niedergang befindet. Aber
auch die Sozialistische Linke ist bis auf wenige Ausnah-
men kaum in die Offensive gegangen. Die Regierungsbil-
dung in Italien ist ja nur eines der Beispiele für diesen Zu-
stand.

Aber reden wir über die Rolle Deutschlands in Europa.
Vor 65 Jahren, nur wenige Tage nach dem Zweiten Welt-
krieg, rief Thomas Mann in einer Rede in Hamburg Studie-
renden zu, nach einem europäischen Deutschland und nie-
mals wieder nach einem deutschen Europa zu streben. –
Heute aber warnen viele nicht zu Unrecht vor einem deut-
schen Europa. „Jetzt wird in Europa Deutsch gesprochen“,
verkündete 2011 der damalige CDU-Fraktionschef Kauder.
In vielen EU-Ländern wächst die Wut über die Rolle
Deutschlands. Jahr für Jahr wird sich hierzulande daran be-
rauscht: Deutschland ist Exportweltmeister.

(Zuruf von der CDU)

Das bedeutet aber auch, dass es zu erheblichen wirtschaft-
lichen Ungleichgewichten in der EU kommt. Der Außen-
handelsüberschuss Deutschlands ist doch ein wesentlicher
Grund für die Verschuldung der wirtschaftlich schwäche-
ren Staaten. Dass Deutschland oder, genauer genommen,
die deutschen Unternehmen so gut dastehen, liegt doch vor
allem an dem Lohndumping und dem Druck auf die Be-
schäftigten in unserem Land. Während die Reallöhne seit
20 Jahren kaum gestiegen und in den unteren Lohngruppen
sogar gefallen sind, wurden die Renten auf das niedrigste
Niveau der Industriestaaten gesenkt und unsere Kranken-
versicherung immer weiter ausgehöhlt.

Ich kann es Ihnen hier nicht ersparen: Mit der Agenda
2010 hat eine ganz große Koalition von allen hier im Land-
tag vertretenen Parteien – außer der LINKEN – einen gi-
gantischen Niedriglohnsektor geschaffen und dafür ge-
sorgt, dass Millionen Menschen trotz harter Arbeit und
trotz des Mindestlohns, der ja nur eine kleine Korrektur

darstellt – ein Schritt in die richtige Richtung, in der Höhe
aber deutlich zu niedrig –, nicht von ihrem Lohn leben
können und dass Millionen Menschen, die keine Arbeit ha-
ben, von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen sind.

Meine Damen und Herren, Sie können es drehen und wen-
den, wie Sie wollen: Diese Politik ist eine zentrale Ursache
für die Fehlentwicklungen in Deutschland und Europa.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Dramatische ist jedoch, dass von dieser Politik allen-
falls die oberen 10 % profitiert haben. Aber anstatt hier in
unserem Land etwas zu verändern, hat die deutsche Regie-
rung etwas ganz anderes gemacht. Auch aufgrund der deut-
schen Regierungspolitik gegenüber verschuldeten EU-
Staaten hat man anderen Austeritätsprogramme diktiert,
die sie annehmen müssen und mussten, um den Staats-
bankrott zu vermeiden.

Wir müssen unseren Blick einmal auf die Folgen dieser de-
saströsen Politik richten. Schauen wir beispielsweise ein-
mal nach Griechenland, wo eine linke Regierung durch die
Politik der EU-Troika in die Knie gezwungen worden ist.

(Zuruf von der CDU)

Was ist in Griechenland passiert? – Auf Geheiß der EU
und vor allem der deutschen Bundesregierung sind der So-
zialstaat demontiert, Löhne und Renten gekürzt, die Rechte
der arbeitenden Bevölkerung weiter geschleift und öffentli-
ches Eigentum verscherbelt worden. Aber die Jugendar-
beitslosigkeit liegt – allen vermeintlichen Erfolgsmeldun-
gen zum Trotz – weiterhin auf einem Rekordniveau von
42,5 %. Die ach, so proeuropäische Politik, die hier und
anderenorts oft beschworen wird, hat – ich kann es nicht
anders sagen – den griechischen Sozialstaat zu einem
Trümmerhaufen verkommen lassen.

Wenn wir bei Griechenland sind, müssen wir natürlich
auch über Hessen reden; denn es gibt eine Verbindung, die
von Griechenland direkt nach Hessen führt. Ich rede über
die Fraport AG, einen Global Player, der sich mehrheitlich
in öffentlichem Eigentum befindet. Ausgerechnet ein sol-
ches Unternehmen wurde zum Nutznießer einer von
Deutschland angeordneten Privatisierung.

(Zuruf des Abg. Klaus Dietz (CDU) – Gegenruf der
Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Fraport konnte sich 14 griechische Flughäfen unter den
Nagel reißen. Was machen die Fraport-Manager denn heu-
te? – Sie freuen sich dank dieser erzwungenen Privatisie-
rung über Gewinne in Millionenhöhe und sind sich den-
noch nicht zu schade, den griechischen Staat auch auf
Schadenersatz zu verklagen. Von der Landesregierung gab
es zu diesem Beutezug kein einziges kritisches Wort.

Ich kann nur dabei bleiben: Als Hesse kann ich mich für
diese Politik nur schämen. Meine Damen und Herren, öf-
fentliches Eigentum, ob in Griechenland, Deutschland oder
Hessen, darf man nicht verscherbeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Während in Griechenland die neoliberale Politik von
Deutschland angeordnet wurde, ahmen auch andere Regie-
rungen diesem deutschen Vorbild eifrig nach.

(Zuruf des Abg. Dirk Landau (CDU))

Wir haben heute schon über Frankreich und über Emmanu-
el Macron gesprochen. Ich erinnere mich noch zu gut dar-

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018 9901



an, wie Sie alle hier vor einem Jahr kurz vor der Wahl in
Frankreich den heutigen französischen Präsidenten Emma-
nuel Macron gefeiert haben. Ich habe damals schon ein
bisschen Wasser in den Wein gegossen und vor der Politik
des ehemaligen Investmentbankers gewarnt.

Für viele – das ist auch in der heutigen Debatte deutlich
geworden – gilt Macron noch als ein guter Europäer.

(Zuruf des Abg. Dirk Landau (CDU))

Doch anstatt seinen wohlfeilen Worten über Europa zu lau-
schen und ihn daran zu messen, sollte man ihn an seinen
Taten messen.

(Zuruf des Abg. Dirk Landau (CDU))

Was hat Macron seit seiner Wahl unternommen?

(Zuruf des Abg. Kurt Wiegel (CDU))

– Wenn Sie das schon wissen? – Ich werde es Ihnen jetzt
aber noch einmal sagen: Er hat massive Steuersenkungen
für die ökonomischen Eliten durchgesetzt. Über 12 Milliar-
den € werden die reichsten 10 % in diesem Jahr an Steuern
sparen. Er will eine Strafsteuer für vermögende Unterneh-
mer und Topmanager abschaffen, die ihren Wohnsitz ins
Ausland verlegen wollen.

(Zuruf des Abg. Dirk Landau (CDU))

Bei den öffentlichen Ausgaben will er die gigantische
Summe von über 60 Milliarden € bis zum Ende seiner
Amtszeit einsparen. Man könnte von einer Art Agenda
2010 oder „Operation düstere Zukunft“ à la française spre-
chen. Betroffen sind Krankenhäuser, Schulen und öffentli-
che Wohnungsbauunternehmen. 120.000 Stellen im öffent-
lichen Dienst sollen verschwinden. Die französische
Staatsbahn SNCF soll privatisiert, die Beschäftigungsver-
hältnisse sollen dereguliert werden. Aber das Gute ist: Ge-
gen diese Pläne laufen die Gewerkschaften Sturm. Seit
Wochen wird in Frankreich gestreikt. Die Streikbeteiligung
ist so hoch wie lange nicht mehr.

Widerstand gegen die Pläne Macrons rührt sich aber auch
an den Universitäten. Dort soll der Hochschulzugang nur
noch jungen Abiturienten ermöglicht werden, die inneruni-
versitäre Auswahlverfahren bestehen.

Für den 26. Mai haben zahlreiche Organisationen aus der
Zivilgesellschaft, der Politik und dem Gewerkschaftsspek-
trum zu einem frankreichweiten Protesttag, zu einer Marée
populaire – Flut des Volkes – aufgerufen, um Macron für
seine antisoziale Politik die rote Karte zu zeigen. Für uns
ist klar: Die Solidarität der LINKEN gilt all den Menschen
in Frankreich, die sich gerade gegen diese neoliberalen Re-
formen wehren. Wir wünschen ihrem Protesttag großen Er-
folg.

(Beifall bei der LINKEN)

Kommen wir noch zu einem anderen wichtigen Datum.
Am 24. Juni finden in der Türkei vorgezogene Neuwahlen
statt. In der Türkei herrschen ein Ausnahmezustand und
ein Klima der Angst. Davon konnte sich eine Delegation
der Europaministerin, an der auch Abgeordnete des Hessi-
schen Landtags teilgenommen haben – ich selbst konnte
auch daran teilnehmen –, vor wenigen Wochen in Ankara
überzeugen. Die Frau Ministerin hat es angesprochen.

Die Türkei befindet sich unter dem Autokraten Erdogan
auf dem Weg in eine islamistische Präsidialdiktatur.

(Zuruf des Abg. Dirk Landau (CDU) – Gegenruf der
Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

– Wir kommen auch noch zu den Freunden von Erdogan,
da müssen Sie nur aufpassen. – Das Regime geht mit
großer Härte gegen Journalisten, Demokraten und Regime-
kritiker vor. Über 125.000 Menschen haben ihre Arbeit
verloren. Über 70.000 Menschen sitzen im Gefängnis. Im
Südosten der Türkei wird ein blutiger Krieg gegen die Kur-
dinnen und Kurden geführt. Es sterben tagtäglich Men-
schen, Häuser werden zerstört.

Anfang des Jahres überfiel die türkische Armee den kurdi-
schen Kanton Afrin in Nordsyrien: ein völkerrechtswidri-
ger Angriffskrieg, wie nicht nur die LINKEN sagen, son-
dern auch der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages
feststellte. Im Übrigen kamen dort auch in Deutschland
hergestellte Leopard-2-Panzer, also Panzer, die zum Teil
auch in Hessen hergestellt worden sind, zum Einsatz. Ich
würde mir wünschen, dass die Landesregierung mindestens
dieses Problem einmal zum Anlass nähme, das Friedensge-
bot der Hessischen Verfassung wieder stärker zu beachten
und ernsthafte Projekte für Rüstungskonversion und gegen
Rüstungsproduktion anzustoßen.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber kommen wir zu den Freunden von Erdogan, weil das
hier aufgerufen wurde. Was macht die Bundesregierung? –
Sie kritisiert zwei Fußballspieler, die sich mit dem türki-
schen Autokraten getroffen haben.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Die Kritik ist berech-
tigt, aber wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen
werfen. Wer selbst Erdogan im Wahlkampf hofiert, wer
Waffen an seinen NATO-Vasallen liefert, wer trotz Aus-
nahmezustand militärisch und geheimdienstlich kooperiert,
dessen Kritik an der autoritären Entwicklung in der Türkei
bleibt am Ende völlig unglaubwürdig.

(Beifall bei der LINKEN)

Das gilt sowohl für die Bundesregierung als auch für die
Hessische Landesregierung. Aber ich möchte ausdrücklich
würdigen, dass die Frau Europaministerin und die gesamte
hessische Delegation endlich auch zu Gesprächen mit der
Partei HDP zusammengetroffen sind. Das Ausmaß der Re-
pression, der die HDP ausgesetzt ist, ist erschreckend.
Neun HDP-Abgeordnete sitzen in Haft, darunter sogar ihr
Präsidentschaftskandidat Selahattin Demirtas. Elf HDP-
Abgeordnete haben ihr Mandat verloren. Auch Hunderte
kommunale Abgeordnete wurden verhaftet oder aus ihren
Ämtern entfernt.

Ich finde, die Repressionen gegen die HDP wie auch gegen
die anderen demokratischen Kräfte in der Türkei müssen
endlich beendet werden – ebenso wie die Kriminalisierung
der kurdischen Bewegung in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen ist ein Kurswechsel in der Türkeipolitik so drin-
gend nötig. Angesichts von gravierenden Menschenrechts-
verletzungen und angesichts eines völkerrechtswidrigen
Angriffskriegs darf es kein „Weiter so“ mehr geben. Um
Druck auf das AKP-Regime auszuüben, müssen die poli-
zeiliche und militärische Zusammenarbeit mit dem NATO-
Land eingestellt und alle Rüstungsexporte in die Türkei ge-
stoppt werden.
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(Beifall bei der LINKEN)

Man muss den Worten dann auch Taten folgen lassen. Man
kann nicht einerseits die Menschenrechtslage und die Zu-
stände in der Türkei kritisieren und andererseits immer
wieder die wirtschaftlichen Beziehungen zur Türkei beto-
nen.

DIE LINKE jedenfalls steht fest an der Seite der HDP.
LINKE-Abgeordnete werden als Wahlbeobachter am
24. Juni in der Türkei sein, um Wahlmanipulationen zu do-
kumentieren und um so wenigstens einen kleinen Beitrag
dafür zu leisten, dass die Wahl möglichst gerecht stattfin-
det, was unter den Bedingungen des Ausnahmezustands
ohnehin kaum der Fall sein wird.

Die Europäische Union und ihre Mitgliedsländer halten aus
ökonomischen und geostrategischen Gründen an der Part-
nerschaft mit der Türkei unter Erdogan fest. Diese Motive
– das ist auch ein Problem der Europäischen Union – trei-
ben die Verantwortlichen auch in anderen Bereichen um:
Eine weitere Militarisierung der EU steht auf der Tages-
ordnung.

Aufgeschreckt von den unberechenbaren Eskapaden des
US-Präsidenten Trump, der die Welt per Twitter regelmä-
ßig an den Rand einer furchtbaren Katastrophe bringt, soll
jetzt eine stärkere europäische Eigenständigkeit in den Mit-
telpunkt gestellt werden; auch darauf bezogen sich mehrere
Redebeiträge. Der völkerrechtswidrige Waffengang der
USA, Großbritanniens und Frankreichs gegen Syrien, der
von der Bundesregierung begrüßt wurde, zeigt, wie weit es
mit der europäischen Eigenständigkeit her ist. Trotzdem
soll die europäische Militarisierung unter dem Kürzel PES-
CO, Permanent Structured Cooperation, vorangebracht
werden. Dahinter versteckt sich nichts anderes als der
Wunsch, als Antwort auf die weltpolitische Situation die
EU militärisch zum Global Player zu machen und weiter
an der Rüstungsspirale zu drehen.

Weil es hier schon angesprochen wurde, sage ich: Man
kann darüber streiten, ob die Europäische Union in erster
Linie zur Sicherung des Friedens gegründet worden ist.
Aber man sollte nicht vergessen, dass die europäische Idee
einst auch als Antwort auf die blutigen Schrecken und die
mörderische Barbarei zweier Weltkriege entstanden ist.

Die Lehre daraus kann nicht sein, auf Aufrüstung und Mi-
litär zu setzen, sondern es muss endlich an der Zeit sein, ei-
ne Friedens- und Entspannungspolitik voranzubringen. Das
ist die Lehre aus dem 20. Jahrhundert – und nicht, noch
mehr Geld für Rüstung zu verschwenden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme am Ende nochmal auf ein Grundproblem zu
sprechen, nämlich auf die fehlerhafte Konstruktion der
Europäischen Union. Die europäischen Werte manifestie-
ren sich in der real existierenden EU eben nicht in Wohl-
stand, sozialer Sicherheit und Frieden für alle Menschen.
In der EU wird vielmehr die Freiheit des Marktes zum heh-
ren Ziel erklärt und das Hohelied des Wettbewerbs gesun-
gen. Aber was ist das für ein Europa, in dem die sozialen
Interessen der Menschen diesen Zielen untergeordnet wer-
den?

Was ist das für ein Europa, in dem der Neoliberalismus,
der die Freiheit des Marktes über alles stellt, in den EU-
Verträgen festgeschrieben ist? Ist das ein Europa der Men-
schen, oder ist es doch letztlich ein Europa der Unterneh-
men, der Banken und der Konzerne? Was haben denn die

meisten Menschen in Europa davon, dass Märkte deregu-
liert, öffentliche Dienstleistungen privatisiert und die Fi-
nanzmärkte liberalisiert wurden?

Was ist an einer Politik proeuropäisch, welche die Europä-
er einem gnadenlosen Wettbewerb, einem „Race to the
Bottom“, um die billigsten Löhne, die niedrigsten Sozial-
standards und das größte Steuerdumping aussetzt? Und
dann wundert man sich, dass sich die Menschen von Euro-
pa abwenden?

Wir jedenfalls bleiben dabei: Wer eine proeuropäische Po-
litik entwickeln möchte, muss die neoliberalen EU-Verträ-
ge überwinden und Europa neu begründen, wie es Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter, Intellektuelle und Akti-
ve aus sozialen Bewegungen seit Jahren und Jahrzehnten
fordern.

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu braucht es eine Änderung der europäischen Vertrags-
grundlagen und den Vorrang von sozialen Grundrechten
und öffentlichem Eigentum vor Binnenmarktfreiheiten und
Wettbewerbsregeln, ein öffentliches Investitionsprogramm,
das wirtschaftliche Ungleichgewichte abgebaut und die Le-
bensbedingungen der Menschen in Europa angleicht. Es
braucht ein Ende der Kürzungs- und Austeritätspolitik, ei-
ne Angleichung der Wirtschafts- und Sozialpolitiken, ein
Ende des Steuerdumpings und ein Austrocknen der Steuer-
oasen sowie – dazu habe ich argumentiert – ein Ende der
Militarisierung der Europäischen Union und ein Europa,
das sich für Frieden, Abrüstung und Entspannung einsetzt
– auch mit dem europäischen Nachbarn Russland. Die
Mauern und Zäune der Festung Europa müssen eingerissen
werden.

Frau Ministerin, wenn es also in Hessen „Gemeinsam für
ein starkes Europa“ heißen soll, müssen sich aus unserer
Sicht die Politik der Landesregierung wie auch die Politik
der Bundesregierung ändern. Das kurzsichtige Schielen auf
wirtschaftliche Vorteile für Hessen oder Deutschland muss
ein Ende haben. Wir brauchen eine proeuropäische Politik.

Europa und Hessen werden nur stark sein, wenn sich viele
Menschen gemeinsam für soziale Gerechtigkeit, Frieden
und Solidarität in Hessen, Deutschland und Europa stark-
machen. In diesem Sinne lade ich Sie alle ein, Ende Ok-
tober nach Kassel zu kommen. Dort findet ein Attac-Kon-
gress für ein solidarisches Europa statt.

(Zuruf von der CDU: Ei, ei, ei!)

Das ist der Ort, wo ein Europa von unten der Menschen
und nicht ein Europa der Banken und Konzerne entsteht.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Schalauske. – Als Nächster spricht für
die Fraktion der Freien Demokraten Herr Kollege Lenders.
Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Selten gab es
eine Regierungserklärung, in der so wenig über den Hes-
senbezug gesprochen wurde wie am heutigen Tag. Aber,
Herr Schalauske, was Sie mit Ihrer Rede geschafft haben,
ist ein besonderes Schmankerl. Ich will nicht meine gesam-
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te Redezeit mit Ihnen verschwenden, obwohl Ihre Rede
Grund genug dafür geboten hätte. Aber, Herr Schalauske,
Sie müssen sich fragen, ob die linke Regierung in Grie-
chenland wirklich dermaßen fremdbestimmt ist. Wenn das
wirklich der Fall wäre und wenn alles so böse wäre, was
andere ihr aufschreiben, könnte die griechische Regierung
einfach zurücktreten und den Platz frei machen.

Aber, Herr Schalauske, eines können Sie bei dem Vortrag,
den Sie gerade gehalten haben, nicht wegdiskutieren: Ist
Ihnen eigentlich klar, dass Griechenland eines der wenigen
Länder ist, die die Vorgaben von Donald Trump tatsäch-
lich erfüllen und mehr als 2 % ihres Bruttoinlandsproduk-
tes für die Rüstung ausgeben?

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dirk Landau
(CDU) – Zuruf des Abg. Jan Schalauske (DIE LIN-
KE))

Damit bin ich allerdings mit Ihnen hoffentlich auch schon
durch. Was Sie hier zu Europa gesagt haben, ist abenteuer-
lich.

Meine Damen und Herren, weil es einen großen Teil der
Rede der Ministerin eingenommen hat, möchte ich auch
ganz kurz auf das Verhältnis zur Türkei eingehen. Es wird
Sie nicht überraschen, dass wir Freie Demokraten auch
weiterhin keine Zukunft der Türkei in der EU sehen. Die
Entwicklungen in den letzten beiden Jahren laufen den ge-
meinsamen europäischen Werten, die z. B. in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention rechtlich bindend nie-
dergelegt sind, zuwider.

Wir fordern daher von der Bundesregierung und der EU,
die Verhandlungen mit der Türkei in der bisherigen Form
zu beenden, die EU-Zahlungen für den Beitrittsprozess zu
stoppen und die Beziehungen mit der Türkei auf eine neue
Grundlage zu stellen. Meine Damen und Herren, das wären
klare Worte, die ich mir von einer Landesregierung ge-
wünscht hätte.

(Beifall bei der FDP)

Nun zu den gemeinsamen europäischen Werten. Das be-
zieht sich auch auf den Umgang untereinander in der Euro-
päischen Union. Richtig ist, die europäischen Werte gelten
für alle Mitgliedstaaten. Daher ist es richtig, Entwick-
lungen in Polen und in Ungarn zu beobachten und Verstö-
ße gegen die Europäischen Verträge und die EU-Grund-
rechtecharta zu ahnden.

Meine Damen und Herren, Sie haben es von Frau Staats-
ministerin Puttrich gehört. Das ist uns im Vorfeld bereits
schriftlich mitgeteilt worden, und Sie haben das auch ge-
sagt. Sie haben gesagt, dass beim Beitritt überprüft werden
müsse, ob es noch richtig ist, dass diese Länder weiter Mit-
glied in der Europäischen Gemeinschaft bleiben dürfen.
Frau Staatsministerin Puttrich, glauben Sie wirklich, das in
Richtung Polen so sagen zu können? Glauben Sie wirklich,
das angesichts der Entwicklung in Italien so sagen zu kön-
nen? Glauben Sie wirklich, dass wir das bei Ländern wie
Ungarn so sagen können? Glauben Sie allen Ernstes, bei
der neuen Bundesregierung in Österreich sagen zu können,
dass diese Mitgliedstaaten in der EU bleiben können?

Ich glaube, dass wir in den Dialog treten und uns damit
auseinandersetzen müssen, was diese Länder zu solch einer
Position treibt. Meine Damen und Herren, das wäre aller
Ehren wert. Dazu hat diese Regierungserklärung aber über-
haupt keine Hinweise geliefert. Sie haben nicht gesagt,
dass Sie überprüfen wollen, ob diese Staaten überhaupt

noch Mitglied in der EU bleiben dürfen. Gleichzeitig ha-
ben Sie eher einen Kuschelkurs mit der Türkei angestrebt.
Das kann ich nicht nachvollziehen.

(Beifall bei der FDP)

Europa kann nicht erfolgreich sein, wenn Europa nicht von
den Bürgern getragen wird. Das ist nicht nur eine Frage
des Kopfes. Das ist auch eine Herzensangelegenheit. Die
Bürgerbewegung „Pulse of Europe“ zeigt eindrucksvoll,
wie viele proeuropäisch denkende Menschen mitgestalten
wollen. Was wir jetzt brauchen, sind weniger Zustandsbe-
schreibungen, sondern wir brauchen entschlossenes Han-
deln für Europa.

Es waren immer die großen Fragen, bei denen sich die
Menschen in Europa wiedergefunden haben. Kein Mensch
übt heute Kritik an der Reisefreiheit. Kein Mensch übt
heute Kritik an der einheitlichen Währung. Es übt auch
kaum ein Mensch Kritik an einem funktionierenden Bin-
nenmarkt. Bei Europa geht es immer um die großen Dinge,
für die sich die Menschen auch begeistern können und bei
denen sich die Menschen auch für Europa eingesetzt ha-
ben. Deswegen ist es dringend notwendig, dass wir mehr
Gemeinsamkeit in der Außen- und Sicherheitspolitik
schaffen. Das sind die Fragen, bei denen Sie die Menschen
mitnehmen können.

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine solide ge-
meinsame Währung statt eine weitere Verschuldungshilfe.

(Beifall bei der FDP)

Wenn Sie die Diskussion weiterführen in Richtung Ver-
schuldungshilfe, befördern Sie das Geschäft der Europa-
gegner und der Populisten.

Wir brauchen einen europäischen Binnenmarkt, konkret
bei der Energie und bei der Digitalisierung. Thorsten Schä-
fer-Gümbel hat viel Richtiges dazu gesagt. Wir brauchen
einen funktionierenden Binnenmarkt, auch was den CO2-
Ausstoß angeht. Wir brauchen Europa, wenn es um den
Klimawandel geht.

Meine Damen und Herren, es reicht nicht aus, Donald
Trump als einen Irrläufer zu bezeichnen, wenn er sagt, dass
er weniger Freihandel will. Wir müssen Freihandel mit fai-
ren Instrumenten begleiten. Dabei sollten wir nicht verges-
sen, dass die EU vor allen Dingen eine Freihandelszone ist.
An dieser Stelle hätte ich gern gewusst, wie die schwarz-
grüne Landesregierung zum CETA-Abkommen mit Kana-
da steht. Frau Puttrich, dazu haben Sie nämlich leider über-
haupt nichts gesagt.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen mehr Gemeinsamkeiten beispielsweise in
der Flüchtlingspolitik sowie in der Außen- und Sicherheits-
politik. Wir können doch nicht Binnengrenzen abbauen
und die Partnerländer am Ende mit den Problemen allein-
lassen. In der Flüchtlingskrise haben wir erlebt, dass die
Italiener und die Spanier irgendwann gesagt haben: Da
geht es durch nach Deutschland. – Meine Damen und Her-
ren, da musste man kein Hellseher sein. Die Bundesregie-
rung hat den Problemen an den Außengrenzen von Grie-
chenland, Italien und Spanien lange zugesehen und diese
Länder mit ihren Problemen alleingelassen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, letztlich brauchen wir auch eine
Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente.
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Hier ist überhaupt nicht angesprochen worden, was unsere
Aufgabe als Hessischer Landtag ist. Wir müssen feststel-
len, dass es im Bundesrat nur höchst selten gelingt, sich
mehrheitlich auf das Instrument der Subsidiaritätsrüge zu
verständigen. Nach Fristablauf gibt es aber nahezu einstim-
mig kritische und ablehnende Stellungnahmen des Bundes-
rats. So wird das Instrument der Rüge, mithin eine der we-
nigen Einflussmöglichkeiten der Länder, der regionalen
Parlamente, entwertet. Subsidiarität ist ein zentraler Kern
der europäischen Idee. Deren Einhaltung führt zu mehr Ge-
meinsamkeiten, weil dann jede Ebene einbezogen wird und
vor allem jede Ebene ihre Stärken einbringen kann.

(Beifall bei der FDP)

Übersetzt heißt das: Die Europäische Union soll sich um
die großen Themen kümmern. Wir sollten uns aber nicht
über den Krümmungsgrad von Gurken streiten.

Frau Staatsministerin, Sie haben den deutsch-französischen
Motor angesprochen. Wir Freie Demokraten unterstützen
einige Initiativen des französischen Staatspräsidenten,

(Jan Schalauske (DIE LINKE): Das kann ich mir
vorstellen!)

etwa zur Digitalisierung oder zur Energieunion. Im Be-
reich der Bankenunion, die Auswirkungen auf Hessen und
den Finanzplatz Frankfurt hat, stehen für uns die Krisenfe-
stigkeit und die Geltung marktwirtschaftlicher Prinzipien
genauso im Vordergrund wie freier Wettbewerb und die
Haftung von Eigentümern bzw. Investoren. Eine einheitli-
che europäische Einlagensicherung lehnen wir ab.

(Beifall bei der FDP – Clemens Reif (CDU): Wir
auch!)

Beim Stichwort Geld sind wir auch schon bei einem wich-
tigen Thema der nächsten Monate, nämlich beim mehrjäh-
rigen Finanzrahmen und bei der Strukturpolitik für die
kommenden Jahre. Da frage ich mich dann schon, warum
die Kollegen nicht mehr darauf eingegangen sind. Haus-
haltskommissar Günther Oettinger hat die Kommissions-
vorschläge vor wenigen Tagen vorgestellt. Auch wenn zu
erwarten war, dass mit dem Ausscheiden des Nettozahlers
Großbritannien die Lasten neu verteilt werden müssen, ent-
hält der Vorschlag sehr diskussionswürdige Aspekte. Auf
den ersten Blick ist es wenig verständlich, dass das Fehlen
des britischen Anteils von 6 bis 7 Milliarden € zu einer hö-
heren Zahlung Deutschlands von bis zu 10 Milliarden €
führen soll. Diese Zahlen passen zunächst einmal nicht zu-
sammen.

Die Freien Demokraten erkennen an, dass Mehrausgaben
der EU im Bereich der Grenzsicherung oder der Terroris-
musbekämpfung notwendig sind. Wir begrüßen ausdrück-
lich die Steigerung bei „Erasmus-Plus“ und bei „Horizont
2020“.

Wir vermissen aber den Willen der Kommission, diese
Veränderungen und Verbesserungen durch eigene Haus-
haltsdisziplin zu erreichen. Mir kann keiner erklären,
warum nach dem Ausscheiden Großbritanniens die Zahl
der Sitze dieses Landes im Europäischen Parlament mir
nichts, dir nichts unter den anderen Mitgliedsländern auf-
geteilt wird.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, das können Sie den Menschen
draußen auf der Straße nicht erklären. Viele mögen sagen,
das mache den Kohl nicht fett, aber es gibt ja auch noch

andere Beispiele, unter anderem den Reisetourismus des
Europäischen Parlaments zwischen Straßburg und Brüssel.
Der Umzugszirkus, der da immer noch stattfindet, stößt ge-
rade dann bei den Menschen draußen auf der Straße auf
wenig Verständnis, wenn es gleichzeitig darum geht, dass
mehr deutsche Steuergelder nach Europa fließen sollen.

(Beifall bei der FDP)

Ein weiteres landespolitisches Thema – neben der Struk-
turpolitik – ist die Frage, wie sich die Landesregierung
z. B. dafür einsetzt, dass europäische Beschlüsse keine ne-
gativen Auswirkungen auf die Automobilstandorte in Hes-
sen und im übrigen Deutschland haben. Das Stichwort
Opel ist eben genannt worden. Die Tatsache, dass man bei
Opel jetzt darüber nachdenkt, tiefe Einschnitte vornehmen
zu müssen, dass man bei Opel darüber nachdenkt, Mitar-
beiter entlassen zu müssen, hängt eben auch mit EU-Vor-
gaben zusammen, deren Inkrafttreten von der Bundesregie-
rung nicht rechtzeitig verhindert worden ist.

Die Einzigen, die sich über diese Entwicklungen freuen,
sind die Chinesen, die voll auf die Elektromobilität setzen.
Wer die Reden auf der aktuellen Automobilausstellung
„Auto China“ gehört hat, der hat auch gehört, dass die Chi-
nesen sagen: Die automobile Welt wird sich komplett ver-
ändern. – Die, die dann die Nase vorn haben werden, sind
die Autobauer aus China, die nicht einmal selbst Fahrzeuge
bauen und auf den Markt werfen, sondern z. B. heute
schon 10 % der Anteile von Daimler-Benz halten und ein
traditionelles europäisches Unternehmen wie Volvo ge-
kauft haben. Die Chinesen lachen sich schlapp über die Po-
litik, die wir hier in Europa machen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD: Und
jetzt?)

– Wenn Sie fragen: „Und jetzt?“, dann kann ich Ihnen nur
antworten: Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie
sich Gedanken über die Auswirkungen auf den Industrie-
standort Deutschland macht, bevor sie derartige Beschlüsse
der Kommission durchgehen lässt.

Frau Puttrich, ich finde das, was Sie kritisiert haben, ja
herzallerliebst, aber ich frage mich an manchen Stellen
schon: Wie lange regiert die CDU eigentlich? All die Kri-
sen, mit denen wir es zu tun haben – ob das Polen, ob das
Griechenland oder ob das die Währungsunion betrifft –,
sind in der Zeit der Kanzlerschaft von Angela Merkel pas-
siert.

(Beifall bei der FDP)

Man darf dann schon einmal sagen: Helmut Kohl würde
sich im Grabe umdrehen, wenn er wüsste, was Angela
Merkel in Europa kaputt gemacht hat. Er hat Jahre und
Jahrzehnte gebraucht, um dem europäischen Gedanken
zum Leben zu verhelfen, und Angela Merkel hat das alles
mit einem Federstrich kaputt gemacht.

(Widerspruch bei der CDU)

Meine Damen und Herren, dabei machen Sie leider Gottes
mit, und Sie gehen leider auch nicht darauf ein, was die
Rechtspopulisten Ihnen vorwerfen.

Frau Staatsministerin, mit Ihrer Regierungserklärung sind
Sie den Zielen und Handlungsfeldern für Europa, die Sie
formulieren wollen, und den Erwartungen nicht gerecht ge-
worden. Aus der Sicht der Freien Demokraten sollte z. B.
bei der Ausgestaltung des Europäischen Strukturfonds
noch stärker als bisher das Thema Digitalisierung berück-
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sichtigt werden. Wir wollen, dass im Rahmen des Europäi-
schen Sozialfonds die Weiterbildung mit Blick auf die Di-
gitalisierung ein Programmschwerpunkt wird. Frau Putt-
rich, Sie hätten etwas dazu sagen können, wie das die Lan-
desregierung sieht. Die Digitalisierung ist nicht aufzuhal-
ten, und es ist Aufgabe der Politik, Rahmenbedingungen
zu schaffen, damit die Bürgerinnen und Bürger die Chan-
cen der Digitalisierung wirklich nutzen können.

Ich will nicht mehr groß auf den Brexit eingehen. Die Ent-
scheidungen sind zu unser aller Bedauern gefallen. Wir
müssen aber bei einer Jugendarbeitslosigkeit von 50 % in
Europa, z. B. in Spanien, sicherlich die Frage beantworten:
Was können wir in der Region Hessen dafür tun, um diese
hohe Jugendarbeitslosigkeit, die mit Sicherheit ein gesamt-
europäisches Problem ist, gemeinsam anzugehen? Die letz-
ten Impulse, die es dazu aus Hessen gegeben hat, sind lei-
der vom früheren Wirtschaftsminister Florian Rentsch aus-
gegangen. – Herr Boddenberg, Sie lachen.

(Michael Boddenberg (CDU): Der Kollege Rentsch
kennt die Geschichte besser!)

– Herr Boddenberg, Sie als Fraktionsvorsitzender hätten
diese Initiativen mit Spanien fortführen können. Das hätte
Ihnen freigestanden.

(Beifall bei der FDP)

Wirklich viel Herzblut scheint bei Ihnen da nicht drinzu-
stecken.

Ich würde mir eine Landesregierung wünschen, die bei Re-
gierungserklärungen auch einmal klarmacht, was sie will,
nicht nur Probleme beschreibt. Das hat aber bei dieser Re-
gierung leider schon eine lange Tradition. Bei den Regie-
rungserklärungen der letzten Zeit haben wir neue Impulse
und Ideen dieser Landesregierung vermisst. Das geht leider
so weiter. Das nehmen wir zur Kenntnis.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Als Nächster spricht
zu uns Herr Abg. Utter für die Fraktion der CDU. Bitte
schön, Sie haben das Wort.

Tobias Utter (CDU):

Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wer die Zukunft gestalten will, muss die Vergan-
genheit kennen. Herr Schäfer-Gümbel, deshalb nehme ich
diesen Punkt „Narrativ“ sehr wohl wieder auf.

Morgen, am 23. Mai, jährt sich zum 400. Mal der soge-
nannte Prager Fenstersturz, der den Beginn des 30-jährigen
Kriegs markiert, eine der ganz großen Katastrophen in der
deutschen und europäischen Geschichte. In meinem klei-
nen Wohnort Massenheim, der heute ein Ortsteil von Bad
Vilbel ist, lebten zu Beginn dieses Krieges im Jahre 1618
100 Menschen. Am Ende des Krieges waren es noch 40.

Hessen gehörte zu den deutschen Landstrichen, die beson-
ders von den Verwüstungen der Soldateska heimgesucht
wurden. Am Ende dieses Konflikts steht der Westfälische
Frieden, eine umfassende Friedensordnung für Deutsch-
land,

(René Rock (FDP): Von der katholischen Kirche
nicht anerkannt!)

ein Friedensschluss, der erfolgreicher war als z. B. die
Friedensverträge zu Beginn des 20. Jahrhunderts.

Der Versailler Vertrag, der vor bald 100 Jahren geschlos-
sen wurde, trug das Scheitern schon in sich. Die Chancen
einer europäischen Friedensordnung wurden vertan. Es be-
durfte erst eines weiteren schrecklichen Krieges und weite-
rer Millionen Toter, bevor mit der Europäischen Gemein-
schaft ein ganz neues Kapitel in der Geschichte unseres
Kontinents aufgeschlagen wurde.

Hessen liegt in der Mitte Europas. Daher hatte unser Land
auch besonders unter den europäischen Konflikten zu lei-
den. Man könnte hier viel erwähnen, aber ich erinnere aus
aktuellem Anlass beispielhaft an die Zerstörung der hessi-
schen Städte während des Zweiten Weltkriegs. Was da-
mals neben all dem menschlichen Leid an bedeutender his-
torischer Bausubstanz verloren ging, kann man erahnen,
wenn man heute auf dem Römerberg in Frankfurt die neu
aufgebauten historischen Häuserzeilen betrachtet, die ja
nur einen Bruchteil des untergegangenen historischen Teils
der Altstadt ausmachen.

Es ist nicht leicht und gar nicht selbstverständlich, aus der
Geschichte Lehren zu ziehen. 1945 hätte sich niemand vor-
stellen können, dass Europa einmal zum Synonym für Frie-
den, Freiheit und Wohlstand werden würde. 70 Jahre Frie-
den sind in unserer Geschichte eine Besonderheit. Herr
Schalauske, wenn Europa angeblich so schrecklich ist, wie
kann man sich dann erklären, dass viele Menschen, wenn
sie gefragt werden, wo sie gerne leben würden, Europa
nennen?

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen, dass Frieden, Freiheit und Wohlstand, die für
viele so selbstverständlich geworden sind, erhalten bleiben.
Ich bin mir sicher, dass uns dies nur mit einem starken
Europa gelingen wird. Frieden und Wohlstand in Hessen
sind aufs Engste mit Frieden und Wohlstand in Europa ver-
bunden. Daher ist es eine der vornehmsten Aufgaben hessi-
scher Landespolitik, sich für ein geeintes und starkes Euro-
pa einzusetzen.

(Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken übernimmt den
Vorsitz.)

In den letzten Jahrzehnten, unter den unterschiedlichsten
Landesregierungen – Jörg-Uwe Hahn –, hat das europapo-
litische Engagement Hessens kontinuierlich zugenommen.
Ich danke an dieser Stelle, unabhängig von ihrer Parteizu-
gehörigkeit, allen früheren Europaministerinnen und -mi-
nistern sowie Europastaatssekretärinnen und -staatssekretä-
ren für ihren großen Einsatz. Ganz besonders danke ich na-
türlich der jetzigen Europaministerin, Lucia Puttrich, für
ihr couragiertes Auftreten auch in schwierigen Missionen,
wie zuletzt in der Türkei.

(Beifall bei der CDU)

Ich kann es mir angesichts jüngster – bebilderter – Schlag-
zeilen nicht verkneifen, unserem Europastaatssekretär
Mark Weinmeister ausdrücklich dafür zu danken, dass er
beständig die Mühe auf sich nimmt, vor Ort in Europa für
die hessischen Interessen einzutreten. Jeder Cent seiner
Reisekosten ist gut angelegtes Geld für die Zukunft unse-
res Bundeslands.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Das Projekt Europa ist nämlich kein Selbstläufer. Es bedarf
unser aller Anstrengungen, auch auf der Ebene der Landes-
politik.

Unsere Regionalpartnerschaften innerhalb der EU sind
vorbildlich. Gemeinsam mit der Emilia-Romagna, der
Wielkopolska und der Nouvelle-Aquitaine vertreten wir
unsere Interessen im Mehr-Regionen-Haus in Brüssel. Herr
von Heusinger – ich freue mich, dass er diese Debatte mit
verfolgt – und sein Team sorgen dafür, dass dieses Mehr-
Regionen-Haus wirklich ein Kommunikationszentrum in
Brüssel ist,

(Beifall bei der CDU)

in dem zum einen hessische Interessen formuliert werden
und zum anderen Kommunikation und Austausch über die
Grenzen Hessens hinweg erfolgen können. Es ist wirklich
eine tolle Einrichtung, die von allen sehr geschätzt wird.

In einer Partnerschaft ist es aber auch möglich, Kritisches
anzusprechen. Zum Beispiel kann im Rahmen des Dialogs
mit unseren polnischen Partnern auch über die Justizreform
gesprochen werden und darüber, warum wir sie so kritisch
sehen. Wir stellen fest, dass in Polen die Meinungen dazu
eben nicht einheitlich sind. Es wird immer wieder der Feh-
ler gemacht, dass man „die Polen“ sagt. Polen ist ganz un-
terschiedlich. Es gibt dort viele Parteien. Zum Beispiel se-
hen unsere Partner in der Wielkopolska die ganze Justizre-
form ausdrücklich anders als ihre Zentralregierung.

Die Region Wielkopolska profitiert ganz besonders von
der Mitgliedschaft in der EU. Dabei hat auch die Partner-
schaft mit Hessen geholfen, die schon vor dem EU-Beitritt
beschlossen worden ist. Hessen hat damals einen Beitrag
geleistet, um Polen an die EU heranzuführen.

Doch – es ist erlaubt, auch das zu sagen – Solidarität ist
keine Einbahnstraße. Das Verhalten Polens und anderer
Länder in der Flüchtlingskrise ist nicht akzeptabel. Solida-
rität heißt eben, dass man sich hilft.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin überzeugt, dass wir Hessen – danach wurde mehr-
mals gefragt; das sind konkrete Dinge – bei der Integration
des Westbalkans erneut behilflich sein können. Alle auf-
rechten Europäer müssen ein Interesse daran haben, dass
der Balkan nie wieder – wie zu Beginn der Neunzigerjahre
– zu einem Brandherd wird. Daher war es richtig, dass auf
dem EU-Gipfel in Sofia noch einmal das Ziel, nämlich die
Mitgliedschaft in der Europäischen Union, deutlich ge-
macht wurde.

Allerdings zählt hier nicht ein bestimmtes Datum, sondern
es zählen die Fortschritte bei der wirtschaftlichen und der
politischen Integration. Doch man müsste blind sein, um
nicht zu erkennen, dass fremde Mächte in dieser Region
zündeln. Der Wahlkampfauftritt des türkischen Präsidenten
Erdogan am Wochenende in Sarajewo, in Bosnien-Herze-
gowina, war mehr als unglücklich. Mit seinem nationalisti-
schen Geschwätz von der „osmanischen Ohrfeige“ stört er
das Zusammenleben nicht nur in Bosnien, sondern in ganz
Europa.

(Beifall bei der CDU)

Rasant hat sich die Türkei von Demokratie und Pressefrei-
heit verabschiedet. Seine osmanischen Großmachtträume
werden die Türkei ins Unglück stürzen. Heute gibt es für
eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU keine ausreichen-

de Mehrheit. Präsident Erdogan hat mit seinen unsäglichen
Auftritten die Tür selbst zugeschlagen.

(Beifall bei der CDU)

Seit einigen Jahren gibt es eine Partnerschaft des Landtags
mit dem Regionalparlament der serbischen Provinz Vojvo-
dina. Der nächste Landtag wird darüber beraten müssen,
wie diese Parlamentspartnerschaft mit noch mehr Leben zu
füllen ist. Möglicherweise ergibt sich hieraus auch ein An-
satzpunkt für ein hessisches Engagement bei der Integrati-
on des Westbalkans.

Leider – ich bedauere das sehr – sind die Beziehungen zu
den USA, unserem langjährigen Verbündeten, zurzeit ge-
stört. Über viele Jahrzehnte hinweg unterstützten die unter-
schiedlichsten amerikanischen Regierungen die Fortent-
wicklung der Europäischen Union. Jetzt wird Europa nur
noch kritisch gesehen. Das heißt, die Europäer müssen nun
mehr Verantwortung für ihre Sicherheit übernehmen.

Aber ich sehe das anders als mancher Vorredner. Die mo-
mentane Diskussion auf der Bundesebene über einen be-
stimmten Prozentsatz von Verteidigungsausgaben scheint
mir wirklich nicht zielführend zu sein. Die Frage muss
ganz anders gestellt werden: Wie hoch müssen die deut-
schen Verteidigungsausgaben sein, damit wir unsere Auf-
gaben in einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft er-
füllen können?

Das aggressive Verhalten Russlands, das seinen sichtbaren
Höhepunkt im schmutzigen Krieg in der Ostukraine und
der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim erreichte,
macht es notwendig, dass die EU in der Lage ist, die Un-
versehrtheit ihrer Grenzen auch militärisch durchzusetzen.
Schwäche macht unsere Friedensinitiativen unglaubwür-
dig.

(Beifall bei der CDU)

Ich würde mir wünschen, dass Europa und Russland den
Weg zu einer gleichberechtigten Partnerschaft finden. Der
Vorteil für beide Seiten wäre enorm. Doch zurzeit scheint
man sich im Kreml am meisten von einer Schwächung,
wenn nicht gar von einem Auseinanderbrechen der EU zu
erhoffen. Dies ist eine kurzsichtige Politik.

Das Vorgehen Russlands gegenüber der Ukraine war auch
ein großer Rückschritt, was den Abbau von Atomwaffen
angeht. Die Annexion der Krim ist eine eindeutige Verlet-
zung des Budapester Memorandums. Dieses Memorandum
wurde am 5. Dezember 1994 im Rahmen der KSZE-Kon-
ferenz unterzeichnet. In dem Memorandum verpflichteten
sich die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Russland
in drei getrennten Erklärungen gegenüber Kasachstan,
Weißrussland und der Ukraine, als Gegenleistung für einen
Nuklearwaffenverzicht die Souveränität und die bestehen-
den Grenzen der Länder zu achten.

Aufgrund der eklatanten Vertragsverletzung durch Russ-
land sind die Chancen, dass jemals wieder ein Land auf
seine Atomwaffen verzichtet, nicht gestiegen. Auch die
Politik der derzeitigen US-Regierung leistet keinen Beitrag
dazu, dass die Verbreitung von Atomwaffen begrenzt wer-
den kann.

Europaministerin Puttrich hat in ihrer Regierungserklärung
die Herausforderungen beschrieben, vor denen Europa
steht. Wenn wir wirtschaftlich erfolgreich bleiben wollen,
dürfen wir bei der Digitalisierung nicht den Anschluss ver-
säumen. Von Europa müssen auch in Zukunft Innovatio-
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nen ausgehen. Das heißt, wir brauchen eine kluge For-
schungspolitik, die unsere Potenziale vernetzt. Die Vielfalt
und die Kreativität Europas müssen wir als Chance begrei-
fen; wir dürfen sie nicht als Nachteil betrachten.

Nationalismus und Populismus, egal ob von links oder von
rechts, der den Egoismus schürt, sind nicht geeignet, die
Zukunft zu gestalten.

Anlässlich der Europawoche haben wir wieder erleben
können, dass sich viele Schülerinnen und Schüler intensiv
mit Europa beschäftigt haben. Wir setzen uns für einen
vermehrten Austausch von jungen Menschen ein. Nicht
nur beim Studium, sondern auch bei der Ausbildung sollte
ein Aufenthalt im europäischen Ausland zum Standard ge-
hören. Die Jugendlichen in Europa müssen erfahren, dass
sie gebraucht werden.

Die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit muss Priorität
haben. Da stimme ich den Vorrednern zu. Es muss aber
auch erlaubt sein, zu fragen, ob das, was in Schule, Studi-
um und Ausbildung in Teilen Europas gelehrt wird, über-
haupt geeignet ist, um einen Arbeitsplatz zu finden. Die
Akademisierung weiter Bereiche hat nicht dazu geführt,
dass die Chancen auf dem Arbeitsmarkt für die jungen
Menschen besser geworden sind, sondern geradezu im Ge-
genteil. Deshalb nur die Jugendarbeitslosigkeit zu bekla-
gen, ist zu wenig. Man muss auch nach den Ursachen fra-
gen. Da muss man schon bei der Ausbildung ansetzen.

(Beifall bei der CDU)

So, wie es zum Standard gehört, dass man im Schulunter-
richt Englisch lernt, sollte man aber in Europa die Vielfalt
der Sprachen nicht aufgeben. Daher spreche ich mich aus-
drücklich dafür aus, dass wir in Europa auch weiter andere
Sprachen lernen und lehren, weil das Erlernen einer Spra-
che immer wieder auch eine fremde Kultur eröffnet.

Wir haben in Europa schon viel erreicht. Wirtschaftlich
sind wir sehr erfolgreich. Keinem Mitgliedsland der EU
geht es heute schlechter als bei seinem Beitritt. Selbst da,
wo Probleme waren, wie in Portugal, Spanien und Grie-
chenland, die von der Wirtschaftskrise besonders betroffen
waren und die eine hohe Verschuldung haben, kann man
deutliche Fortschritte erkennen.

Ich finde es schon merkwürdig, wenn ein Sozialist in Grie-
chenland, der sich seiner Erfolge rühmt, so viel Kritik von
den LINKEN in Hessen erfährt. Aber vielleicht sind das
verschiedene Gesichtspunkte, wie man das betrachten
kann.

Europa ist zurzeit durchaus in einem schwierigen Fahrwas-
ser. Es wurde der Brexit, also der Austritt Großbritanniens,
erwähnt. Doch jede Krise bietet auch eine Chance. Es ist
die Chance, darüber nachzudenken, wie es mit Europa wei-
tergehen soll und welche Reformen notwendig sind.

(Jan Schalauske (DIE LINKE): Wenn es doch mal
gemacht würde!)

Die Zukunft der EU sollte auch deshalb das beherrschende
Thema der Europawahl 2019 sein. Meiner Meinung nach
brauchen wir mehr Klarheit bei den Institutionen und ihren
Kompetenzen. Das Europaparlament muss zu einer wirkli-
chen repräsentativen gesamteuropäischen Volksversamm-
lung werden. Das bedeutet, dass europäische Listen mit
Spitzenkandidaten zur Wahl stehen.

Das Europäische Parlament braucht ein uneingeschränktes
Initiativrecht. Die Europäische Kommission muss gemein-
sam von Parlament und Rat bestimmt werden.

Bei der Reform der EU müssen wir aber darauf achten, die
Grundsätze der Subsidiarität einzuhalten und nur dort euro-
päisch zu handeln, wo dies einen Mehrwert für die Men-
schen bringt. Nur so können wir die Akzeptanz und Zu-
stimmung zu Europa gegen nationalistische Tendenzen
verteidigen.

Die Bundesregierung hat mit dem Berliner Koalitionsver-
trag deutlich gemacht, welch hohen Stellenwert sie der
Europapolitik beimisst. Deutschland ist bereit, auch finan-
ziell seinen Beitrag zu leisten, damit die Europäische Uni-
on ihre wichtigen Aufgaben erfüllen kann. Doch eine Ver-
gemeinschaftung der Schulden wird es mit uns nicht ge-
ben. Hilfe ja, aber Hilfe zur Selbsthilfe. Niemand soll aus
seiner Verantwortung entlassen werden.

(Beifall bei der CDU und der Abg. Ursula Hammann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Am 28. Oktober wird in Hessen ein neuer Landtag ge-
wählt. Gleichzeitig werden die Bürgerinnen und Bürger
über 15 Verfassungsänderungen abstimmen. Besonders an-
getan hat es mir der neue Art. 64. Er lautet:

Hessen ist ein Gliedstaat der Bundesrepublik
Deutschland und als solcher Teil der Europäischen
Union. Hessen bekennt sich zu einem geeinten Euro-
pa, das demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen
und föderativen Grundsätzen sowie dem Grundsatz
der Subsidiarität verpflichtet ist, die Eigenständig-
keit der Regionen wahrt und deren Mitwirkung an
europäischen Entscheidungen sichert.

Ich wünsche mir für den 28. Oktober, dass von Hessen ein
klares und eindeutiges Bekenntnis zum geeinten Europa
ausgeht, dass dieser Artikel mit großer Mehrheit angenom-
men wird: ein starkes Hessen in einem starken Europa.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Vielen Dank, Herr Utter. – Wir sind am Ende der Ausspra-
che angelangt. Damit ist die Regierungserklärung entge-
gengenommen und besprochen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Was-
sergesetzes und zur Änderung anderer Rechtsvor-
schriften – Drucks. 19/6384 zu Drucks. 19/5462 –

Für die Berichterstattung bitte ich Herrn Landau nach vor-
ne.

Dirk Landau, Berichterstatter:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Aus-
schuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die
Stimmen der SPD und der FDP bei Enthaltung der LIN-
KEN, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Än-
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derungsantrags Drucks. 19/6381 anzunehmen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Landau. – Ich eröffne die Aussprache. Die
vereinbarte Redezeit beträgt zehn Minuten. Als Erste hat
sich Frau Kollegin Dorn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, zu
Wort gemeldet.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Wir haben das Wassergesetz vorliegen. Man muss
wissen, bis in die Siebzigerjahre hinein wurden hinsicht-
lich der Gewässer große Fehler gemacht. Flüsse wurden
begradigt, sie wurden verrohrt und kanalisiert. Damit ha-
ben wir heute durchaus Probleme, gerade mit Überflutun-
gen, aber auch besonders, weil sich unsere Tier- und Pflan-
zenwelt in diesem empfindlichen Bereich nicht entwickeln
können.

Wir haben jetzt die Novelle des Wassergesetzes einge-
bracht. Ich finde, es ist ein sehr guter Vorschlag, ein guter
Kompromiss, der alles ausgleicht, was wir an Schwierig-
keiten vorliegen haben. Er sorgt zum einen dafür, dass wir
für unsere Bäche und unsere Flüsse mehr Platz haben, und
zum anderen, dass weniger Einträge in unsere Gewässer
kommen. Ich bedanke mich für die gute Beratung dieses
Gesetzentwurfs.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ganz konkret handelt es sich um fünf Punkte.

Zum einen geht es um die Gewässerrandstreifen, also die
Randbereiche an den Gewässern. Wir haben sie mit diesem
Gesetzentwurf besser geschützt. Sowohl außerorts als auch
innerorts gilt ein Gewässerrandstreifen. Innerorts handelt
es sich um 5 m, das ist neu. Das ist z. B. bei der Auswei-
sung von Baugebieten sehr wichtig. Die Bebauung ist zu-
künftig in diesen ganz nahen Bereichen nicht mehr mög-
lich.

Wir haben endlich einen Abstand von 4 m, in dem nicht
mehr gedüngt werden darf, in dem keine Pflanzenschutz-
mittel mehr verwandt werden dürfen. Das ist ganz wichtig,
dass sie nicht mehr in die Gewässer geraten.

Frau Kollegin Löber hat dies beim letzten Mal als völlig
unzureichend kritisiert. Frau Kollegin Löber, ich frage
mich, wo eigentlich Ihr Änderungsantrag ist. Was wollen
Sie denn konkret? – Ich habe die ganze Zeit auf Ihren Än-
derungsantrag gewartet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich darf noch betonen, dass wir besser sind als beispiels-
weise Niedersachsen, wo nur 1 m Abstand gilt – wir sind
bei 4 m. Die Düngeverordnung entspricht auch auf Bun-
desebene 4 m. Das haben wir entsprechend angeglichen.
Damit haben wir eine deutliche Verbesserung des Status
quo vorgenommen.

Ganz wichtig finde ich auch die Frage, wie wir herange-
hen. Wir wollen das Ganze durch Förderung erreichen.

Das heißt, in der neuen GAP-Periode wollen wir eine bes-
sere Förderung für den Schutz der Gewässerrandstreifen,
wenn beispielsweise Ackerbau aufgegeben wird. Das ha-
ben wir uns mit diesem Gesetzentwurf vorgenommen.

Der dritte Bereich, das ist ganz wichtig, ist der Hochwas-
serschutz. Das könnte man sich jetzt von der Bundesebene
ablösen lassen. Bezüglich des Hochwasserschutzes haben
wir sehr gute Regelungen, einen guten Status quo. Wir
wollen nicht, dass sie aufgeweicht werden, deswegen set-
zen wir diesen hessischen Standard fort. Gerade im Hin-
blick auf den Klimawandel und die zunehmenden stärkeren
Überflutungen ist das sehr wichtig.

Der vierte Punkt betrifft noch einmal den Klimawandel.
Wir haben das Problem, dass durch Gewässerentnahmen,
also Menschen, die aus den Bächen für die eigene Bewäs-
serung ihrer Gärten Wasser entnehmen, zunehmend die
kleineren Bäche im Sommer trocken liegen. Da haben wir
jetzt Grenzen eingezogen, sodass wir einen Schutz für die-
se kleinen Bäche haben, die ganz wichtig sind für die Fau-
na und Flora vor Ort.

Fünftens. Wir haben die Anhörung entsprechend ausge-
wertet. Da wurde oft noch einmal aufgenommen, dass es
schwierig wäre, wenn die Kleingärtner so großzügig aus
den Regelungen ausgenommen sind. Das haben wir beher-
zigt. Die Kleingärtner sind jetzt nicht mehr derart privile-
giert, sondern sie sind auch mit berücksichtigt, weil sie ein-
fach auch maßgeblich zur Belastung beitragen.

Das sind fünf wichtige Punkte. Bei all den Punkten haben
wir berücksichtigt, dass es natürlich schwierige Interessen-
konflikte gibt – zwischen der Landwirtschaft, den Kommu-
nen und den Belangen von Natur- und Umweltschutz. Ich
finde, das, was wir gemacht haben, ist eine sehr gute
Grundlage und ein sehr guter erster Schritt, um hier voran-
zukommen – zum Wohle aller. Vor allem setzen wir ganz
stark auf die Förderung und auf einen besseren Ausgleich.

Die Anhörung hat gezeigt, dass wir hier auf einem guten
Weg sind. Frau Kollegin Löber, Sie hatten letztes Mal sehr
drastische Worte gewählt. Ich hoffe, dass Sie uns noch ein-
mal darstellen, ob Sie mittlerweile auch überzeugt sind
oder warum Sie keinen Änderungsantrag gestellt haben.
Denn ich finde, bei solch wichtigen Themen, wenn man
sich in einen Konflikt begibt – und das ist ein konfliktrei-
ches Thema –, muss man auch dazu stehen und sagen:
„Das ist unser Vorschlag.“ Dann muss man sich auch mit
den Verbänden unterhalten, wie wir es gemacht haben. Wir
sind mit allen ins Gespräch getreten und haben gesagt, was
wir für richtig halten und wo wir auf sie zugehen. Ich frage
mich, was eigentlich Ihre Vorschläge sind. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Dorn. – Für die CDU-Fraktion hat sich Herr
Landau zu Wort gemeldet.

Dirk Landau (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
das Stichwort „Konflikt“ von Angela Dorn aufnehmen. Ja,
es ist ein Thema, zu dem man sich unterschiedlich positio-
nieren kann und wo man die Sache aus verschiedenen
Blickwinkeln betrachten kann.
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Damit bin ich schon bei meiner ersten Aussage, die ich
heute hier treffen will: Wir stehen mitten in der Debatte.
Denn unsere Veränderungen gehen manchen, die wir ange-
hört haben, nicht weit genug. Da sind beispielsweise die
Wasserwirtschaft, der VKU oder auch der Fischereiver-
band. Aber wir haben auf der anderen Seite natürlich auch
den einen oder anderen angehört, dem das, was wir jetzt
hier gesetzlich vereinbaren, zu weit geht. Ich nenne da den
Waldbesitzerverband, VCI oder auch IHK.

Aber ich sage auch in aller Deutlichkeit: Wer Politik als
Ausgleich, Abwägung und Kanalisierung von Einzelinter-
essen im Sinne und zum Wohl eines größeren Ganzen ver-
steht, wie wir als CDU das grundsätzlich tun, stellt fest,
dass das genau richtig so ist. Dann fühlen wir uns auch
mitten in der Debatte wohl.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Klar ist dann natürlich auch, wenn man nicht Einzelinteres-
sen folgt, dass man niemanden vollständig glücklich
macht, sondern dann bleibt natürlich immer eine Restkri-
tik. Aber das ist dann einfach hinlänglich so, wenn man
den goldenen Mittelweg gefunden hat.

Vieles hat Frau Dorn eben schon angesprochen. Deshalb
will ich auch nur ganz kurz auf die eine oder andere Sache
eingehen. Frau Löber, verzeihen Sie es mir, wenn dieser
Satz ausdrücklich Ihnen gilt. Denn es ist schon angespro-
chen worden, dass Sie hier schon einmal einen großen
Vortrag gehalten haben, was denn eigentlich noch alles in
diesen Gesetzesentwurf rein gemusst hätte. – Ja, wir haben
uns ganz bewusst dafür entschieden, das Wassergesetz ei-
ner Evolution und nicht einer Revolution zu unterziehen,
weil eben die Interessenlage sehr schwierig ist. Deswegen
wollten wir uns behutsam dem nähern, was uns wichtig ist.

Dem Gewässerrandstreifen als einem der zentralen Punkte
– auch das ist schon genannt worden – haben wir uns ganz
behutsam angenähert. Wir haben gesagt, wir wollen hier
einige Dinge verändern – aus Klimaschutzgründen und aus
Gründen des Gewässerschutzes. Es ist schon gesagt wor-
den: Wir haben jetzt nicht nur den 10-m-Gewässerrand-
streifen im Außenbereich, sondern auch im Innenbereich,
den wir freihalten wollen von Bebauung und anderen Din-
gen, weil wir sagen, die bisherige Nutzung könnte sich ne-
gativ auf die Wasserqualität auswirken. Das wollen wir ab-
stellen. Aber das kann auch schädlich sein für den Hoch-
wasserschutz. Ein Gebäude kann da durchaus ein unwill-
kommenes Hindernis sein. Deshalb haben wir uns da auf
einiges verständigt.

Wir haben auch gesagt, dass die Düngung in diesem Ge-
wässerrandstreifen etwas strenger gehandhabt werden
muss, weil es sich doch erwiesen hat, dass das ein Herd
diffuser Einträge von Schadstoffen ist, und das wollen wir
im Sinne der Gewässerqualität verändern.

Aus dem gleichen Grunde haben wir uns dann auch darauf
verständigt, die Kleingärtner nicht mehr zu privilegieren.
Da sieht man auch: Die Anhörung ist uns wichtig, wir neh-
men sie ernst. Wir hören da nicht nur einfach zu, sondern
wenn man uns mit guten Argumenten begegnet, dann neh-
men wir sie auch auf. An dieser Stelle haben wir das ge-
macht.

Wir wollten die Kleingärtner zunächst privilegieren. Das
haben wir herausgenommen, weil wir viele Argumente von
vielen Anzuhörenden vorgetragen bekommen haben, die

eben gesagt haben: Das ist so eine Sache, da kann schon
einiges passieren, was der Wasserqualität abträglich ist,
und deshalb sollten sie in die Gesamtverantwortung für das
Gewässer mit aufgenommen werden. – Das haben wir am
Ende auch gemacht. Wir denken, das ist richtig so.

Wir als CDU haben aber auch immer wieder betont: Wenn
wir dort zu Veränderungen kommen, dann wollen wir das
mit Augenmaß und Vernunft machen, und wir wollen na-
türlich auch, dass das Maximum an Nutzung in diesem Ge-
wässerrandstreifen nach wie vor möglich ist. Das findet
sich beispielsweise auch dahin gehend wieder, dass wir ge-
sagt haben: Düngeregelungen lehnen wir an das landwirt-
schaftliche Fachrecht an, weil wir einfach sehen: Dort sind
schon so viele Dinge gut geregelt und festgehalten worden,
sodass wir es nicht so machen wie manch andere Bundes-
länder, sodass wir dort eben das eine oder andere mit Über-
gangsfristen zulassen.

Ein Punkt, den ich hier auch noch ansprechen will, ist das
Vorkaufsrecht. Das haben wir auch relativ kontrovers dis-
kutiert. Wir haben aber gesagt: Es ist notwendig, den Kom-
munen, die da sozusagen der Auftraggeber sind, was Ge-
wässer- und Hochwasserschutz angeht, wenn wir ihnen das
Vorkaufsrecht einräumen, das wirklich nur auf die wasser-
rechtlich notwendigen Flächen einzuschränken. Wir wol-
len also den Kommunen nicht in Gänze dort ein Vorkaufs-
recht einräumen, sondern nur dann, wenn diese Flächen
eben für diese beiden Themen, die ich eben angesprochen
habe, auch absolut notwendig sind.

Wir haben folgendes Problem geregelt – das habe ich
schon beim letzten Mal vorgetragen –: Sie alle kennen das.
Mehrere Einfamilienhäuser sind Anlieger an einem Bach,
und alle nehmen ihr Wasser zum Blumengießen und Ra-
sensprengen da heraus. Und was passiert, wenn wir eine
Trockenperiode haben? – Der Bach fällt dann am Ende
trocken. Das ist – das brauche ich Ihnen nicht zu sagen –
am Ende absolut schädlich für die Fische und die Pflanzen,
also für die Ökologie in diesem Gewässer. Deswegen ha-
ben wir dort eine Nutzungseinschränkung in den Gesetzes-
entwurf hineingeschrieben. Wir denken einfach, dass das
Trockenfallen durchaus immer häufiger passieren kann,
und dem müssen wir dann auch gerecht werden.

Bei der Unterhaltung oberirdischer Gewässer haben wir
durchgesetzt, dass künftig weiterhin die Belange der Land-
und Forstwirtschaft berücksichtigt werden. Das war uns
sehr wichtig. Diese Belange sind berechtigt und werden
von vernünftigen und fachkundigen Personen vertreten. Es
ist für uns als CDU zwingend, dass deren Argumente bei
der Planung auch in Zukunft gehört und in die Entschei-
dung mit einbezogen werden. Wir haben das in dem Ände-
rungsantrag dann auch entsprechend festgeschrieben.

Wir schaffen neue Regelungen – Frau Dorn hat es ange-
deutet – zur Ausweisung von Hochwasserschutzgebieten,
weil wir einfach erkennen müssen: Sie alle kennen den Be-
griff vom 100-jährigen Hochwasser, aber man muss jetzt
schon sagen, dass es leider nicht mehr alle 100 Jahre ein-
tritt, sondern in wesentlich kürzeren Intervallen und immer
heftiger, sodass wir hier angepasste Regeln haben mussten.
Wir merken, dass uns die Klimaveränderung nötigt, dort
klare Vorsorge und Schutz zu treffen, weil wir nicht wol-
len, dass am Ende der Mensch, aber auch Wirtschaftsgüter
und die Umwelt Schaden leiden, sondern wir müssen dar-
auf reagieren, dass dort jetzt andere Schadenslagen
durchaus eintreten können.
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Uns ist klar – ich hatte es schon angedeutet –, dass dieses
Gesetz unterschiedlich beurteilt wird. Die verschiedenen
Interessenlagen bedingen dies. Ich habe es gesagt: Wir ha-
ben versucht, dort einen Ausgleich herbeizuführen. Ich bin
schon sehr glücklich darüber, dass wir eine ganz breite Zu-
stimmung der kommunalen Familie haben. Das mag daran
liegen, dass die Kommunalen Spitzenverbände innerhalb
ihrer Verbände auch um Ausgleich bemüht sind, so wie
wir als CDU das auch tun. Deshalb sind wir dort wahr-
scheinlich relativ nah beieinander.

Ich will durchaus einen Punkt ansprechen, der sich nicht in
allen Stellungnahmen aus der kommunalen Familie wie-
derfindet, indem dort gesagt wird, es hätte vielleicht an die
eine oder andere Stelle noch ein Wort zu dem Thema Ei-
genkontrollverordnung gehört. Dazu muss man aber wis-
sen – die meisten von Ihnen tun das –, dass wir dort immer
noch im Dialogverfahren sind; es hat noch keine Verstän-
digung gegeben. Ich bin der Überzeugung, dass dieses
Thema so komplex und so weitgehend ist, dass man sich
diesem Thema vielleicht besser separat widmen sollte, als
es hier als Anhängsel irgendwie mit zu behandeln. Man
muss einfach einmal schauen, wie hier die weitere Verstän-
digung sein wird.

Insgesamt glaube ich, dass wir mit dem, was wir Ihnen
heute vorlegen, ein handhabbares, ein praxistaugliches Ge-
setz vorgelegt haben, das die Welt an und um die Gewässer
nicht revolutionieren wird; aber es wird zu mehr Gewäs-
serschutz und zu mehr Hochwasserschutz beitragen, und
das ist das Hauptanliegen, dem wir hier sehr gut Rechnung
tragen. Insofern kann ich Ihnen die Annahme nur empfeh-
len. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Herr Landau. – Für die FDP-Fraktion hat sich Frau
Knell zu Wort gemeldet.

Wiebke Knell (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs hatte ich
mich schon skeptisch geäußert, ob der hier vorliegende Ge-
setzentwurf der Landesregierung verhältnismäßig bei der
Einschränkung von Eigentum und den Vorschriften gegen-
über den Landeigentümern und -nutzern, also den Land-
wirten, ist.

Ich war gespannt auf die Anhörung, und dort wurde ich zu
großen Teilen in meiner Skepsis bestätigt: Sowohl die
Landwirte – und zwar die Biolandwirte genauso wie der
Bauernverband und der Bund Deutscher Milchviehhalter –
als auch die Waldbauern haben ernste Bedenken vorgetra-
gen, die in der Tat deutlich gemacht haben, dass die Be-
schränkungen erheblich sind. Es wurde deutlich, dass das
gesamte Gesetz grundsätzlich einen falschen Ansatz ver-
folgt. Es arbeitet mit Verboten und Gängelungen und wi-
derspricht zum Teil anderen Gesetzen und Fördermöglich-
keiten diametral.

(Beifall bei der FDP)

Dazu kommt eine schleichende Enteignung durch die Viel-
zahl der Maßnahmen.

(Lachen der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Technische Lösungen, die z. B. in der Düngemittelverord-
nung verankert sind, werden im Bereich der Gewässer-
randstreifen nicht berücksichtigt. Das Kuriose dabei ist,
dass das Land über die Agrarinvestitionsförderung Techni-
ken zur Düngung und Pflanzenschutzmaßnahmen fördert,
die Eindringen ins Wasser verhindern. Diese Techniken
dann aber pauschal in den Gewässerrandstreifen zu verbie-
ten, ist völlig widersinnig. Das sagen Ihnen auch alle Prak-
tiker.

(Beifall bei der FDP)

Besonders interessant war in diesem Zusammenhang die
Stellungnahme eines jungen Landwirts, der von sich aus
bei der Anhörung erschienen ist und Ihnen mit großer
Sachkunde und Engagement diese Dinge vorgelegt hat.
Nachdem die Anhörung vorbei war und Sie den Gesetzent-
wurf sogar eine Runde geschoben hatten, dachte ich, Sie
würden vielleicht ein paar Nachbesserungen vornehmen,
die sachorientiert und mit mehr Fingerspitzengefühl die
Bedürfnisse der Bauern nachvollziehen. Das Gegenteil
aber war der Fall: Stattdessen haben Sie die Vorgaben so-
gar noch verschärft, und auch die Kleingärtner, die gar
nicht zur Anhörung eingeladen waren, unter die grüne Ver-
botsfuchtel genommen. Einzig die Proteste gegen die Strei-
chung der Belange der Land- und Forstwirtschaft bei den
Gewässerschauen haben Sie aufgenommen und diese rück-
gängig gemacht.

Es bleibt dabei, dass das Gesetz viele Regelungen enthält,
die anderen wichtigen Zielen, etwa der Reduzierung des
Flächenverbrauchs, diametral entgegenlaufen. So heißt es
in der Begründung des Gesetzes, dass der mengenmäßige
Anteil der Ackerfläche im Gewässerrandstreifen mit ca.
2.000 ha gering sei und, gemessen an der Gesamtackerflä-
che in Hessen von ca. 477.000 ha, keine relevante Größe
darstelle. – Eine solche Aussage ist schlicht und einfach
unbegreiflich.

Die Landwirte protestieren immer wieder gegen den Weg-
fall landwirtschaftlicher Nutzfläche, weil das ihre Lebens-
grundlage ist. Dabei werden sie auch immer wieder durch
Pressemitteilungen der GRÜNEN unterstützt –

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

so auch am 7. März, liebe Frau Kollegin Dorn, als Sie sich
zu den gemeinsamen Protesten von Bauernverband und
BUND geäußert haben. Ich darf zitieren:

Wir freuen uns, dass wir starke Mitstreiter haben bei
unserem großen Ziel, langfristig den Flächenver-
brauch auf netto null zu bringen. Gleichzeitig ist uns
bewusst, dass dafür noch eine Menge Arbeit und
viele Gespräche mit allen Interessensgruppen nötig
sind.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie
sind also plötzlich auch dafür? Das ist ja eine span-
nende Wende!)

– Liebe Frau Kollegin Dorn, vielleicht fangen Sie einmal
bei dem Gespräch mit Ihrer Umweltministerin an, dann
könnten sich vielleicht auch einige Probleme lösen.

(Beifall bei der FDP)

2.000 ha Nutzfläche, die Sie der Arbeit der Landwirte ent-
ziehen, das ist auf einen Schlag mehr Fläche, als sonst in
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zwei bis drei Jahren wegfallen, wenn man das 2,5-ha-Ziel
des neuen Landesentwicklungsplans ernst nimmt.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Ich sage Ihnen dazu einmal, was Ihnen der Bund Deutscher
Milchviehhalter – nicht gerade eine Vorfeldorganisation
der FDP – bei der Anhörung ins Stammbuch geschrieben
hat:

Eine Ausweitung des Gewässerrandstreifens wird zu
einer weiteren Verknappung der landwirtschaftli-
chen Flächen führen.

(Dirk Landau (CDU): Um 0,4 %!)

Solche Flächen werden zu wertlosem und pflegebe-
dürftigem Ödland herabgestuft, während die betrof-
fenen Landwirte durch das praktische Nutzungsver-
bot mit verminderten Einnahmen zu kämpfen haben
werden.

So sieht es nämlich aus, es betrifft vor allem kleinere bäu-
erliche Betriebe. Selbst die Ökolandwirte haben in der An-
hörung eine Ausnahme vom Pflugverbot für sich gefordert.
Das zeigt doch, dass das Gesetz die Landwirte vor erhebli-
che Herausforderungen stellt.

Dazu kommt auch noch das Vorkaufsrecht, das Sie für die
Gewässerrandstreifen festgelegt haben. Die Folge ist doch
klar: Einige Kommunen werden womöglich Land aufkau-
fen, wahrscheinlich sogar unterstützt durch Förderung aus
Landes- oder Bundesmitteln. Damit werden dann die Flä-
chen der Landwirtschaft immer kleiner, und der Wert der
Flächen sinkt bereits durch das drohende Vorkaufsrecht –
also ein weiterer Baustein der Enteignung der Landwirte.

Ich möchte gerne mit einem Zitat aus der Zuschrift des
jungen Landwirts aus Babenhausen schließen, den ich be-
reits zuvor erwähnte und der von Ihnen leider nicht so
ernst genommen wurde:

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass je-
der Landwirt schlicht aus eigenem Interesse heraus
an einer grundwasser- und gewässerschonenden Be-
wirtschaftung seiner Flächen interessiert ist. Aus
diesem Grund muss die Landwirtschaft zwingend
weiter mit einbezogen werden, um nachhaltigen
Wasserschutz betreiben zu können. Ich möchte
ebenfalls gutes Grundwasser für meine zukünftigen
Kinder erreichen. Ich freue mich an sauberen Ge-
wässern mit einer ausgeprägten Flora und Fauna.
Deshalb kann ich nur an Sie appellieren, einen ko-
operativeren und demokratischeren Weg einzuschla-
gen, als es der Entwurf des HWG in weiten Teilen
ist.

Dem ist nichts weiter hinzuzufügen. Wir Freie Demokraten
lehnen dieses Gesetz der Enteignungs- und Verbotsmenta-
lität ab. Wir wundern uns sehr, dass die CDU ein solches
Gesetz mitträgt, und es ist eben auch nicht der goldene
Mittelweg, wie ihn Herr Landau eben bezeichnet hat.

Alle Landwirte in Hessen sollten sich ganz ernsthaft fra-
gen, ob diese CDU noch der richtige Ansprechpartner und
ein gutes Angebot für den ländlichen Raum und die Land-
wirte ist.

(Michael Boddenberg (CDU): Das wissen sie schon!
Das sagen sie mir immer!)

Ich meine, Sie haben den ländlichen Raum für Schwarz-
Grün geopfert, und darüber können auch die Hochglanz-
broschüren und Werbekampagnen nicht hinwegtäuschen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Knell. – Für DIE LINKE hat sich Frau Schott
zu Wort gemeldet.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
noch einmal klarstellen, dass wir eigentlich alle an dersel-
ben Anhörung teilgenommen haben. Allerdings findet sich
Frau Dorn im Einklang mit den meisten Anzuhörenden, bei
Herrn Landau ist das Ganze schon differenzierter – da geht
es um Augenmaß und Vernunft –, und bei Frau Kollegin
Knell geht das agrarpolitische Abendland schon unter.

Worum geht es denn? – Eigentlich geht es doch darum,
dass wir die Ziele der Europäischen Wasserrahmenrichtli-
nie erreichen müssen. Es geht nicht darum, was wir gerade
im freien Spiel der Kräfte wollen, sondern wir haben eine
Vorgabe, und da müssen wir hin. Gemessen an dieser Vor-
gabe, haben wir noch einen ziemlich weiten Weg vor uns.

Natürlich muss man Wege finden, wie die Landwirte das
Ganze auch gut verkraften können; das ist keine Frage. Da
muss man sich aber auch genau dafür starkmachen, dass
eben das möglich wird – aber man kann doch nicht einfach
die Ziele beliebig herunterdefinieren. Das ist doch das Pro-
blem, vor dem wir hier stehen und vor dem wir, wenn es
um das Wasser geht, an ganz vielen Stellen stehen – das ist
das Oberflächenwasser auf der einen, das Grundwasser auf
der anderen Seite. Wir haben eine unglaublich hohe Belas-
tung auch der Grundwässer durch das, was in der Land-
wirtschaft geschieht, und wir haben natürlich auf diesen
Flächen, an den Randstreifen der Flüsse, ein enormes Pro-
blem. Da können wir nicht wegsehen. Da kann man nicht
irgendetwas machen, was für ein paar Meter gilt, oder sa-
gen, wir machen diese Ausnahmeregelung für ein paar Me-
ter, und dann darf man das eine vielleicht doch noch, und
das andere darf man hier nicht.

In Richtung von Frau Dorn: Wenn Sie kritisieren, warum
die Opposition hier nicht die großen Änderungsanträge
vorlegt, dann hat das auch etwas damit zu tun, wie Sie be-
schrieben haben, die Anhörung wahrgenommen zu haben.
Man kann Ihnen ja ganz viel sagen und noch mehr auf-
schreiben – so ganz viel Auswirkung hat das nicht.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir
haben einen Änderungsantrag gestellt!)

– Ja, einen ganz revolutionären, um einmal die Worte des
Kollegen zu gebrauchen. – Wenn man bei den Worten des
Kollegen bleibt, der sagt, es sei eben keine Revolution,
sondern in diesem Fall eine Evolution: Wenn man diese
Evolution betrachtet, dann dauert es damit, bis das Wasser
wirklich den Regelungen entspricht, ungefähr so lange wie
vom Einzeller bis zu den Säugetieren. Das ist eben nicht
die Lösung des Problems, da braucht man schon ein klei-
nes bisschen mehr.

(Beifall bei der LINKEN)
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Solange der Ertrag pro Hektar in der konventionellen
Landwirtschaft das Maß aller Dinge ist, wird sich da kaum
etwas ändern. Dass er das ist, ist nicht böser Wille, sondern
es sind ganz häufig Not und Existenzangst. Die Betriebe
sind gezwungen, jeden Intensivierungsschritt mitzugehen,
um konkurrenzfähig zu bleiben. Daran müssen wir etwas
ändern. Das ist eines der wichtigen Kampffelder, und dafür
sind die Verhandlungen im Rahmen des europäischen
Haushalts und der Gemeinsamen Agrarpolitik enorm wich-
tig.

Frau Ministerin, dazu hätten wir gerne auch schon in der
Debatte über das Insektensterben etwas gehört. Wir wol-
len, dass Sie sich gemeinsam mit der hessischen CDU für
eine Verteilung der Gelder aus dem EU-Haushalt für öko-
logische und soziale Maßnahmen in der Landwirtschaft
einsetzen. Das wäre der Weg, wie wir dahin kommen, dass
die Landwirte nicht Not leiden und Zeter und Mordio
schreien.

Dann ist eben die Frage, ob man den Agrarlobbyisten au-
ßerhalb und innerhalb der Parlamente die Stirn bietet oder
ob man sie so weitermachen lässt. Der Einsatz des Biodi-
versitätskillers und des gesundheitsschädlichen Glyphosat
und anderer umweltschädlicher Agrochemikalien muss be-
endet werden, und das nicht nur auf den Gewässerrand-
streifen, sondern flächendeckend. Wir zerstören damit un-
sere Umwelt, und wir vergiften uns am Ende selbst. Das
kann doch niemand wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wollen wir Grund- und Trinkwasser schützen und die bio-
logische Vielfalt innner- und außerhalb der Gewässer wie-
derherstellen, muss die Landwirtschaft umweltverträgli-
cher werden, und damit müssen wir sofort beginnen. Das
heißt nicht, dass wir etwas gegen jeden konventionell ar-
beitenden Landwirt haben. Das heißt auch nicht, dass wir
etwas dagegen haben, dass die Menschen von ihrem Ar-
beitsertrag leben müssen. Da muss man schauen, wie man
das ermöglicht und wie man auch in der konventionellen
Landwirtschaft solche Grenzen einzieht, dass sie umwelt-
verträglich ist.

Deswegen reicht es bei Weitem nicht, die Gewässerrand-
streifen um 5 m zu verbreitern und dann zahlreiche Aus-
nahmen zuzulassen. Der beste Weg für Gewässer-, aber
auch Klima-, Boden- und Diversitätsschutz ist eine flä-
chendeckende Umstellung der konventionellen Landwirt-
schaft auf agrarökologische Anbauverfahren. Die richtigen
Weichenstellungen sind an der Stelle mehr als überfällig,
und die müssen angegangen werden.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir
sind an der Spitze der Bundesrepublik!)

Da helfen bestimmte Kompromisse nicht; denn das Ziel ist
maßgeblich. Man muss die Abwägungen so treffen, dass
das Ziel erreicht werden kann. Dann muss man da, wo es
notwendig ist, Hilfe zu geben, organisieren, dass diese Hil-
fe für die Landwirte möglich wird. Das ist das Notwendi-
ge, was getan werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Schott. – Für die SPD-Fraktion erteile ich
Frau Löber das Wort.

Angelika Löber (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Mit dieser Novelle des Hessischen Wassergesetzes
versucht unser Land einen überfälligen Schritt in die Ge-
genwart. Doch auch nach dem Änderungsantrag der Frak-
tionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN muss
man leider erkennen: Das Papier geht nicht weit genug und
verfehlt klar eine zukunftsweisende Wirkung.

(Beifall bei der SPD)

Ehrlich, liebe Kollegin Dorn, war wenigstens Ihr Bekennt-
nis im Ausschuss, dass die Landesregierung Sie bei dem
Änderungsantrag tatkräftig unterstützt hat. Mal sehen, ob
die Landesregierung demnächst auch uns bei Gesetzent-
würfen behilflich ist.

(Holger Bellino (CDU): Natürlich!)

Ich persönlich würde das gern annehmen, und dann bringe
ich auch gern bis Donnerstag noch einen Änderungsantrag
ein.

(Holger Bellino (CDU): Das haben wir schon immer
gesagt!)

Dabei kritisiere ich erneut den halbherzigen Vorschlag zur
Änderung des Gewässerrandstreifenparagrafen, des § 23.
Das mache ich nicht exklusiv. Auch die Umweltverbände
stoßen sich an der zu kurz greifenden Regelung. Sie haben
es in den Ihnen vorliegenden Stellungnahmen und der An-
hörung nachvollziehbar dargelegt.

Was soll nun positiv in dem vorliegenden Gesetzentwurf
einer Landesregierung mit grüner Beteiligung verändert
werden? – Positiv ist, dass Sie den Begriff des Gewässer-
randstreifens weiter fassen und es auch eine entsprechende
Zone im Innenbereich gegeben soll. Zu begrüßen ist, dass
auf den Gewässerrandstreifen im Innen- und Außenbereich
Verbote gelten sollen, die über die Schranken des Wasser-
haushaltsgesetzes hinausgehen, wie das Verbot der Lage-
rung und des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln, das Verbot der Errichtung von baulichen Anlagen
und der Ausweisung von Baugebieten.

Aber ausgerechnet die Lagerung und den Einsatz von Dün-
ge- und Pflanzenschutzmitteln wollen Sie nicht auf den ge-
samten Gewässerrandstreifen verbieten. Bestehende
Ackerflächen sollen noch bis zum Jahr 2022 bis an den
Gewässerrand heran umgepflügt werden dürfen – eine
nicht nachvollziehbare Befristung und Begrenzung, letzt-
lich keine Verbesserung des Gewässerschutzes.

(Beifall bei der SPD)

Die vorgelegte Novelle kann insgesamt nicht über die dürf-
tige und zweifelhafte Einstellung der Landesregierung
beim Schutz der Gewässer hinwegtäuschen. Der Gesetz-
entwurf offenbart fehlende Logik. Wieder einmal ist keine
Linie erkennbar. Verschiedene, sich widersprechende In-
teressen sollen in einem Gesetz vereint werden.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kein
einziger Vorschlag von Ihnen!)

Liebe Frau Kollegin Dorn, dies haben Sie sogar völlig frei
und offen im hessischen Fernsehen ausgesagt, dass hier
viele unterschiedliche Interessen irgendwie vereinbart wer-
den müssen.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Überraschung!)
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Sie sagten dort sogar, und das finde ich ganz besonders
spannend: Für die GRÜNEN ist es bereits ein Erfolg, über-
haupt ein Gesetz auf den Weg zu bringen.

Dieses Gesetz enthält jedoch keine mutigen Schritte. In
den Erläuterungen zum Gesetzentwurf liefern Sie wichtige
Fakten. Sie attestieren den Randstreifen vielfältige ökolo-
gische Funktionen, wie Wasserspeicherung, Sicherung des
Wasserabflusses, Verminderung von Stoffeinträgen, Hoch-
wasserschutz für Unterlieger. Sie beschreiben die struktur-
reiche Ufervegetation mit Gehölzsäumen, Hochstaudenflu-
ren und Gräsern, allesamt Lebensraum, Vernetzung und
Entwicklungskorridor für terrestrische und aquatische Flo-
ra und Fauna.

Vertrauen Sie doch Ihrer eigenen Expertise, ziehen Sie dar-
aus richtige und weitreichende Schlüsse.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ihr
Schluss?)

Legen Sie einen Gesetzentwurf vor, der die ökologischen
Funktionen berücksichtigt.

(Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Zum Beispiel?)

Mir zumindest fehlt die Vorstellungskraft, wie ein solches
Habitat am Gewässerrand aussehen soll, wenn darin zu-
gleich tonnenschwere Landmaschinen stehen und den Ge-
wässerrand gestalten.

Frau Staatsministerin, es wurde eben angesprochen: Sie sa-
gen, dass nur etwa 2.000 von insgesamt 477.000 ha Acker-
fläche in Hessen auf Gewässerrandstreifen liegen. Das
sind, so wurde eben auch schon gut gerechnet, lediglich
0,4 %. Wenn Ihnen die 2.000 ha Ackerland so sehr am
Herzen liegen, seien Sie doch konsequent, und schützen
Sie die Streifen wenigstens auf gesamter Breite. Das ist ge-
rade mal das ökologisch sinnvolle Mindestmaß. Zahlen Sie
den Landwirten dafür aber auch eine gute Entschädigung,
oder fördern Sie sogar den Ankauf dieser Flächen durch
die öffentliche Hand. Denn die Natur wird Sie dessen un-
geachtet heute und morgen mit der Realität konfrontieren,
der Sie sich noch verwehren. Oder soll ich lieber sagen: „in
der Regierung beugen“?

Ich ganz persönlich weigere mich, zu akzeptieren, dass un-
ser wohlhabendes Bundesland Hessen Gewässerschutz-
Entwicklungsland in Deutschland ist und vor allem bleiben
muss.

(Beifall bei der SPD – Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wo ist denn Ihr Antrag?)

Meine Damen und Herren, denken Sie allein an den Ist-
stand bei der Umsetzung der Europäischen Wasserrahmen-
richtlinie. In dem geforderten guten Zustand befinden sich
derzeit nur 21 von insgesamt 441 hessischen Bächen und
Flüssen – beschämend. Bemerkenswert ist, dass Sie sogar
selbst betonen, dass Gewässerrandstreifen eine wichtige
Funktion bei der Erreichung der Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie haben.

Die ökologische Qualität der hessischen Gewässer ist
schlecht. Daran hat sich in dieser Legislaturperiode auch
nichts geändert. Verbessert hat sich am Zustand nichts.
Dies untermauern auch die Daten des Hessischen Landes-
amts für Naturschutz, Umwelt und Geologie. Die ermittel-
ten Daten zeigen, dass, wie schon bemerkt, nur 21 der ins-
gesamt 441 Gewässer in einem guten Zustand sind. Kriteri-

en sind hierbei die Anzahl an Tieren und Pflanzen sowie
Schadstoffe im Wasser.

Spätestens in neun Jahren, im Jahr 2027, soll die Qualität
aller Gewässer in Hessen insgesamt gut sein; dies fordert
die Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union. 21
Gewässer sind derzeit in einem guten Zustand. Das sind,
wir rechnen wieder, bei 441 betrachteten Gewässern in
Hessen gerade einmal 5 %. 5 % – damit ist Hessen auch
hier am unteren Ende der Bundesländer.

(Zuruf von der SPD: Schon wieder!)

Das vorliegende Gesetz wäre eine Chance gewesen, die
Qualität der Gewässer zu verbessern. Seien Sie doch ein-
fach ehrlich: Sie werden die Wasserrahmenrichtlinie nicht
umsetzen, und Sie wollen es auch nicht wirklich.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Marjana Schott
und Hermann Schaus (DIE LINKE))

Ein wichtiger Schritt wäre gewesen, unserem Haushaltsan-
trag zur Einführung einer Wasserabgabe zuzustimmen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ach herrje!)

Diese Wasserabgabe hätte zumindest teilweise für die Ver-
besserung und den Schutz der Gewässer verwendet werden
können. Die „Einführung einer Abgabe auf Oberflächen-,
Grund- und Kühlwasser“ für die „industrielle und gewerb-
liche Wasserversorgung“ hätte 67.500.000 € Einnahmen
gebracht.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

– Soll ich es Ihnen noch einmal vorlesen? – Nein, Sie kön-
nen es im Protokoll sehen. Ich habe Ihnen den Absatz vor-
gelesen, wie das umgesetzt werden könnte.

Hessen ist eines von wenigen Bundesländern, die auf eine
Wassernutzungsabgabe verzichten – dabei wird diese Ab-
gabe vom Umweltbundesamt nachdrücklich empfohlen –,
obwohl die Forderung nach einer Wasserabgabe auch im
Wahlprogramm von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu fin-
den ist. Das haben Sie sicherlich auch verdrängt.

Wir müssen endlich der Einnahmeverantwortung des Lan-
des nachkommen, wenn wir Gewässerschutz und Verbes-
serung der Gewässerqualität ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Marjana Schott
(DIE LINKE))

Ich appelliere an Ihre Vernunft. – Ja, die Hoffnung stirbt
zuletzt.

Nun haben wir den Gesetzentwurf endlich auf dem Tisch.
Zwei Jahre hat dieser Prozess gedauert.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und
Sie haben immer noch keinen Änderungsantrag ge-
macht!)

Lassen Sie uns die Zukunft unserer Gewässer endlich auf
stabile Füße stellen. Alles andere ist unglaubwürdig. Damit
wir die Einwände aus der Anhörung noch angemessen dis-
kutieren können, und um Ihnen noch eine Möglichkeit für
ein Wassergesetz zu geben, welches den Anforderungen an
die Zukunft gerecht wird, beantragen wir eine dritte Le-
sung.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Dirk Landau
(CDU))
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Liebe Kollegen Dorn, Zukunft muss man nicht nur wollen,
sondern auch können. Zukunft jetzt machen. – Danke.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Marjana Schott
(DIE LINKE))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Danke, Frau Löber. – Für die Landesregierung spricht
Staatsministerin Hinz.

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren Abgeordnete!
Ich bin froh, dass wir uns jetzt auf der Zielgeraden für ein
modernes Wassergesetz befinden, das für mehr Gewässer-
schutz nicht nur sorgen soll, sondern auch sorgen wird.

Es ist richtig, wir haben eine Wasserrahmenrichtlinie, auf
die wir hinarbeiten. Wichtig ist, dass mit diesem neuen
Wassergesetz ein Gewässerrandstreifen auch innerorts aus-
gewiesen wird. Das gab es bislang in Hessen nicht. Künftig
werden 5 m innerorts als Gewässerrandstreifen ausgewie-
sen, und außerhalb bleiben die 10 m.

Wichtig ist, auf dem gesamten Gewässerrandstreifen wer-
den künftig keine Pflanzenschutzmittel mehr eingesetzt
werden dürfen. Es wird auch der Einsatz von Gülle verbo-
ten, und das aus gutem Grunde. Das sage ich ganz deutlich,
und das hat nichts mit Enteignung zu tun, Frau Abg. Knell,
sondern das hat etwas damit zu tun, wie wir es schaffen,
dass unsere Gewässer in einen guten Zustand versetzt wer-
den, und zwar chemisch, biologisch, aber auch was die Ge-
wässerstruktur angeht.

Denn nur dann ist es möglich, dass sich wieder Fischarten
ansiedeln oder der Lebensraum erhalten bleibt, dass sich
Pflanzen- und Muschelarten dort ansiedeln können. Das al-
les trägt zur biologischen Vielfalt bei, und nur mit einer
hervorragenden biologischen Vielfalt werden wir auch
künftig sauberes Wasser haben, nicht nur saubere Oberflä-
chengewässer, sondern auch sauberes Grundwasser und
damit Trinkwasser, fruchtbare Böden und auch gute Luft.

Da die Landwirte das auch wissen, haben wir mit den land-
wirtschaftlichen Verbänden im Vorfeld darüber diskutiert
und sind auf den 4-m-Streifen gekommen – genau der, der
auch in der Düngeverordnung festgelegt wird. Hier gehen
wir synchron mit der Düngeverordnung des Bundes, die
über den Bundesrat entsprechend festgelegt wurde. Von
daher befinden wir uns hier in völligem Einklang mit dem,
was bundesrechtlich vorgegeben ist.

Meine Damen und Herren, wir wollen die Eigendynamik
der Bäche und Flüsse fördern, und das ist ein Erfolgsrezept
auch für die Renaturierung. Natürlich ist es auch wichtig
für die Anpassung an den Klimawandel. Nur da, wo Ge-
wässerrandstreifen freigehalten werden von baulichen An-
lagen, die fest installiert sind, werden wir auch Streifen ha-
ben, wo Bäche und Flüsse aufgrund des fortschreitenden
Klimawandels auch einmal über die Ufer treten können.
Das ist nicht nur eine ökologische Frage, sondern das ist
auch eine ökonomische Frage, weil am Ende wir alle den
Schaden tragen, wenn alles wieder repariert werden muss,
was von den Wassermassen zerstört wurde.

Meine Damen und Herren, natürlich ist es wichtig, dass
wir der Landwirtschaft einen Ausgleich geben. Frau Abg.

Knell, da geht es nicht um die Frage, ob Flächen versiegelt
werden – das werden sie nicht. Sie können entweder wei-
terhin von den Landwirten genutzt werden, oder man kann
über eine ökologische Flurneuordnung Flächen umlegen.
Das bieten wir jetzt schon an. Wir werden es gerade ver-
mehrt im Hinblick auf die neuen Gewässerrandstreifen ma-
chen.

Wir werden auch – auch das ist ein Grund, weshalb wir auf
das Jahr 2022 gehen – die neue GAK-Periode nutzen im
Hinblick auf neue Agrarumweltmaßnahmen und deren Fi-
nanzierung. Denn es ist klar: Landwirte brauchen einen
Ausgleich für das, was wir ihnen an Naturschutz abverlan-
gen. Das ist völlig klar. Gerade darum kämpfe ich oder ha-
be ich schon bei der letzten Agrarministerkonferenz um
einen guten Beschluss gekämpft, was die künftige GAK
angeht. Wir haben einen einstimmigen Beschluss gefasst.
Wir haben im Bundesrat eine gute Entschließung gefasst
im Hinblick auf die künftige GAK-Periode.

Jetzt kommt es darauf an, dass erstens die EU-Kommission
uns die Mittel nicht aus der Hand schlägt und dass zwei-
tens die Bundesregierung den Bundesratsbeschluss, der mit
allergrößter Mehrheit gefasst wurde, am Ende auch um-
setzt. Hierfür werde ich kämpfen. Das kann ich Ihnen ver-
sprechen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mir ging es vom Beginn meiner Amtszeit an darum, dass
wir den Naturschutz natürlich hochhalten und dass wir
mehr Naturschutz erreichen, aber dass wir das nicht völlig
auf Kosten der Landwirtschaft machen; denn wir brauchen
in diesem Bereich auch die Landwirtschaft. Da, wo wir der
Landwirtschaft etwas abverlangen, müssen wir für einen
entsprechenden Ausgleich sorgen.

Meine Damen und Herren, Frau Abg. Löber, ich kann Ih-
nen nur sagen: Ja, die Zukunft beginnt jetzt, und die Zu-
kunft beginnt auch mit einem solchen Gesetz, das eines der
fortschrittlichsten in der ganzen Bundesrepublik ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin froh, dass hier eine solche Koalition regiert, die
nicht nur große Sprüche macht, sondern auch handelt. Ich
hoffe sehr, dass wir das in den nächsten Jahren auch weiter
so halten können, dass wir handeln und dass wir nicht nur
reden. – Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Vielen Dank, Frau Ministerin.

Es ist dritte Lesung beantragt. Das heißt, wir überweisen
diesen Gesetzentwurf der Landesregierung zur Vorberei-
tung dieser dritten Lesung an den Umweltausschuss. – Da-
gegen regt sich kein Widerspruch. Dann machen wir das
so.

Meine Damen und Herren, ich teile Ihnen mit, dass zu Ta-
gesordnungspunkt 9, dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Neufassung der Hessischen Bau-
ordnung und zur Änderung landesplanungs- und straßen-
rechtlicher Vorschriften, Drucks. 19/6396 zu Drucks.
19/5379, noch ein Änderungsantrag der Fraktionen der
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CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP mit der
Drucksachennummer 19/6450 eingegangen und an sie ver-
teilt worden ist.

Mit dieser Information bin ich jetzt in der Lage, genau die-
sen Tagesordnungspunkt 9 aufzurufen:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Gesetz zur Neufassung der Hessischen
Bauordnung und zur Änderung landesplanungs- und
straßenrechtlicher Vorschriften – Drucks. 19/6396 zu
Drucks. 19/5379 –

Berichterstatter hierzu ist Herr Abg. Reif.

Ich rufe hierzu mit auf den

Änderungsantrag der Fraktion der SPD – Drucks.
19/6440 –

Außerdem rufe ich den gerade eben eingegangenen

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP – Drucks. 19/6450 –

auf. – Als Erstes bitte ich Herrn Reif um die Berichterstat-
tung.

Clemens Reif, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich gebe die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung zu
dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur
Neufassung der Hessischen Bauordnung und zur Änderung
landesplanungs- und straßenrechtlicher Vorschriften wie-
der. Das ist die Drucks. 19/5379. Hierzu gibt es den Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der FDP. Das ist Drucks. 19/6379.

Die Beschlussempfehlung lautet: Der Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung empfiehlt
dem Plenum mit den Stimmen von CDU, GRÜNEN und
FDP bei Enthaltung von SPD und LINKEN, den Gesetz-
entwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags
Drucks. 19/6379 in zweiter Lesung anzunehmen. – Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Abg.
Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Dr. Ulrich Wilken:

Herr Reif, danke. – Ich eröffne die Aussprache. Die verein-
barte Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktion. Als Erster
hat sich Herr Lenders für die FDP-Fraktion zu Wort ge-
meldet.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Änderung
der Hessischen Bauordnung ist in diesem Fall schon eine
Besonderheit, da das Gesetz nicht nur mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen, sondern auch mit denen der Fraktion
der FDP geändert werden wird. Das ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Es ist schade, dass wir heute so wenige Zu-
schauer haben, die einmal entgegen allen Vorurteile, die
man manchmal gegenüber Parlamenten hat, mitbekommen
könnten, dass so etwas möglich ist.

Das passiert auch nicht alle Tage. Ich möchte deshalb mei-
nen Kollegen aus den Fraktionen der CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN ausdrücklich meinen Dank aussprechen,
dass das möglich ist.

(Beifall der Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP) und
Alexander Bauer (CDU))

Ich möchte aber auch Herrn Staatsminister Al-Wazir dan-
ken. Denn wir ändern einen Gesetzentwurf der Landesre-
gierung. Es ist längst keine Selbstverständlichkeit, dass ein
Minister sagt: Jawohl, das, was da aus den Fraktionen
kommt, ist okay.

(Janine Wissler (DIE LINKE): So ein guter
Mensch!)

Dann ist sogar noch eine Oppositionsfraktion dabei.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Präsident Norbert
Kartmann übernimmt den Vorsitz.)

Frau Kollegin, ich weiß gar nicht, was es da herumzudeu-
teln gibt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Kaum hat Schwarz-
Grün keine Mehrheit mehr, schon ist der Minister
netter zu euch!)

Wahrscheinlich wären Sie auch gerne dabei gewesen. Ih-
nen geht es darum, unbedingt das Bild stellen zu wollen,
dass sich eine Jamaikakoalition anbahnt. Wir haben uns
mit der Sache auseinandergesetzt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Natürlich!)

– Das mögen Sie anders sehen. – Die Hessische Bauord-
nung ist viel zu umfangreich, als dass man das für politi-
sche Auseinandersetzungen nutzen sollte.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte auch deutlich machen, dass es einen Punkt gibt,
bei dem wir uns sehr darüber gefreut haben, dass wir uns
da einig wurden. Dabei geht es darum, dass wir bei der Er-
leichterung und Vereinfachung, was das Bauen mit Holz
anbelangt, einen Schritt weitergekommen sind.

Ich will mich da gar nicht mit fremden Federn schmücken.
Das ist eine Idee, die Herr Kraushaar von der Architekten-
und Stadtplanerkammer Hessen einmal auf den Weg ge-
bracht hat. Hier sieht man, dass, wenn man Anzuhörende
ernst nimmt – das haben wir gemacht –, das Eingang in die
Gesetzgebung findet.

(Beifall bei der FDP)

Warum ist uns Holz als Baustoff so wichtig? – Es ist der
heimische Rohstoff überhaupt. Es ist ein Rohstoff, der eine
regionale Wertschöpfung hat. Hessen ist das waldreichste
Bundesland. Das Bauen mit Holz hat jahrhundertelang zu
unserer Tradition in Hessen gehört. Deswegen ist es gut,
dass wir dem Rohstoff Holz als Baustoff wieder mehr Platz
einräumen. Wir können mit der Änderung Vorreiter in
Deutschland werden. Das ist ein sehr gutes Signal.

(Beifall bei der FDP)

Holz als Baustoff wird es uns erleichtern, wenn wir in den
Ballungsräumen über Nachverdichtung sprechen. Holz als
Baustoff lässt sich viel leichter bei der Einrichtung der
Baustellen einsetzen. Es lässt sich bei der Aufstockung viel
leichter einsetzen. Es leistet auch einen Beitrag zum Kli-
maschutz. Denn dort wird nachhaltig CO2 gespeichert.
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Mit den Änderungen hinsichtlich der Sonderbauten bei den
Kindertagesstätten wird in vertretbarem Umfang die not-
wendige Flexibilisierung ermöglicht, die die Städte und
Gemeinde brauchen, um die notwendige Zahl an Kinderta-
gesstättenplätzen zu erreichen. Positiv ist außerdem die
Konkretisierung der Abläufe und des Informationsaus-
tauschs zwischen den Gemeinden und den Bauaufsichtsbe-
hörden zu bewerten. Dadurch sollen die Genehmigungszei-
ten verkürzt werden. Das ist ganz in unserem Sinne und im
Sinne der Bauherren. Das ist auch in dem Sinn, dass wir
Baukosten reduzieren wollen.

Mit der in § 6 Hessische Bauordnung vorgesehenen Rege-
lung werden beim Bestandsschutz für abgerissene Gebäu-
de, die an gleicher Stelle und in der gleichen Kultur wieder
errichtet werden, flexible Abstandsregelungen gelten. Im
Klartext heißt das, es wird z. B. einfacher, wenn eine alte
Scheune abgerissen und an der gleichen Stelle ein Wohn-
haus errichtet werden soll.

(Beifall bei der FDP)

Das haben vor allem die Mitglieder der CDU-Fraktion und
der GRÜNEN-Fraktion vorangetrieben. Wir nehmen diese
Idee aber sehr dankbar mit auf. Wir hätten es uns, ehrlich
gesagt, nicht zugetraut, das in Gesetzesform zu gießen.
Dass es passiert, ist eine sehr gute Geschichte.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Das wird es vor allem auf dem Land leichter machen,
Lücken zu schließen und neue Wohnungen zu errichten.

Ich möchte auch das Thema Barrierefreiheit ansprechen.
Kritikpunkte aus der Anhörung wurden aufgegriffen. In
Zukunft wird sichergestellt sein, dass immer dann, wenn
die Hessische Bauordnung einen Aufzug verlangt, dieser
auch rollstuhlgerecht sein muss. Darüber hinaus werden an
zahlreichen Stellen weitere Anpassungen an die Muster-
bauordnung vorgenommen. Wir werden da transparente
Regelungen bekommen.

Auch bei den Prüfingenieuren für den Brandschutz werden
wir eine flexible Lösung bekommen, die vor allem wir, die
Freien Demokraten, uns gewünscht haben. Damit wird die
Benachteiligung der hessischen Fachleute gegenüber denen
aus anderen Bundesländern beseitigt werden.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Ulrich Caspar
(CDU))

Hier wollten wir nicht dem Ratschlag folgen und auf einen
Beschluss der Bauministerkonferenz warten. Da werden
wir als hessischer Gesetzgeber viel schneller tätig.

Der vorgelegte Gesetzentwurf mit den Änderungen ist eine
gute Grundlage, damit das Bauen in Hessen eine neue Stu-
fe erreicht. Es wird innovativer, digitaler und einfacher
werden.

Zu dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD kann ich
Folgendes sagen: Die Veränderung der Hessischen Bau-
ordnung wird wahrscheinlich ein stetiger Prozess sein. Das
wird kein abgeschlossener Prozess sein. Ich kann verste-
hen, dass die SPD-Fraktion eigene Vorstellungen einbrin-
gen will, die wir gerne prüfen wollen.

Wenn jetzt jemand aber den Anspruch hat, einen Gesetz-
entwurf zur Hessischen Bauordnung zu verabschieden und
zu sagen: „Das war es jetzt“, dann wird er mit Sicherheit
einer Fehleinschätzung aufsitzen. Die Hessische Bauord-

nung und Bauen insgesamt sind stetige Prozesse. Ich kann
Ihnen sagen: Wenn wir diesen Gesetzentwurf nicht jetzt,
aber dann am Donnerstag verabschieden werden, wird man
sich schon wieder Gedanken über die nächste Evaluation
machen können. Das liegt ein bisschen in der Natur der Sa-
che.

Ich bin über die gute Vorlage, die die Landesregierung
schon geliefert hat, sehr froh. Vielen Dank dafür, dass wir
es mit den Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP noch ein bisschen haben besser machen
können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Barth für die SPD-Fraktion.

Elke Barth (SPD):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Bauen soll einfacher, schneller und günstiger werden. Dies
war der Anspruch, den Sie, den wir alle an die Novelle der
Hessischen Bauordnung hatten; denn wir wissen, dass die-
ses Gesetzeswerk einen wesentlichen Einfluss auf die Dau-
er und die Kosten von Bauvorhaben hat. In einer Zeit, in
der wir dringend neuen und bezahlbaren Wohnraum benö-
tigen, ist dies einfach ein Gebot der Stunde.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Doch weder mit Ihrem Gesetzentwurf noch mit dem Ände-
rungsantrag der Jamaikakoalition sind wir diesem Ziel
wirklich näher gekommen. Jedenfalls haben Sie einige
wichtige Punkte, die Bauen einfacher, schneller und güns-
tiger gemacht hätten, einfach liegen gelassen.

Deshalb bringen wir heute unseren Änderungsantrag ein,
der im Wesentlichen auf Anregungen von Fachleuten fußt,
die wir aus der Anhörung aufgenommen haben.

(Zuruf von der CDU: Das ist aber nett!)

Es bleibt die lange Liste der Sonderbauten in § 2, die Bau-
en wegen erweiterter Genehmigungs- und Brandschutzvor-
schriften kompliziert und wegen fehlender Genehmigungs-
fristen langsamer macht. Das gilt für Büros und Verwal-
tungsgebäude bereits ab 3.000 m2 sowie für Gemein-
schaftsgaragen bereits ab 1.000 m2. Meine Damen und
Herren, jeder weiß doch, dass Tiefgaragenplätze der Kos-
tentreiber beim Bauen sind. Daher schlagen wir hier groß-
zügigere Regelungen vor.

Aber auch bei Gebäuden für neue Wohnformen sind Ihre
Regelungen restriktiv. Zum Beispiel sind die Auflagen für
Betreuungswohngemeinschaften so kostenintensiv und
schwer realisierbar, dass Sie hier wieder auf die Baubrem-
se treten.

(Beifall bei der SPD)

Bei kleinen Kitas in Erdgeschossen hat die Koalition mit
ihrem Antrag das Ministerium zum Glück zur Vernunft ge-
bracht; denn gerade jetzt, wo wir händeringend Kita-Plätze
brauchen, wäre es wirklich ein Treppenwitz gewesen, hier
das Bauen von kleinen Kitas in Erdgeschossen auch noch
zu erschweren.
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(Beifall bei der SPD)

Wir halten es hier mit der VhU, die sagt: Sonderbauten
sollten sich tatsächlich nur auf besondere Bauten beschrän-
ken, die so außergewöhnlich sind, dass standardisierte Re-
gelungen nicht greifen. – Meine Damen und Herren, das ist
richtig.

Auch bei den Fristsetzungen in § 70 hätten Sie die Mög-
lichkeit gehabt, Bauen schneller und damit günstiger zu
machen. Wie oft kommt es vor, dass vor Ende der Dreimo-
natsfrist bei einer Baugenehmigung noch Unterlagen und
Gutachten nachverlangt werden. Fragen Sie doch einmal
bei Bauherren nach. Wir fordern daher eine Vollständig-
keitsprüfung für die Unterlagen nach einem Monat, damit
die Dreimonatsfrist nicht so oft wie derzeit gerissen wird.
Meine Damen und Herren, so wird Bauen schneller.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, Sie haben zwar eine neu gefasste Stellplatz-
satzung, bei der man Autostellplätze nun auch durch Fahr-
radstellplätze ersetzen kann. Aber ich habe schon in der
ersten Lesung gefragt: Wieso kann man einen Autostell-
platz nur durch vier Fahrradstellplätze ersetzen? Wer hat
denn so viele Fahrräder? Was wird dabei an Platz gewon-
nen? Brauchen wir bei einem geänderten Mobilitätsverhal-
ten gerade in Großstädten immer noch so starre Rege-
lungen? Sie haben ja nicht einmal die Nutzungsmöglich-
keiten von Garagen geändert. Bei Ihnen darf ich mein teu-
res E-Bike immer noch nicht in der Autogarage abstellen,
was wirklich Quatsch ist.

(Alexander Bauer (CDU): Wo steht denn das?)

– Entschuldigung, aber ein winziger Einschub in § 2
Abs. 11 Satz 2 hätte gelangt.

(Alexander Bauer (CDU): Wo ist das denn verbo-
ten?)

– Ich habe es Ihnen doch gerade vorgelesen: § 2 Abs. 11
Satz 2. Sie können sich gerne nachher zu Wort melden.
Das ist übrigens keine Erfindung von mir, sondern genau
das wird mit dieser Argumentation unter anderem vom
Feuerwehrverband und von der Ingenieurkammer bemän-
gelt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Alexander
Bauer (CDU))

– Herr Bauer, sprechen Sie bitte nicht dazwischen, sondern
lesen Sie es sich in Ruhe durch, und erklären Sie es dem
Minister. Die Fachverbände haben das auch angemahnt.

(Beifall bei der SPD – Holger Bellino (CDU): Der
kann es immer lesen!)

Ich möchte noch zu einem weiteren Thema kommen. Wir
sprechen momentan sehr viel über serielles Bauen, d. h.
von der Modulbauweise mit vorgefertigten Bauteilen, die
in ganz Deutschland zu einem günstigeren und schnelleren
Wohnungsbau führt. Leider haben Sie sich dazu nicht
durchringen können, was die Arbeitsgemeinschaft der
Wohnungs- und Immobilienverbände Hessens und auch
die Baukostensenkungskommission, die Teil des Bündnis-
ses für bezahlbares Wohnen und Bauen war, gefordert ha-
ben, nämlich die Möglichkeit zur Erteilung einer echten
Typengenehmigung für serielles Bauen. In die Bauordnun-
gen anderer Bundesländer ist das inzwischen eingeflossen.
Hessen begnügt sich leider wieder nur mit Trippelschritten.

Herr Lenders, Sie haben vorhin die Vereinfachung beim
Holzbau angesprochen. Auch beim seriellen Bauen hätten
wir hier ein – wie Sie es genannt haben – deutliches Signal
setzen können. Das haben wir leider nicht gemacht.

Meine Damen und Herren, es gibt viele Kleinigkeiten, die
ich aus unserem Änderungsantrag noch anführen könnte,
z. B. die Umnutzung von Büro- in Wohngebäude. Es gibt
da zwar Vereinfachungen, was die Nutzungsdauer anbe-
langt, aber Sie müssen z. B. immer noch die Geländerhö-
hen ändern, also austauschen, wenn Sie hier eine Umnut-
zung vornehmen wollen. Bei kleinen Mehrfamilienhäusern
müssen Sie immer noch zusätzliche Abstellräume schaffen.
All das sind Nickeligkeiten, die Bauen teurer und kompli-
zierter, jedoch nicht günstiger und einfacher machen, was
ja eigentlich Ihr Ziel gewesen ist.

Ein Thema will ich noch anführen, weil es wirklich wich-
tig ist. Das ist ein Punkt, der zwar nichts mit schnellerem
und einfacherem Bauen, aber mit zeitgemäßem Bauen im
Hinblick auf unsere demografische Entwicklung zu tun
hat. Ihnen ist bei der Barrierefreiheit leider ein Lapsus un-
terlaufen. Dort, wo bisher nach § 54 HBO in Gebäuden mit
mehr als zwei Wohnungen pro Geschoss jeweils eine
Wohnung barrierefrei sein musste, ist jetzt eine Quote von
20 % vorgesehen. Nicht umsonst sind die Behindertenver-
bände hiergegen Sturm gelaufen. Wir haben heute sogar
noch einmal eine Petition der Landesarbeitsgemeinschaft
der hessischen Clubs Behinderter und ihrer Freunde erhal-
ten. Ich will die Kritik hier noch einmal wiederholen, weil
sie richtig ist.

In allen Mehrfamilienhäusern mit weniger als zehn Woh-
nungen – das ist bis auf in bestimmten Gebieten von
großen und mittleren Städten die Mehrheit aller Mehrfami-
lienhäuser – wird es mit Ihrer Quote künftig weniger bar-
rierefreien Wohnraum geben. Alle kleineren Häuser haben
dann – ich wiederhole es – weniger barrierefreien Wohn-
raum mit Ihrem Gesetz. Ich bitte Sie daher eindringlich:
Stimmen Sie unserer Änderung unbedingt zu, die neben Ih-
rer 20-%-Quote noch den Zusatz hat: „jedoch mindestens
die Wohnung eines Geschosses“,

(Beifall bei der SPD)

damit nicht in allen kleineren Mehrfamilienhäusern künftig
weniger barrierefreier Wohnraum entsteht, den wir auf-
grund unserer demografischen Entwicklung aber dringend
benötigen.

Ansonsten bleiben wir bei unserem Resümee. Sie haben
zahlreiche Chancen liegen gelassen, die Bauen einfacher,
schneller und günstiger gemacht hätten. Sie haben nun ei-
nige Änderungsvorschläge der FDP aufgegriffen. Wir
möchten Sie daher bitten, sich auch noch einmal mit unse-
rem Antrag konstruktiv auseinanderzusetzen;

(Holger Bellino (CDU): Ach du lieber Himmel!)

denn wir brauchen schneller mehr Wohnraum, vor allem
auch im bezahlbaren Segment. Hierfür liefert unser Antrag
wichtige Verbesserungen, und wir beantragen daher natür-
lich eine dritte Lesung. Vielleicht schaffen wir es doch
noch, einige Änderungen mit hineinzubringen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, bevor wir weiter bauen, schau-
en Sie erst einmal auf die Tribüne. Falls Sie etwas er-
schrocken sind: Dort sitzt die Kerwekönigin Chiara Rau
aus Einhausen. Wo ist sie?

(Die Kerwekönigin winkt von der Tribüne.)

Okay, das ist mit einem so großen Kleid auf den engen Sit-
zen auch schwierig. Sie sitzt dort zusammen mit ihren Be-
gleitdamen und dem Herrn Bürgermeister Helmut Glanz-
ner auf der Tribüne. Einmal im Jahr dürft ihr zu uns kom-
men und ein bisschen Royales hereinbringen. Herzlich
willkommen und viel Spaß bei unserer Debatte.

(Allgemeiner Beifall)

Jetzt darf ich Frau Förster-Heldmann das Wort erteilen.

Hildegard Förster-Heldmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Die Änderung der Hessischen Bauordnung ist eine
komplexe und daher auch sehr notwendige Aufgabe. Ich
finde, das Ministerium hat uns eine hervorragende Vorlage
dazu geliefert.

Die Neufassung der Hessischen Bauordnung beinhaltet ei-
ne Anpassung des Gesetzes an die Veränderungen unserer
Baukultur, an die Veränderungen in unserer Gesellschaft,
an die Herangehensweisen, an Bedarfe, an Ermöglichung,
an Digitalisierung und nicht zuletzt an das Zusammenfüh-
ren unterschiedlichster Betrachtungsweisen. Deutlich wird
das an folgenden Punkten: Ermöglichung digitaler Bauge-
nehmigungsverfahren, ergänzende Maßnahmen zur Schaf-
fung von Wohnraum, Erleichterungen bei der Barrierefrei-
heit, Regelungen im Bereich der Stellplatzsatzung.

Bei der Anhörung zum Gesetzentwurf wurde deutlich, dass
sehr unterschiedliche Akteure mit den unterschiedlichsten
Interessen ihre Belange eingebracht und deutlich gemacht
haben. Das ging so weit, dass es hieß, die Forderung der
einen würde einen Mehraufwand der anderen bedeuten.
Deswegen halte ich das, was wir als Exzerpt aus der Anhö-
rung genommen haben, für ein sehr gutes Mittelmaß.

Ich danke Herrn Lenders dafür, dass er noch einmal deut-
lich gemacht hat, dass die Hessische Bauordnung ein fort-
zuführendes Gesetz ist, das sich immer und immer wieder
unseren gesellschaftlichen Anforderungen anpassen muss.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vertreter der Investoren und der Bauwirtschaft hatten nicht
nur die Schnelligkeit der Umsetzung, sondern auch die
möglichen Kosten im Blick. Vertreter und Nutzer – auch
die Behindertenvertreter – haben ihre Sichtweisen vorge-
bracht, die wiederum Kosten verursachen werden.

Ich wiederhole an dieser Stelle: Wir haben durchaus auf
Änderungen in der HBO bestanden, die sehr kostenintensiv
bei der Ausführung sein werden. Diese wären vonseiten
der Bauwirtschaft gern gekippt worden. Auch das gehört
zur Wahrheit dazu. Ich glaube, dass das ein ganz gutes
Verfahren war, um durch die Zusammenfassung der unter-
schiedlichen Interessenlagen eine große Zufriedenheit zu
erreichen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Bei keiner anderen Gesetzesänderung wird deutlich, wie
wichtig der gemeinsame Wille ist, eine praktikable Struk-
tur zu erreichen. Dabei wird auch deutlich, dass der Ent-
wurf sehr wohl viele diese Unterschiede im Blick hatte und
bei der Abwägung mit viel Augenmaß vorgegangen wurde.

Ein Beispiel ist die Abstellplatzpflicht für Fahrräder, die
aus den Wohnungsanforderungen herausgenommen und in
der allgemeinen Stellplatz- und Abstellplatzpflicht Eingang
findet. Dazu gehört natürlich auch – das wurde schon an-
gesprochen –, dass für Kommunen, die eine Stellplatzsat-
zung haben, die Möglichkeit der Umwandlung von Kfz- in
Radstellplätze besteht. Das ist eine ganz wichtige Ände-
rung, die gerade in den Ballungszentren einen wichtigen
Fakt darstellt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Wenn Sie sich z. B. die Mühe machen, in Wohngebiete
und auch in Neubaugebiete zu schauen, wo studentisches
Wohnen ermöglicht wird, sehen Sie: Dort ist es natürlich
immer ganz besonders wichtig, Fahrradabstellplätze zu er-
möglichen; von Autoabstellplätzen redet da so gut wie nie-
mand mehr.

Ganz besonders ist zu erwähnen, dass zukünftig bei Auf-
stockungen keine zusätzlichen Stellplätze vonnöten sind.
Das ist eminent wichtig für die Nachverdichtungen, für die
Nachverdichtung bei Bestandshaltern und für die Woh-
nungswirtschaft, weil da nämlich die Möglichkeit entsteht,
eine flexible Bearbeitung von langfristigen Trends zu er-
möglichen. – Jetzt bin ich in der Zeile verrutscht.

Es geht dabei auch um die Umwandlung von Büroflächen
in Wohnungen und um die Möglichkeit, das nach zehn
Jahren wieder zurückzuführen. Hierdurch wird der Woh-
nungswirtschaft die Möglichkeit der flexiblen Bearbeitung
von langfristigen Trends eröffnet.

Bei der Barrierefreiheit ist die Bodengleichheit in den Be-
reichen der Wohnung und des Freisitzes ganz wichtig. Das
war z. B. eine Forderung aus der Bauwirtschaft, die ent-
sprechende Regelung zu kippen, weil die Erfüllung dieser
technischen Standards im Augenblick noch teuer ist. Aber
mit dem Setzen von Standards werden wir im Laufe der
Zeit oder relativ kurzfristig eine deutliche Verringerung
von Kosten in diesen Bereichen erzielen.

Schließlich hat sich auch unsere Gesellschaft verändert.
Das Thema der Barrierefreiheit ist nicht nur auf wenige
Menschen begrenzt, sondern im sozialpolitischen Grund-
satz verhaftet. Für uns ist wichtig, dass die Teilhabe in un-
serer Gesellschaft mit dieser Barrierefreiheit, die ganz vie-
le Dinge beinhaltet, gewährleistet ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Die Änderungen in der HBO sind teilweise schon ange-
sprochen worden. Ich möchte mit Blick auf die Änderun-
gen bei den Sonderbauten Folgendes hinzufügen: Was wir
jetzt vorgesehen haben, stellt eine Ermöglichung dar, dass
ganz kleine Gruppen nicht als Sonderfall behandelt wer-
den. Wenn bei größeren Gruppen oder bei anderen, ganz
speziellen Anforderungen die Baumaßnahme unter „Son-
derbau“ fällt, finde ich schon, dass es wert ist, da genau
hinzuschauen; denn genau in diesen Bereichen ist es wich-
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tig, explizit auf die besonderen Anforderungen, die die je-
weilige Nutzung erfordert, eingehen zu können und das zu
manifestieren. Deswegen bleiben wir dabei. Wenn ein altes
Gebäude, etwa ein alter Stall, abgerissen wird, muss der
Nachbar mit dem Neubau zufrieden sein.

Insbesondere werden Anpassungen an die Musterbauord-
nung vorgenommen. Die Genehmigung der Teilungserklä-
rung durch die Bauaufsichtsbehörde ist meiner Meinung
nach ein ganz wichtiger Punkt. Gerade in den sehr verdich-
teten städtischen Bereichen ist diese Teilungsgenehmigung
teilweise sehr schwierig zu erlangen. Natürlich muss die
Bauaufsicht ihren Teil zur Vereinfachung beitragen; denn
es geht nicht nur darum, A in B und C zu teilen, sondern es
gilt, ganz besondere Anforderungen der Infrastrukturen,
der Zugänge und der Nachbarschaftlichkeit dabei zu be-
rücksichtigen.

Zum Holzbau haben wir schon einiges gehört. Ich finde es
gut, dass wir die entsprechenden Regelungen vorgesehen
haben. Denjenigen, die Holzbau betreiben, sollten wir auch
weiterhin ermöglichen, große Gebäude und mehrstöckige
Häuser in Holzbau zu errichten. Dazu tragen der Brand-
schutz und diese Verordnung Gutes bei.

Ich will meine Ausführungen damit bewenden lassen, denn
die Änderungen haben wir im Ausschuss bereits ausgiebig
besprochen; zumindest haben wir sie angesprochen. Dem
Antrag der SPD können wir nicht folgen; denn aus meiner
Sicht haben Sie den Grundsatz der Anhörung, die verschie-
denen Interessenlagen zusammenzuführen, in Ihrem An-
trag nicht berücksichtigt.

Im Übrigen, Frau Brandt, will ich sagen – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Barth! – Zuruf
von der SPD: Für Sie „Frau Barth“!)

– Entschuldigung.

Da Sie sich damit beschäftigt haben, können wir noch ein-
mal ins Gespräch kommen. Bei der Änderung der Hessi-
schen Bauordnung geht es nicht nur um „schneller, günsti-
ger und einfacher“. Das ist natürlich ein wesentlicher
Punkt, aber das genügt uns nicht. Uns ist ganz wichtig,
dass die Hessische Bauordnung nach ihrer Neufassung vor
allen Dingen den Veränderungen in der Gesellschaft ge-
recht wird und dass Qualität, Quantität und Flexibilität da-
mit einhergehen.

Deswegen ist unsere Vorlage gut, finde ich. Ich bitte Sie
um Zustimmung und möchte noch einmal darauf hinwei-
sen, dass das nur ein Teilaspekt unserer umfassenden woh-
nungspolitischen Änderungen und Anregungen ist, die im
letzten Jahr getätigt worden sind. Hinzu kommt das Geld,
das in den letzten fünf Jahren eingestellt worden ist. Die
Hessische Bauordnung ist mit dem Masterplan Wohnen
und mit der Allianz für Wohnen ein Punkt, mit dem wir
deutlich machen: Wohnen, Stadtentwicklung und Bauen
sind uns wichtige Themen. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Wissler für die Fraktion DIE LIN-
KE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist heute
Abend schon mehrfach gesagt worden: Wir müssen mehr
bauen in Hessen, vor allem müssen wir das Richtige bauen,
nämlich mehr bezahlbaren Wohnraum. In Frankfurt, aber
auch in vielen anderen Städten haben wir einen eklatanten
Mangel an bezahlbarem Wohnraum. Das ist ein Problem,
das sich äußert durch steigende Mieten und durch eine
Verdrängung aus den Innenstädten. Hier muss dringend et-
was getan werden. Dazu kann die Bauordnung aber nur
einen kleinen Beitrag leisten. Wenn die Bauordnung in die-
sem Sinne Prozesse beschleunigen kann, ohne dass sinn-
volle Regulierungen aufgegeben werden, dann ist das na-
türlich grundsätzlich zu begrüßen. Wir brauchen mehr be-
zahlbaren Wohnraum in Hessen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Jürgen
Lenders (FDP))

– Ich komme gleich dazu, Herr Lenders. Es war schön, wie
Sie hier aufgetreten sind. Sie haben Ihre Dankbarkeit ge-
genüber den Regierungsfraktionen und dem Minister be-
reits im Ausschuss zum Ausdruck gebracht. Da hatten Sie
ihm auch schon einmal überschwänglich gedankt. Man war
kurz davor, das Feuerzeug auszupacken angesichts dieser
Stimmung. Kaum hat Schwarz-Grün in Umfragen keine
Mehrheiten mehr, darf die FDP bei einem Gesetz mitreden.
Das ist ja wirklich großartig.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Das ist wirklich toll, Herr Lenders. Freuen Sie sich. Kaum
sehen die Umfragen so aus, dass Schwarz-Grün keine
Mehrheit mehr hat, schon ist der Minister einmal ein
bisschen nett zu Ihnen. Es ist aber auch ein schönes Ge-
fühl, gebraucht zu werden, Herr Lenders.

(Zuruf des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) – Manfred Pentz (CDU): Das
Gefühl kennen Sie nicht! – Zuruf des Abg. Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Sofort. Wir können sofort verabreden, einen gemeinsa-
men Antrag zu stellen. Dann möchte ich nur einmal hören,
was deine Kumpels von der CDU dazu sagen. Das können
wir sofort verabreden, Mathias. Du darfst dir ein Thema
aussuchen. Wir finden etwas, auf das wir uns einigen. Das
kriegen wir inhaltlich auf jeden Fall hin.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Ihr redet lieber mit der SPD!)

Beim nächsten Tagesordnungspunkt geht die Romanze
gleich weiter, wenn es um die Straßenbeiträge geht. Ei-
gentlich ist es selbstverständlich, dass eine Regierung
einen Vorschlag der Opposition nicht einfach komplett
wegwischt. Wir sind hier aber im Hessischen Landtag. Da
ist es unvorstellbar, dass gute Vorschläge aufgegriffen
werden.

Ich möchte noch etwas zum Inhalt sagen. Ich habe schließ-
lich zehn Minuten Zeit. So groß ist das Gesetz ja nicht.
Viele Änderungen dieser Novelle sind redaktioneller Art.
Viele sind sinnvoll.

Dass die Stellplatzpflicht bei Ausbau und Aufstockung ge-
lockert wird, ist gut. Das senkt die Kosten bei der Schaf-
fung von Wohnraum, und das ist ein wichtiges verkehrspo-
litisches Signal; denn in Großstädten werden Autos weni-
ger wichtig, und das ist auch gut so. Deshalb ist das ein
richtiger Schritt.
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Ich will aber auch darauf hinweisen – das war auch Thema
bei der vergangenen HBO-Novelle –, dass es durchaus sein
kann, dass den Kommunen Einnahmeverluste durch die
Stellplatzablöse entstehen. Beim letzten Mal war das der
Fall. Das hat beispielsweise Frankfurt, aber auch andere ei-
ne Menge Geld gekostet. Insofern stellt sich natürlich die
Frage, wie man diese Einnahmeausfälle der Kommunen
kompensiert.

Wir halten es für richtig, dass es eine ausgeweitete Stell-
platzpflicht für Fahrräder gibt. Das geht sicher in die richti-
ge Richtung. Den Vorschlag der SPD, Garagen rechtlich
auch auf Fahrradstellplätze auszuweiten, begrüßen wir aus-
drücklich. Das ist ein sinnvoller Vorschlag.

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD)

– Gerne. – Dass die Definition von Barrierefreiheit ange-
glichen wird, ist ebenfalls zu begrüßen. Damit ist hoffent-
lich klar, dass einheitliche Standards gelten und Barriere-
freiheit nicht nur bedeutet, dass irgendwo eine Rampe da
ist, sondern dass man in einer Wohnung auch wirklich
selbstbestimmt leben kann.

Dennoch gab es in der Anhörung noch weiter gehenden
Verbesserungsbedarf, den die Sozial- und Behindertenver-
bände zum Ausdruck gebracht haben. Dabei geht es um
existenzielle Fragen wie beispielsweise um barrierefreie
Flucht- und Rettungswege, aber auch um scheinbar banale
Alltagsprobleme wie Touchscreen-Steuerungen an Aufzü-
gen oder fehlende Handläufe an Treppen. Auch die Orien-
tierung von Sehbehinderten sollte Niederschlag in der Bau-
ordnung finden. Sie haben jedoch die Chance vertan, diese
Forderungen aufzunehmen und einen noch größeren
Schritt in Richtung Barrierefreiheit zu gehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese teilweise sehr konkreten und kleinteiligen Anliegen
haben keine Berücksichtigung gefunden. Das finden wir
bedauerlich. Auch die nicht nachvollziehbare Regelung der
Toilettenpflicht in der Gastronomie über das Angebot alko-
holischer Getränke bleibt unangetastet, was wir für nicht
nachvollziehbar halten. Aber vielleicht geschieht bis zur
dritten Lesung noch ein Wunder. Wer weiß. Vielleicht
kommt noch eine Umfrage oder so. Ich weiß es nicht.
Wenn dieses Wunder ausbleiben sollte, dann bleiben wir
bei unserer Stimmenthaltung zu diesem Gesetzentwurf. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächster Redner ist Herr Abg. Caspar für die Fraktion der
CDU.

Ulrich Caspar (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! In Hessen wird
weiter gebaut. Es werden die Rahmenbedingungen dafür
geschaffen, dass günstiger und schneller Genehmigungen
erfolgen können. Deswegen ist die Novellierung der Hessi-
schen Bauordnung ein guter Schritt nach vorn auf dem
Weg, Bauen effizienter und günstiger zu machen. Wir ha-
ben verschiedene Dinge in diese Novellierung hineinge-
packt, die uns voranbringen werden.

Ich nenne hier das Thema Holzbau. Holzbau ist eine sehr
kostengünstige Form, Gebäude zu errichten. 40 % der Lan-

desfläche Hessens bestehen nun einmal aus Wald. Wenn
wir uns nicht für den Holzbau einsetzen sollten, wer soll es
dann tun? Ich glaube, es ist eine richtige Entscheidung ge-
wesen, den Holzbau massiv zu ermöglichen, indem wir
darauf achten, dass durch entsprechende technische Be-
stimmungen der Brandschutz sichergestellt und trotzdem
der Holzbau ermöglicht wird.

Früher hat die Bauordnung vorgeschrieben – und so findet
sich das in vielen Bauordnungen der Bundesländer –, dass
bei bestimmten Bauten brennbare Stoffe nicht eingesetzt
werden dürfen. Darunter hat man natürlich Holz gefasst
und somit Holz ausgeschlossen.

Wir haben das umgedreht. Wir haben gesagt: Im Prinzip
kann man jeden Stoff nehmen, der die entsprechende tech-
nische Eignung hat. Hier ist es eben so, dass man auch bei
Holz darauf achten kann, dass dann, wenn das Holz ent-
sprechend behandelt oder wenn es eingekoffert wird, trotz-
dem die notwendigen Feuerwiderstandsklassen erreicht
werden, sodass Holzbau möglich ist.

Brandschutz und damit die Sicherheit der Bürgerinnen und
Bürger stehen natürlich an erster Stelle. Wir wissen natür-
lich, dass das nicht überall möglich ist. Deswegen haben
wir zwei Bereiche für den Holzbau ausgenommen. Das ei-
ne sind die sogenannten Brandwände, die im Falle eines
Brandes verhindern sollen, dass der Brand auf ein benach-
bartes Gebäude überschlägt. Diese Wände müssen nach
wie vor aus Beton oder aus Stein sein. Außerdem ist es ab
der Gebäudeklasse 5 so, dass Treppenhäuser ebenfalls ge-
mauert oder betoniert sein müssen. Das machen wir auch
mit Rücksicht auf diejenigen, die uns im Brandfall helfen
sollen und helfen müssen, damit die Feuerwehrleute auf je-
den Fall ein sicheres Treppenhaus benutzen können.

Man erkennt daran: mehr Holzbau ja, aber auch mit klu-
gem Sachverstand. Wir haben genau das gemacht, was
möglich ist. Das ist gleichzeitig das Maximale, was man in
diesem Bereich tun kann. Keine andere Bauordnung in
Deutschland gibt dem Holzbau so viele Möglichkeiten, wie
wir das hier getan haben.

Ich nenne weitere Punkte. Wir wollen, dass Bürogebäude,
die temporär leer stehen, weil es keinen Bedarf für Büro-
räume gibt, kurzfristig für Wohnzwecke verwendet werden
können. Hierbei war früher der große Hinderungsgrund,
dass jemand, der das gemacht hat, befürchten musste,
wenn er das Gebäude aufgrund der Marktlage wieder für
Bürozwecke nutzen wollte, dass die Bauaufsicht sagen
würde: Jetzt gelten ganz andere Regeln, die sind einzuhal-
ten, z. B. zusätzliche Ablösepflichten für Stellplätze und
Ähnliches.

Wir wollen ermöglichen, dass man ein solches Bürogebäu-
de temporär für Wohnzwecke nutzen kann – das ist sinn-
voll, bevor man es leer stehen lässt –, sei es für Studieren-
de, sei es für die vorübergehende Unterbringung von
Flüchtlingen. Der Eigentümer bekommt aber die Möglich-
keit, das Gebäude innerhalb von zehn Jahren der alten Nut-
zung zuzuführen, ohne dass er an die Bauaufsicht herantre-
ten muss. Diese Entscheidung liegt künftig allein in der
Kompetenz des Eigentümers. Ich glaube, das ist ein bedeu-
tender Schritt nach vorne. Das gibt es bislang in keinem
anderen Bundesland.

Ich nenne Ihnen ein drittes Beispiel, wo wir in Hessen
einen neuen Schritt gehen: der sogenannte erweiterte Be-
standsschutz. Bisher war die Rechtslage so: Wenn man ein
Gebäude errichten wollte und zur Errichtung des Gebäudes
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entweder eine Abweichungsgenehmigung der Baubehörde
– weil man über das Maß hinausgegangen ist, das im Be-
bauungsplan vorgeschrieben war – oder die Zustimmung
der Nachbarn brauchte, dann war man in der Situation,
dass man für das Gebäude einen Bestandsschutz erteilt be-
kam. Das heißt, man konnte das Gebäude innen renovie-
ren, innen verändern, aber das Äußere des Gebäudes muss-
te erhalten bleiben.

Nun wissen wir alle, dass nicht zuletzt aufgrund der ener-
getischen Vorstellungen, die wir heute haben, oft auch die
Außenhülle eines Gebäudes erneuert werden muss und
dass es oft sinnvoll ist, anstelle eines alten Gebäudes, das
50 oder 60 Jahre stand, am gleichen Ort ein neues Gebäude
zu errichten. Wir wollen mit dieser Novellierung den er-
weiterten Bestandsschutz einführen. Das bedeutet, dass,
wenn ein altes Gebäude abgerissen wird und ein neues Ge-
bäude mit der gleichen Kubatur, also der gleichen Größe,
Breite und Höhe, an der Stelle errichtet wird, auch dieses
Gebäude dort stehen darf, ohne dass erneut eine nachbar-
schaftliche Zustimmung eingeholt werden oder erneut eine
Abweichungsentscheidung getroffen werden muss. Den
sogenannten erweiterte Bestandsschutz gibt ist in Deutsch-
land in der Form noch nicht. Ich glaube daher, dass diese
Neuregelung sinnvoll ist.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Barth, ich muss mit Ihrer Aussage aufräumen, dass
man in Garagen keine Fahrräder abstellen dürfe. Sie haben
§ 2 Abs. 11 Satz 2 der Neufassung der HBO angeführt. In
dieser Bestimmung wird eine Garage als ein Abstellplatz
für Kraftfahrzeuge definiert. Ich denke, das sieht jeder von
uns so. In der Bauordnung steht aber nirgendwo, dass Sie
in diese Garage nicht auch Ihr Fahrrad einstellen, Ihr Pede-
lec einstellen, Ihre Winterräder einlagern oder Ihre Som-
merfelgen aufhängen dürfen. Selbstverständlich dürfen Sie
das machen. Die Bauordnung verbietet das nicht.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Man muss aber sehen, dass wir in Hessen ein System ha-
ben, mit dem wir die Kommunen ermächtigen, jemandem,
der ein Gebäude errichtet, Vorschriften zu machen dahin
gehend, wie viele Stellplätze für Pkw zu errichten sind.
Wenn eine Kommune sagt: „Du errichtest ein Bürogebäu-
de und musst dafür zwölf Parkplätze erstellen“, dann geht
es nämlich nicht an, dass die für diesen Zweck errichteten
und berechneten Plätze anschließend als Büro- oder Lager-
raum oder für was auch immer verwendet werden. Das war
schon immer so, und das ist auch sinnvoll. Es geht nämlich
darum, dass die Kommunen nicht wollen, dass alle Men-
schen draußen auf der Straße, im öffentlichen Raum, par-
ken, sondern sie wollen, dass der, der ein Gebäude errich-
tet, einen Beitrag dazu leistet, dass Pkw im sogenannten
ruhenden Verkehr auf einem privaten Grundstück abge-
stellt werden, da der öffentliche Straßenraum oft schon
überfüllt ist. Deswegen ist klar, dass nicht jeder, der eine
Garage oder einen Stellplatz hat, sagen kann: Diesen Stell-
platz nutze ich jetzt für etwas ganz anderes. – Es ist aber
überhaupt nicht ausgeschlossen – Sie haben so getan, als
sei das der Fall –, dass jemand, der eine Garage hat, dort
sein Fahrrad oder sein Pedelec lagern kann.

Meine Damen und Herren, nun zu den anderen Punkten,
die Sie seitens der SPD vorgeschlagen haben. Sie haben
das Thema serielles Bauen angesprochen. Dabei verkennen

Sie aber, dass die Hessische Bauordnung schon sehr viel
weiter geht. Serielles Bauen – sich also für einen einheitli-
chen Gebäudetyp eine einheitliche Genehmigung holen zu
müssen – macht dann Sinn, wenn man überhaupt eine Ge-
nehmigung einholen muss. Wir haben in Hessen aber die
Regelung, dass man, wenn man nach den Regeln eines gel-
tenden Bebauungsplans bauen will, überhaupt keine Ge-
nehmigung einholen muss. Das heißt, es wäre ein Schritt
zurück, wenn man jetzt sagen würde: Wenn du fünf Rei-
henhäuser baust, dann musst du eine Genehmigung für ei-
nes dieser fünf Häuser einholen. – Wir haben die Rege-
lung, dass man für keines dieser fünf Häuser eine Geneh-
migung einholen muss. Unsere Genehmigungsfreistellung
geht also weiter als eine Genehmigungsverpflichtung für
serielles Bauen. Auch das ist ein großer Fortschritt.

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht hätte man den
Gesetzentwurf heute verabschieden können. Sie haben aber
darum gebeten, dass wir eine dritte Lesung durchführen.
Dann wird das selbstverständlich so erfolgen. Insofern
werden wir nachher im Ausschuss noch einmal vertieft
über diese Themen sprechen können.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Minister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hätte
fast gesagt: zurück zum Kern der Bauordnung. Der Kolle-
ge Caspar hat das, was hier gesagt wurde, teilweise schon
richtiggestellt. Deshalb will ich nur sagen: Im Prinzip
schaffen wir eine neue Hessische Bauordnung, die um-
fangreich ist, die sich nicht nur Kleinigkeiten widmet, Frau
Kollegin Wissler, die das Bauen erleichtert, die die Verfah-
ren beschleunigt und die die Rechtssicherheit erhöht.

Wir führen das elektronische Bauverfahren ein, und wir
lindern mit den Mitteln des Bauordnungsrechts die ange-
spannte Wohnungssituation. Wir stärken die Barrierefrei-
heit – entgegen dem, was Sie gesagt haben, Frau Kollegin
Barth –, und wir stärken die Elektromobilität und den Rad-
verkehr. Nicht zuletzt erleichtern wir den Holzbau. Deswe-
gen ist das eine gute Novelle, die dem Hessischen Landtag
in zweiter Lesung vorliegt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ich will das, was Kollegin Förster-Heldmann gesagt hat,
noch einmal verstärken. Wir haben in unterschiedlichen
Bereichen viel zu tun, um den Wohnungsbau zu stärken.
Diese Regierung hat die Mittel für den geförderten Woh-
nungsbau massiv aufgestockt. Kollegin Hinz hat mit der
Gründung der Bauland-Offensive das zweite große Thema
im Wohnungsbau angepackt. Jetzt verbessern wir auch die
Rahmenbedingungen, denn die HBO-Novelle wird das
Bauen leichter und schneller machen.

Wir erleichtern die Schaffung neuen Wohnraums, unter an-
derem dadurch, dass wir die Aufstockung und Erweiterung
bestehender Gebäude erleichtern und dass wir es jetzt den
Kommunen ausdrücklich ermöglichen, in ihren Stellplatz-
satzungen bei der Aufstockung von Gebäuden künftig auf

9922 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018



die Forderung nach zusätzlichen Stellplätzen zu verzichten.
Das macht den Ausbau deutlich günstiger.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir erleichtern die Umwandlung von Büro- in Wohnge-
bäude. Wenn ich mir beispielsweise in Frankfurt anschaue,
wie hoch der Prozentsatz an leer stehendem Büroraum
noch immer ist, glaube ich, dass das eine große Chance ist,
dringend benötigten Wohnraum zu schaffen, weil es dem,
der die leer stehenden Bürogebäude in Wohnraum umwan-
delt, leicht gemacht wird, zur früheren Nutzung zurückzu-
kehren. Wir setzen darauf, dass das ein weiterer, vielleicht
der entscheidende Anreiz ist, den Schritt zur Umwandlung
in Wohnraum dann auch zu gehen.

Ich will zur Barrierefreiheit ausdrücklich sagen, dass die
neue Bauordnung das barrierefreie Bauen stärker in den
Vordergrund rückt. Ich finde, das ist mit Blick auf den de-
mografischen Wandel von großer Bedeutung. Wir brau-
chen Wohnungen, die den Bedürfnissen einer älter werden-
den Gesellschaft entgegenkommen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zu der 20-20-Regel, die wir neu einführen, Stichwort:
Mindestens 20 % der Wohnungen müssen barrierefrei sein,
aber höchstens 20. Frau Kollegin Barth, ich will an dieser
Stelle ausdrücklich sagen, entweder sind Sie einem Irrtum
aufgesessen, oder Sie sagen das wider besseres Wissen.
Die Herstellungspflicht für barrierefreie Wohnungen gilt
wie bisher ab der dritten Wohnung. Alles andere stimmt
nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir reden bei der Bauordnung vor allem über den Neubau.
Wo findet der Wohnungsneubau statt? – Er findet vor al-
lem im Ballungsraum statt. Wie findet er dort angesichts
der knappen Flächen statt? – Liebe Kollegin Barth, er fin-
det dichter statt als früher, d. h., es wird im Zweifel auch
höher gebaut. Ich gehe davon aus, dass wir mit der Rege-
lung, die wir eingeführt haben, gerade im Ballungsraum
die Chance haben, dass mehr barrierefreie Wohnungen ent-
stehen, als es mit der alten Regelung möglich war. Deswe-
gen ist alles andere nicht richtig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Zuruf der Abg. Elke
Barth (SPD))

Es ging bisher vor allem darum, dass man eine Wohnung
erreicht. Jetzt – das ist neu – geht es darum, dass die we-
sentlichen Räume einer Wohnung barrierefrei nutzbar sein
müssen und dass ein Freisitz, Balkon oder Terrasse,
schwellenlos zugänglich sein muss. Das gab es bisher
nicht. Das ist im Sinne der Barrierefreiheit ein großer Fort-
schritt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir machen Weiteres: Sie wissen, dass neue Gebäude ab
einer bestimmten Höhe – in der Regel ab fünf Geschossen
– der Aufzugspflicht unterliegen. Jetzt gilt: Alle bauord-
nungsrechtlich geforderten Aufzüge müssen mindestens so
groß sein, dass sie Rollstühle aufnehmen können. Für alle
geforderten Aufzüge sind nun Haltestellen in allen Ge-
schossen vorzusehen, auch im Kellergeschoss. Damit wird

der Zugang zu den dort oftmals angeordneten Abstellräu-
men wesentlich erleichtert.

Wir erleichtern den nachträglichen barrierefreien Ausbau
von Gebäuden. Die HBO-Novelle macht es einfacher, an
bestehenden Gebäuden Außenaufzüge und Rampen für
Rollstühle und Rollatoren nachträglich anzubringen. Das
erspart aufwendige Umbaumaßnahmen im Inneren und
macht in vielen Fällen die barrierefreie Erschließung über-
haupt erst möglich. All das sind gute Nachrichten im Sinne
der Barrierefreiheit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ich komme zu den Fahrrädern. Frau Kollegin Barth, hier
muss ich auch noch etwas korrigieren. Ich will ausdrück-
lich sagen: Wir wollen den Umstieg aufs Fahrrad gerade
im Ballungsraum unterstützen. Dazu nutzen wir auch die
Möglichkeiten der Bauordnung. Auch Nichtwohngebäude
müssen künftig Abstellplätze für Fahrräder haben, sofern
die Kommunen in der Satzung nichts anderes regeln. Sie
haben es angesprochen: Bei Neubauten können bis zu ei-
nem Viertel der vorgeschriebenen Kfz-Stellplätze durch
Abstellplätze für Fahrräder ersetzt werden.

Frau Barth, jetzt fragen Sie: Wer hat schon vier Fahrräder?
– Das kann ich Ihnen sagen: ziemlich viele Familien.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

An dieser Stelle muss man ausdrücklich sagen: Wenn man
über die Frage nachdenkt, wie man es einfacher machen
kann, an dieser Stelle zu bauen und gleichzeitig etwas At-
traktives zu machen, ist einem natürlich klar, dass die Ant-
wort die Förderung des Radverkehrs ist. Gleichzeitig –
Stichwort: Tiefgarage als Kostentreiber – kann man viel-
leicht Fahrradstellplätze woanders besser anordnen. Ich
glaube, am Ende hilft es der Mobilität. Es hilft am Ende
auch der Attraktivität des Fahrrads, und es macht im Übri-
gen Bauen kostengünstiger und damit einfacher.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein weiterer Punkt. Wir haben in der neuen Bauordnung,
dass Ladestationen für Elektrofahrzeuge innerhalb und au-
ßerhalb von Gebäuden künftig keine Baugenehmigung
mehr brauchen. Das ist eine massive Entbürokratisierung,
und es unterstützt die Verkehrswende.

Ein Punkt, der unter anderem aufgrund der Anhörung in
das Gesetz kommt, ist die massive Stärkung des Holzbaus.
Wir sind ausdrücklich immer alle der Auffassung gewesen,
dass wir die Verwendung nachwachsender Rohstoffe stär-
ken wollen. Wir haben das sehr lange und ausführlich in-
tern diskutiert. Ich bin froh, dass wir jetzt zu einer Lösung
gekommen sind, die den Holzbau stärken wird. Da gibt es
große Potenziale.

Die Ergänzung, die wir jetzt machen, ist die Ergänzung der
Vorschrift, in der die allgemeinen Anforderungen an das
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen geregelt
sind. Die Verwendung brennbarer sogenannter F90-Kon-
struktionen wird nun grundsätzlich möglich. Das bedeutet,
dass die Konstruktion im Brandfall einen Funktionserhalt
von über 90 Minuten hat. Wir können in Zukunft risikoge-
recht zwischen unterschiedlichen Holzkonstruktionstypen
unterscheiden: Holzmassivbau, Holzrahmenbau oder soge-
nannte Hybridkonstruktionen.
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Wir wollen in Zukunft die Potenziale des Holzbaus aus-
schöpfen. Wir brauchen dazu eine Standardisierung von
Holzbaukonstruktionen. Das ist, wenn wir ehrlich sind,
langfristig eigentlich nur mittels länderübergreifend gülti-
ger Regelungen zu erreichen. Wir beschreiten in der Hessi-
schen Bauordnung einen Weg, der auf die Musterbauord-
nung rechtssystematisch abgestimmt ist und genau diese
Möglichkeit eröffnet. Ich hoffe, dass die neue hessische
Regelung beispielhaft wirken kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Holger Bellino (CDU))

Zwei Punkte noch, die mir wichtig sind: erstens der Neu-
bau innerhalb des Grenzabstands. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, es ist wirklich etwas grundlegend Neu-
es, dass wir jetzt ermöglichen, ein bestehendes Gebäude
abzureißen und mit denselben Außenmaßen wieder aufzu-
bauen, auch wenn sie die einzuhaltenden Abstände für
Neubauten zum Nachbarn eigentlich unterschreiten.

Das wird helfen. Das erleichtert die Innenentwicklung. Das
erleichtert die Innenentwicklung überall, besonders im
ländlichen Raum, wo oft die Situation besteht, dass es
Grenzbebauung und ungenutzte oder untergenutzte Gebäu-
de gibt. Ich setze darauf, dass das wirklich etwas dauerhaft
verändern und am Ende eine positive Wirkung haben wird.
Das elektronische Baugenehmigungsverfahren hatte ich
schon erwähnt.

Deswegen: Wir haben die Novellierung der Bauordnung
genutzt, um ganz konkrete Verbesserungen zu erreichen.
Wir erleichtern das Bauen, beschleunigen die Verfahren,
nicht nur, aber insbesondere auch beim Holzbau. Das ist
ein Beitrag zur Linderung der angespannten Wohnungssi-
tuation. Wir stärken die Barrierefreiheit. Wir stärken den
Radverkehr und die Elektromobilität. Alles in allem ist das
eine runde Sache.

Leider können wir das jetzt noch nicht endgültig beschlie-
ßen, sondern erst am Donnerstag. Wir haben gleich eine
Ausschusssitzung. Ich sage Ihnen: Bringen Sie Zeit mit;
denn wir wollen alle Änderungsanträge auch im Ausschuss
diskutieren, weil ich überzeugt davon bin, dass das eine
sehr gute Sache ist, die wir vorgelegt haben. Ich glaube im-
mer daran, dass man viele Menschen durch gute Argumen-
te wirklich überzeugen kann. Deswegen werde ich das
auch heute Abend wieder probieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Günter Rudolph (SPD): Hauptsache,
der Ausschussvorsitzende hat genügend Zeit!)

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Rudolph, der Minister hat Zeit, da bin ich ganz sicher.
Ich wollte sagen: Das habt ihr jetzt davon.

Meine Damen und Herren, damit ist die zweite Lesung zu
Ende. Die dritte Lesung ist beantragt. Damit überweisen
wir den Gesetzentwurf zur Vorbereitung der dritten Lesung
an den zuständigen Ausschuss. – Dazu gibt es keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der
FDP für ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungs-
zwangs von Straßenbeiträgen und für mehr kommuna-

le Selbstverwaltung – Drucks. 19/6434 zu Drucks. 19/
5839 –

Die verabredete Redezeit beträgt zehn Minuten je Fraktion.
Berichterstatterin ist Frau Kollegin Goldbach. Ich erteile
ihr das Wort.

Eva Goldbach, Berichterstatterin:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Zu dem Gesetzentwurf der FDP für ein Gesetz zur
Aufhebung des Erhebungszwangs von Straßenbeiträgen
und für mehr kommunale Selbstverwaltung, Drucks. 19/
5839, und dem dazugehörigen Änderungsantrag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucks. 19/6375, ist folgende Beschlussempfehlung ergan-
gen:

Der Innenausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ge-
gen die Stimmen von SPD und der LINKEN, den Gesetz-
entwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags in
zweiter Lesung anzunehmen.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP – Vizepräsident Wolfgang Grei-
lich übernimmt den Vorsitz.)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Goldbach. – Als Nächster spricht für
die Fraktion der Freien Demokraten Herr Kollege Dr.
Hahn. Bitte sehr.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Hohes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Jürgen Lenders (FDP): Da oben sitzen zwei Libera-
le!)

– Deshalb sage ich das, weil meine Fraktion zum Großteil
dort oben sitzt. Ihr könnt den Beifall dann ein bisschen
stärker organisieren.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, als wir
vor eineinhalb bis zwei Jahren begonnen haben, uns im
Hessischen Landtag mit dem Thema Straßenbeiträge aus-
einanderzusetzen, hätte ich nicht gewettet, dass wir letzt-
lich zu einer derartigen Lösung, und das gemeinsam mit
den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, kommen.

Wir können uns alle daran erinnern, ich will die Geschich-
te nicht laufend wiederholen: Die FDP und die CDU haben
zusammen eine Veränderung vorgenommen und haben aus
der Kannregelung eine Sollregelung im Kommunalabga-
bengesetz gemacht. Wir dachten damals, dass wir den In-
novationsstau, den wir auf kommunaler Seite gesehen ha-
ben, auflösen können.

Erstens ist das nicht eingetreten. Es sind keine zusätzlichen
Arbeiten durchgeführt worden. Das hat vielleicht damit zu
tun, dass ein direkt gewählter Bürgermeister oder eine di-
rekt gewählte Bürgermeisterin nicht so wirklich hoch moti-
viert ist, eine neu eingerichtete Zahlungsverpflichtung ge-
genüber den Bürgern tatsächlich einzulösen.

Zweitens hat diese Regierungskoalition durch Kommuna-
lerlasse des Innenministers die Kommunalaufsicht ange-
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wiesen, dass alle Gemeinden, die überschuldet sind oder
die Schulden haben, eine entsprechende Satzung einrichten
müssen. Kollege Tobias Utter und ich haben das in unserer
Heimatkommune Bad Vilbel auch erleben dürfen, dass ein
SPD-Landrat im Wege der Kommunalaufsicht unseren
Haushalt nicht genehmigt hat.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alles das hat da-
zu geführt, dass eine Unruhe in der Bevölkerung und dar-
über hinaus eine Unruhe in allen unseren Parteien und in
allen unseren Fraktionen entstanden ist.

Aus liberaler Sicht sind wir den Weg gegangen und haben
in dem Änderungsgesetzentwurf vorgeschlagen, dass aus
der Sollregelung im KAG wieder eine Kannregelung wird.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wollten, dass
die Kommune vor Ort – to whom it may concern, der
Stadtverordnete, die Gemeindevertreterin – entscheiden
kann, was für ihre Kommune, was für ihre Stadt das Beste
ist.

(Beifall bei der FDP)

Wir wissen ja, dass es vor der Veränderung, die wir im
KAG im Jahre 2013 vorgenommen haben, eine Vielzahl
von Kommunen in Hessen gegeben hat, die eine Straßen-
beitragssatzung hatten. Für diese hatte sich durch die Ge-
setzesänderung zunächst einmal überhaupt nichts verän-
dert. Aber die Stimmung war auf einmal eine andere gewe-
sen. Der eine oder andere Bürgermeister meint ja heute
noch, dass er sich einen schlanken Fuß machen kann und
lieber die Entscheidung von Wiesbaden, egal wie rum auch
immer, aufgedrückt bekommt. Ich will Ihnen ein Geheim-
nis verraten: Das gilt für Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister aller Parteibücher, die wir in Hessen auf dem Bür-
germeistersitz haben – das Sein und das Bewusstsein.

Es ist aber falsch, wenn wir im Hessischen Landtag auf
einmal meinen, wir könnten uns anmaßen, über die Not-
wendigkeiten vor Ort und über die Frage, wie man sie löst,
wie man sie finanziert, alles selbst zu bestimmen.

Wir hatten vor der letzten Kommunalwahl gemeinsam dis-
kutiert, dass viele Bürgerinnen und Bürger nicht mehr be-
reit gewesen sind, auf Listen zu gehen, weil sie selbst
Angst hatten, dass sie nichts zu entscheiden haben. Jetzt
soll auf der anderen Seite der Landtag beschließen, dass –
so jedenfalls der Gesetzentwurf der LINKEN und auch der
Gesetzentwurf der Sozialdemokraten – gänzlich auf etwas
verzichtet wird, was es in mancher hessischer Kommune
seit 50 oder 60 Jahren gibt und worüber erst in den letzten
drei bis vier Jahren eine Diskussion eingetreten ist.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das macht es nicht
besser!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Sozialde-
mokraten, das hätte ich euch nicht zugetraut, dass ihr einen
solchen populistischen Ansatz in dieser Frage wählt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben also jetzt den Weg frei gemacht, weg vom
Zwang. Wir haben darüber hinaus, dazu werden sicherlich
die Kollegen von CDU und den GRÜNEN noch etwas sa-
gen, über die Frage diskutiert, wie eine für die Bürgerinnen
und Bürger erträglichere Lösung gewählt werden kann,
wenn die Straßenbeiträge weiterhin in der Kommune erho-
ben werden sollen. Wir haben das auf der einen Seite durch
Ratenzahlungsmöglichkeiten bis hin zu 20 Jahren gemacht.

Sie wissen, dass im Jahr 2013 neu eingeführt worden ist,
dass neben den Einmalzahlungen auch wiederkehrende
Beiträge erhoben werden können, womit eine erhebliche
Entschlackung der Höhe der Zahlungen durchgeführt wer-
den kann. Auf besonderen Wunsch einer Reihe von Bür-
germeisterinnen und Bürgermeistern, insbesondere der
Union, ist die Frage der Finanzierungsmöglichkeiten geän-
dert worden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Gesetzent-
wurf zeigt, dass man auch als Oppositionsfraktion, wenn
man die Anhörung gut vorbereitet, etwas durchsetzen
kann. Ich gestehe, wir sind es gewesen, die mehrere Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister der Kommunen auf die
Sachverständigenliste gesetzt haben, die aus verschiedens-
ten Gründen diesen Zwang nicht mehr haben wollten.
Manche haben in der Funktion als Bürgermeister einer
Kommune anders gesprochen als als Vertreter eines Kom-
munalen Spitzenverbandes. Das ist eine neue Erkenntnis,
die ich so offensichtlich selten in ein und derselben Anhö-
rung erlebt habe. – Herr Wagner, ich rede von ein und der-
selben Anhörung und nicht von zwei verschiedenen. – Das
ist schon beachtlich, das hatten wir bei der Hessenkasse
aber auch. Auch hier ist wieder offensichtlich: das Sein
und das Bewusstsein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn die zustän-
digen Kommunalvertreter vor Ort zu dem Ergebnis kom-
men, dass sie keine Straßenbeiträge mehr erheben möch-
ten, dann ist das ihr gutes Recht. Dann müssen sie sich
aber auch überlegen, wie sie die Finanzierung vornehmen.

Wenn sie weiterhin eine Straßenbeitragssatzung haben
wollen, können sie sich zwischen einmaligen und wieder-
kehrenden Beiträgen entscheiden. Bei den wiederkehren-
den Gebühren werden sie sogar jetzt vom Land Hessen
noch durch finanzielle Strukturen unterstützt. Es ist auf-
wendig, wenn man die Kreise so einteilt, dass man die wie-
derkehrenden Gebühren einigermaßen gerecht verteilt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man eine
Anhörung richtig vorbereitet, wenn man merkt, dass ein
Thema nicht nur einen selbst, sondern eine Vielzahl von
Bürgerinnen und Bürgern und eine Vielzahl von Institutio-
nen interessiert, wenn man dann noch über die Landes-
grenzen schaut und sieht, was in anderen Bundesländern zu
diesem Thema gerade passiert, so kann man auch als
kleinste Oppositionsfraktion die Regierungskoalition über-
zeugen, gemeinsam etwas zu machen.

Es ist ein Kompromiss. Das sage ich auch sehr offen.
Warum auch nicht? Das Leben bildet sich häufig aus guten
Kompromissen. Das ist ein guter Kompromiss.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin nicht so
optimistisch wie Tarek Al-Wazir bei dem Thema, das wir
eben erörtert haben. Ich habe das Gefühl, dass wir eine
dritte Lesung bekommen. Wir gehen in die Ausschusssit-
zung, es wird aufgerufen, und keiner meldet sich mehr,
und wir bereiten die dritte Lesung vor. Ich habe das Ge-
fühl, dass wir nicht mehr inhaltlich debattieren. Vielleicht
sind wir dann auch früher fertig als Sie und können früher
zu den Empfängen. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. – Als Nächster spricht
Herr Abg. Schaus für die Fraktion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Heute beginnen wir die Sitzungswoche mit einer Reihe
von Diskussionen zu den Straßenbeiträgen. In den nächs-
ten Tagen werden wir das Thema noch weiter vertiefen, da
mehrere Gesetzentwürfe vorliegen. Ja, einige Parteien, ins-
besondere die CDU und die GRÜNEN, haben das Thema,
die Dynamik und den Ärger, der damit verbunden ist, weit
unterschätzt.

Jetzt machen Sie aus Ihrer Not eine Tugend und schmieden
einen Jamaikazweckverband, um noch rechtzeitig vor der
Landtagswahl das leidige Thema abzuräumen.

Das wird Ihnen aber nicht gelingen. Viel zu stark ist der
Ärger bei den Betroffenen. Viel zu groß ist die Bewegung
der Bürgerinitiativen gegen die „Strabs“ bereits jetzt ange-
wachsen. Alle fragen sich: Warum ist die Abschaffung der
ungerechten Straßenbeiträge in Hamburg, Berlin oder bald
auch in Bayern – übrigens jeweils auch mit den Stimmen
der CDU oder CSU – möglich, aber in Hessen geht das
nicht? Wir werden diese Frage auch in den nächsten Wo-
chen und Monaten weiter öffentlich stellen. Denn die Kas-
senlage ist gut, und eine Entlastung der betroffenen An-
wohnerinnen und Anwohner sowie der Kommunen wäre
ohne Weiteres möglich und finanzierbar.

Den ersten kleinen Vorgeschmack erhalten die Menschen
in Hessen nun schon von einer möglicherweise nach dem
28. Oktober drohenden Jamaikakoalition durch den von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP gemein-
sam eingebrachten Änderungsantrag.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das klingt aber de-
pressiv!)

Der ursprüngliche Gesetzentwurf der FDP wurde durch
den vorliegenden Änderungsantrag erweitert, aber grundle-
gend ändert sich nichts. Das Hauptproblem horrender Be-
lastungen für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger und
für die Kommunen wird nicht angegangen.

Es bleibt bei der halbherzigen und wenig hilfreichen Ände-
rung in § 11 des KAG, aus der Soll- eine Kannvorschrift
zu machen und festzustellen, dass es der erst durch Erlass
der Landesregierung geschaffene Druck der Aufsichtsbe-
hörden auf defizitäre Kommunen war, Straßenbeitragssat-
zungen zu erzwingen, der diese Protestwelle ausgelöst hat.

Allerdings wird diese Passage durch den Änderungsantrag
nun abgeschwächt. Hieß es im ursprünglichen FDP-Ge-
setzentwurf noch, dass eine Rechtspflicht zur Erhebung
von Straßenbeiträgen nicht bestehe, heißt es nun plötzlich
lediglich, dass Straßenbeiträge „von der Verpflichtung,
Entgelte vorrangig zu erheben, … ausgenommen“ seien.
Das ist durchaus ein nicht unwesentlicher Unterschied.

In der Begründung des Änderungsantrages zu Art. 2 betont
das Jamaikazweckbündnis auch noch einmal, dass Kom-
munen selbstverständlich weiterhin alle Möglichkeiten der
Einnahmenbeschaffung zur Defizitvermeidung ausschöp-
fen müssen. Das heißt doch nichts anderes, als dass ärmere
Kommunen auch künftig – dann nachrangig – bei finanzi-

ellen Engpässen ihre Anwohner zusätzlich zur Kasse bitten
werden.

Ihr Verständnis von kommunaler Selbstverwaltung er-
schöpft sich also darin, es den Kommunen zu überlassen,
an welcher Stelle sie kürzen und Beiträge erheben dürfen.
Wir haben da eine völlig andere Vorstellung von kommu-
naler Selbstverwaltung und der finanziellen Ausstattung
der Kommunen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der ursprüngliche Gesetzentwurf der FDP, der ja lautete
„Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs von Stra-
ßenbeiträgen“ – da besteht immer die Frage, aus welcher
Blickrichtung man auf diesen Erhebungszwang schaut, aus
der der Kommunen oder aus der der Bürgerinnen und Bür-
ger –, ist damit vollends umgekehrt, so meine ich. Natür-
lich wird es weiterhin den Erhebungszwang geben, näm-
lich für all die Kommunen, die eben keinen ausgeglichenen
Haushalt vorlegen können, unter dem sogenannten Schutz-
schirm stehen oder dank des Hessenkasse-Gesetzes in
schlechten Zeiten agieren müssen.

Es bleibt also dabei: Menschen, die ein eigenes Haus besit-
zen, können auch weiterhin mit hohen, oft fünfstelligen
Beiträgen belastet werden. Das ist das, was Sie wollen.

Die Anhörung am 12. April hat eindrucksvoll gezeigt, wel-
che Ungerechtigkeiten es bei Straßenbeiträgen gibt, wie
die Betroffenen denken, was sie fordern und wie dies vom
Land finanziert werden kann. Von all dem haben CDU,
GRÜNE und FDP nichts, aber auch gar nichts in ihren Än-
derungsantrag übernommen. Die ganze fünfstündige An-
hörung war für Sie für die Katz.

Die Änderung in § 11a Abs. 3, wonach nun Ratenzahlung
für einen Zeitraum von bis zu 20 Jahren möglich sein soll,
ebenso wie die Anfügung des neuen § 14 Abs. 4, in dem
übrigens auch Ratenzahlungsanträge rückwirkend für die
Jahre 2017 und 2018 verändert werden können, sind hilflo-
se Versuche, ungerechte Härten von Betroffenen zu lin-
dern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Ich frage an dieser Stelle: Warum eigentlich nur bis 2017?
Wie kommen Sie eigentlich auf dieses willkürliche Da-
tum? Wo kommt das her? Gibt es aus dem Zeitraum davor,
also aus 2016, keine Fälle, in denen Menschen einmalige
Straßenbeiträge zu zahlen hatten, die noch nicht vollstän-
dig gezahlt wurden? – Die Frage wäre zu klären.

Was also soll die 92-jährige Dame in Wetzlar-Münchholz-
hausen tun, die über 20.000 € zahlen soll, um ihren Hinter-
bliebenen ihr jahrzehntelang erspartes Häuschen schulden-
frei vererben zu können? Darauf hätte ich gern einmal eine
Antwort. Ich würde sie dann auch an die Dame weiterrei-
chen.

In der „Werra-Rundschau“ vom 17.05.2018 war Folgendes
zu lesen:

„Ich werde mein Haus und Grund definitiv verkau-
fen müssen“, sagt Olav Urbach, auf den laut eigener
Aussage eine Zahlung in Höhe von rund 30.000 €
zukommt. Marcus Fleischhacker vom gleichnamigen
Dachdeckerbetrieb an der Eschweger Straße berich-
tet, dass er fünf Mitarbeiter habe entlassen und sei-
nen Kran verkaufen müssen. „Ich arbeite jetzt nur
noch mit meiner Frau und fange ganz vorne an, an-
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ders wäre das wirtschaftlich nicht möglich gewe-
sen.“

Was wird aus diesem Handwerksmeister aus Wichmanns-
hausen, frage ich Sie, Frau Arnoldt, und auch die CDU-
Fraktion.

Aber auch die von Ihnen nun favorisierten wiederkehren-
den Straßenbeiträge sind keine Alternative. Zwar entlasten
Sie mit Ihrem Änderungsantrag die Kommunen ein wenig,
indem Sie einen pauschalen Kostenausgleich bei der Ein-
führung wiederkehrender Straßenbeiträge von 5 € je Ein-
wohner einräumen. Dieser Betrag reicht aber bei Weitem
nicht aus, die Aufwendungen in den Abrechnungsgebieten
dauerhaft auszugleichen.

Bei einer Veranstaltung berichtete mir jüngst ein Bürger-
meister einer Gemeinde mit 6.500 Einwohnern, dass bei
ihm die Einführung von wiederkehrenden Straßenbeiträgen
dauerhaft – wohlgemerkt: dauerhaft – eine halbe Planstelle
erfordere. Das heißt also: Mit einmalig 32.500 € – so Ihr
Gesetzentwurf – wäre diese Arbeit bestenfalls im ersten
Jahr finanziert. Danach ginge alles wieder voll zulasten der
Gemeindekasse. Das ist es, was Sie wollen.

Es ist also kein Wunder, dass nur 9 % der hessischen Städ-
te und Gemeinden wiederkehrende Straßenbeiträge einge-
führt haben. Dieser Prozentsatz wird sich auch mit noch so
hohen Zuschüssen, wie Sie sie jetzt vorgesehen haben,
nicht wesentlich erhöhen.

Für diejenigen, um die es uns geht, nämlich die betroffenen
Eigentümerinnen und Eigentümer, sind wiederkehrende
Straßenbeiträge zudem nicht akzeptabel. Sie führen vor al-
lem in größeren Kommunen, in denen es immer eine Stra-
ße gibt, die gerade grundsaniert werden muss, zu einem
jährlich wiederkehrenden Beitrag für alle.

Mit dem Gesetzentwurf des Jamaikabündnisses wird sich
für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger in ihrer Situa-
tion also grundlegend nichts Wesentliches ändern. Wir
werden daher Ihrem Gesetzentwurf auch in der geänderten
Jamaikaversion nicht zustimmen.

Da wir mitten in der Diskussion sind und es Vorschläge
zur Finanzierung gibt und auch weiterhin Alternativen dis-
kutiert werden müssen, beantrage ich namens meiner Frak-
tion, eine dritte Lesung durchzuführen. Wir bleiben auf je-
den Fall dabei: Straßenbeiträge – egal, ob wiederkehrend
oder einmalig – gehören abgeschafft.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Schaus. – Als Nächster spricht Herr
Kollege Bauer für die Fraktion der CDU.

Alexander Bauer (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Koalitionsfraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN haben sich zusammen mit der FDP auf ein ge-
meinsames Maßnahmenpaket und Vorgehen geeinigt, das
bereits zum Sommer 2018 in Kraft treten soll.

Wir schaffen damit eine zweckmäßige Weiterentwicklung
des Systems der Straßenbeiträge. Wir schaffen einen sinn-
vollen Ausgleich zwischen kommunaler Selbstverwaltung
und den nachvollziehbaren Sorgen von Bürgerinnen und

Bürgern vor einer finanziellen Überlastung. Und wir prä-
sentieren einen seriösen Vorschlag, der populären Forde-
rungen nach einem Geldsegen im Hinblick auf die Land-
tagswahl widersteht.

Die Kernpunkte des mit einem Änderungsantrag erweiter-
ten Gesetzentwurfs im Überblick:

Erstens. Die Kommunen entscheiden selbst, ob sie Stra-
ßenbeiträge erheben sollen. Die Erhaltung der kommuna-
len Straßen und die Beitragserhebung sind ureigene Aufga-
ben der Kommunen und ein wichtiger Teil der kommuna-
len Selbstverwaltung. Es liegt somit in der Entscheidungs-
kompetenz der politischen Mandatsträger vor Ort, wie, ob
und in welcher Form sie Beiträge erheben und ihr kommu-
nales Eigentum finanzieren möchten.

Wir sind überzeugt, dass der bedarfsgerechte und bürger-
nahe Entscheidungsprozess am besten direkt in der Kom-
mune unmittelbar von den Betroffenen selbst getroffen
werden soll. Damit stärken wir ausdrücklich die kommuna-
le Selbstverwaltung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Meine Damen und Herren, zu dieser Entscheidungsfreiheit
der Kommunen gehört auch die Möglichkeit, selbst zu ent-
scheiden, mit welchen Mitteln die Straßen, Wege und Plät-
ze saniert werden sollen. Beispielsweise kann die Finanzie-
rung der Sanierung statt über die Beiträge auch über die
Grundsteuer erfolgen, und diese kann bekanntlich – anders
als die Beiträge – auch auf die Mieter umgelegt werden.

Mit unserem ersten Lösungsvorschlag setzen wir also dar-
an an, dass die Kommunen selbst entscheiden sollen, ob sie
Straßenbeiträge erheben wollen. Die bisherige Sollrege-
lung wird in eine Kannregelung geändert. Damit schaffen
wir nichts weltbewegend Neues, und es ist auch nicht der
Untergang des Abendlandes. Damit wird die Straßenbei-
tragserhebung auf den Rechtszustand des Jahres 2013 im
KAG zurückgesetzt, und schon damals hat das Ganze sehr
gut funktioniert.

Zweitens. Wir stärken auch die Entscheidungsfreiheit und
Selbstverwaltung von defizitären Kommunen. Im Wege
des sogenannten Herbsterlasses im Jahr 2014 wurde die
seitherige Sollvorschrift dahin gehend ausgelegt, dass die
defizitären Haushalte von Städten und Gemeinden, welche
keine Straßenbeiträge erheben, grundsätzlich nicht geneh-
migungsfähig sind bzw. waren. Davon konnte abgesehen
werden, wenn die betroffenen Kommunen den Haushalts-
ausgleich nur kurzfristig oder geringfügig nicht erreichten.

Die Form dieser konsequenten Haushaltsaufsicht aus dem
Jahr 2014 kann nun guten Gewissens wieder gelockert und
aufgehoben werden; denn die Konsolidierung der kommu-
nalen Haushalte ist in den vergangenen Jahren sehr erfolg-
reich fortgeschritten.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, blicken Sie einmal kurz auf das
Jahr 2010 zurück: Damals lag der Finanzierungssaldo aller
hessischen Kommunen bei minus 2,2 Milliarden €,

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

und lediglich 10 % der Kommunen konnten damals einen
ausgeglichenen Haushalt vorlegen. Heute sehen die Zahlen
glücklicherweise anders aus: Im Jahr 2016 konnten die
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hessischen Kommunen einen positiven Finanzierungssaldo
von über 300 Millionen € vorweisen, und knapp 80 % der
Kommunen konnten einen ausgeglichenen Haushalt erzie-
len. Im Jahr 2017 sind voraussichtlich 94 % aller Kommu-
nen in der Lage, einen ausgeglichenen Haushalt zu bewirt-
schaften.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Das ist eine erfolgreiche Politik der Entschuldung unserer
Kommunen, und die Kommunen haben dadurch mehr
Handlungsspielraum und Entscheidungsfreiheit gewonnen,
dank dieser Landesregierung.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen, wir stärken die Freiheit,
selbst zu entscheiden, mit welchen Mitteln die Straßen sa-
niert werden sollen. Deswegen sollen alle Kommunen ab
jetzt selbst entscheiden, ob und in welcher Form sie Stra-
ßenbeiträge erheben wollen.

Maßgeblich für uns sind aber auch die Sorgen mancher
Grundstückseigentümer in Hessen. Dass es individuelle
Härten gibt, bei denen Anwohner mit hohen Beitragsrech-
nungen belastet werden, ist unstrittig. Deshalb steuern wir
an verschiedenen Stellen auch nach.

In einem dritten Regelungsbereich schaffen wir erhebliche
Verbesserungen und Entlastungen für die Menschen. Wir
verbessern die Zahlungsabläufe und entlasten so die Anlie-
ger. Die bisher schon immer bei einmaligen Beiträgen be-
stehende Möglichkeit, auf Antrag eine Zahlung in Raten
einzuräumen, wird zugunsten der Grundstückseigentümer
weiter verbessert. Auf das Erfordernis eines berechtigten
Interesses des Beitragsschuldners wird künftig verzichtet,
und zur Begleichung werden nunmehr statt bisher fünf bis
zu 20 aufeinanderfolgende Jahre als Jahresrate ermöglicht.
Ganz entscheidend: Der Zinssatz bei der Verzinsung der
Restschuld wird um 2 Prozentpunkte verringert, meine Da-
men und Herren.

Viertens. Den Kommunen, die wiederkehrende Straßenbei-
träge erheben wollen, greifen wir finanziell unter die Ar-
me; denn es ist wichtig, dass wir dieses neue System seit
dem Jahr 2013 haben, und es ist ein wichtiger Beitrag zur
Kostenminimierung bei betroffenen Grundstückseigentü-
mern und Anliegern.

Im Einzelnen sind bei der Festlegung – wenn sich die
Kommune vor Ort dafür entscheidet – die Belastungen er-
heblich geringer als bei einmaligen Straßenbeiträgen, da
sich die Kosten der Straßensanierung auf mehrere Schul-
tern verteilen. Ich erinnere mich noch sehr gut an die Kam-
pagne der SPD – Herr Kollege Tobias Eckert war bei-
spielsweise bei mir im Wahlkreis unterwegs –

(Günter Rudolph (SPD): Hier sitzt er!)

unter dem Titel „Solidarische Straßenfinanzierung voran-
bringen“. Es gab geradezu einen Werbefeldzug für die Ein-
führung wiederkehrender Straßenbeiträge. Und Sie haben
recht: Es ist eine Verbesserung der Beitragspflicht und eine
Entlastung; denn in ganz Hessen liegen die Belastungen
bei wiederkehrenden Beiträgen durchschnittlich bei 200 €
im Jahr – und sie fallen auch nur dann als Kosten an, wenn
die betroffenen Anlieger in einem Bauprogramm sind und
die Straße in dem Abrechnungsgebiet in diesem Jahr auch
zum Tragen kommt.

Die Anhörung hat auch gezeigt, dass wir bei der Umstel-
lung den kommunalen Verwaltungsaufwand und die Kos-
ten, die vor Ort entstehen, stärker berücksichtigen müssen.
Es ist eben nicht möglich, dass die Umstellungskosten auf
die Beiträge umgelegt werden können, sodass die Kommu-
ne davor zurückschreckt, weil mit diesen entsprechenden
Aufwendungen natürlich das ordentliche Ergebnis der
Kommune belastet wird. Deswegen vereinfachen wir die
Umstellung, und deswegen fördern wir es, wenn Kommu-
nen von einmaligen auf wiederkehrende Straßenbeiträge
umstellen wollen. Die Ausgleichszahlung beträgt 5 € pro
Einwohner, mindestens aber 20.000 € je Abrechnungsge-
biet. Damit wird die Einführung oder die Umstellung auf
wiederkehrende Straßenbeiträge pauschal finanziell ausge-
glichen – eine gute Entscheidung, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In einem fünften Aspekt vereinfachen wir die Einführung
von wiederkehrenden Straßenbeiträgen durch die entspre-
chende Anpassung an die aktuelle Rechtsprechung.

Bisher müssen die Abrechnungsgebiete für wiederkehren-
de Straßenbeiträge in einem sogenannten funktionalen Zu-
sammenhang stehen. Nach der neuen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ist dies nicht mehr geboten. Ein
räumlicher Zusammenhang reicht demnach aus, und des-
halb werden wir das auch ansprechen und abändern, dass
wir in § 11 Abs. 2a diese entsprechende Verpflichtung
nicht mehr nennen. Deshalb ist es für die Kommunen viel
leichter, Abrechnungsgebiete zu definieren, und sie be-
kommen einen entsprechenden Zuschuss für die Umstel-
lungskosten.

Das sind fünf gute Maßnahmen für eine zweckmäßige
Weiterentwicklung und für einen sinnvollen Ausgleich für
die unterschiedlichen Interessen im Straßenbeitragsrecht.
Ich glaube, wir sind auf einem guten Weg und haben ge-
meinsam viele Maßnahmen gefunden, die entsprechenden
Einwohner zu entlasten und das Straßenbeitragsrecht freier
und besser zu machen. – Besten Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. – Ich erteile das Wort
dem Abg. Rudolph, SPD-Fraktion. Bitte schön.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wer bei der Anhörung nicht nur körperlich anwesend war,
sondern auch alles mitbekommen hat, was in der fast
sechsstündigen – –

(Dr. Walter Arnold (CDU): Na, na, na!)

– Sie waren nicht da, deswegen können Sie sich doch gar
nicht angesprochen fühlen. Oder waren Sie da? Dann neh-
me ich das mit dem ausdrücklich tiefsten Bedauern zurück.

(Zurufe von der CDU)

Also, ich wiederhole es für den Kollegen Arnold: Diejeni-
gen, die nicht nur körperlich da waren, sondern die sechs
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Stunden Anhörung genossen haben, und diejenigen, die
nicht da waren und das zwischenzeitlich erstellte Protokoll
gelesen haben, sind möglicherweise zu einem Erkenntnis-
gewinn gelangt.

(Zuruf des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

– Aber, Herr Kollege Dr. h.c. Hahn, möglicherweise war
es der falsche Erkenntnisgewinn.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP): Oh!)

Das war jetzt nett formuliert, trotzdem in der Sache zutref-
fend.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP): Ein bisschen über-
heblich!)

Worum geht es? – Es geht um die Abschaffung von Stra-
ßenbeiträgen, ein ernstes Thema, das in den letzten Mona-
ten an Fahrt aufgenommen hat. Das wird auch nicht mit
der Verabschiedung eines Gesetzes diese Woche beendet
sein, sondern die Bürgerinnen und Bürger im Lande sagen,
hier ist Handlungsbedarf.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, worum geht es
konkret? – Zunächst hat die FDP gesagt: „Wir haben im
Jahr 2013 eine Gesetzesänderung mitgetragen, die hat sich
als falsch erwiesen.“ Es ist völlig legitim, zu sagen, dass
man Positionen verändert. Aus dem „soll“, das juristisch
ein Muss bedeutet, machen Sie jetzt eine Kannvorschrift.
Damit ist es weiterhin möglich, dass Kommunen Straßen-
beiträge erheben. Dieser Grundsatz wird von Ihnen festge-
schrieben und von GRÜNEN und CDU übernommen. Das
ist die erste Schwierigkeit.

Zweitens. Sie haben ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen,
von dem Sie sagen, das hilft den Bürgerinnen und Bürgern,
die unstrittigerweise teilweise fünf-, in Einzelfällen sogar
sechsstellige Summen bezahlen müssen. Meine Damen
und Herren, was hilft es denn einem Beitragszahler, wenn
die Fristen für Ratenzahlungen von fünf auf 20 Jahre er-
höht werden?

(Dr. Walter Arnold (CDU): Doch!)

Möglicherweise erreichen nicht mehr alle diese 20 Jahre,
weil das oftmals Personen sind, die lebensälter sind. Was
hilft es den Personen, wenn Sie die Zinssätze senken? Was
hilft es dem beitragszahlenden Bürger, wenn Sie die Ab-
rechnungsgebiete zusammenfassen und vereinfacht darstel-
len? Und was hilft es den Bürgerinnen und Bürgern, wenn
die Kommune für die Errechnung der Kosten einen Zu-
schuss bekommt? – Dem Bürger hilft es gar nichts. Das ist
genau der falsche Ansatz.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Schaus hat es eben gesagt. Frau Kollegin Arnoldt,
was sagen Sie denn dem Bürger in Sontra-Wichmanns-
hausen? Uns wird von Bürgerinitiativen mitgeteilt, Sie
würden Leute anrufen und sie beschwichtigen. Was haben
denn die Bürgerinnen und Bürger davon? Meine Damen
und Herren von FDP, CDU und GRÜNEN, was sagen Sie
denn den Bürgerinnen und Bürgern in Sontra-Wichmanns-
hausen, in Niederaula, in Hohenroda, in Battenberg-Frohn-
hausen, in Linden, in Wetzlar-Münchholzhausen? Was sa-
gen Sie denn den Bürgerinnen und Bürgern? Mit wie viel
Euro entlasten Sie mit Ihrem Gesetzentwurf die Bürgerin-
nen und Bürger? – Im Kern um null Euro. Das ist der völ-
lig falsche Ansatz.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Rudolph, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abg. Hahn? – Ich nehme das als Ja.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Kollege Rudolph, gehe ich recht in der Annahme,
dass alle die Kommunen, die Sie eben aufgezählt haben,
bereits vor 2013 eine Straßenbeitragssatzung hatten?

Günter Rudolph (SPD):

Das müsste ich jetzt im Einzelnen überprüfen. Unterstellt,
das wäre so, ändert das nichts an meiner Argumentation,
Herr Kollege Dr. h.c. Hahn.

(Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP): Doch!)

Denn im Kern geht es darum, dass die Belastungen der
Bürgerinnen und Bürger zunehmen, weil wir in vielen
Kommunen einen Sanierungsstau haben, weil die Finanz-
ausstattung hessischer Kommunen im Vergleich zur bun-
desweiten Ausstattung unterschiedlich ist.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zurufe von
der CDU: Ah!)

– Jawohl, neben dem „Landkreis“ Saarland haben hessi-
sche Kommunen das größte Defizit.

(Michael Boddenberg (CDU): Darfs ein bisschen
mehr sein, Herr Kollege? 3,25 Milliarden €!)

– Herr Boddenberg, Ihnen empfehle ich, sich einmal die
Finanzierungssalden anzuschauen. Pressemitteilung des
geschätzten Finanzministers aus Hessen: Für die Jahre
2007 bis 2017 haben hessische Kommunen – jetzt sind es
423 Kommunen und 21 Landkreise – immer noch ein Fi-
nanzierungsdefizit von 4 Milliarden €.

(Michael Boddenberg (CDU): Wie viel mehr wollen
Sie denn haben?)

Das ist die Realität, die die CDU in 20 Jahren Regierungs-
verantwortung zu verantworten hat. Das ist Ihre Leistungs-
bilanz.

(Beifall bei der SPD)

Sie sagen den Bürgerinnen und Bürgern also, die Raten-
zahlung wird gestreckt. Das wird der Oma mit 75 oder 80
Jahren unheimlich helfen, und das motiviert sie dann auch,
weiterhin so am Leben teilzunehmen, dass sie das alles be-
zahlen kann.

(Lachen der Abg. Judith Lannert (CDU))

– Ja, da können Sie lachen. Aber das sind Fälle aus der
Praxis. Wenn Leute 10.000, 20.000 oder 30.000 € zahlen
müssen, ist das für Menschen, die mietfrei ein Haus be-
wohnen und Schulden abbezahlt haben, eine enorme Be-
lastung.

(Judith Lannert (CDU): Ach, Herr Rudolph!)

Da kann man lachen, aber das zeigt eigentlich nur die Ar-
roganz, die Einzelne von Ihnen an den Tag legen – um das
einmal sehr deutlich zu sagen.

(Beifall bei der SPD)
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Was sagt der für Finanzen zuständige Stadtrat Schellen-
berg von der CDU? – Er hat gesagt – das können Sie dieser
Tage in der Zeitung nachlesen –, die Abmachungen der
Landtagsfraktionen von CDU, FDP und GRÜNEN seien in
der Praxis irrelevant. Er hat recht, weil sich für die Bürge-
rinnen und Bürger nichts ändert: kein Euro weniger.

(Beifall bei der SPD – Michael Boddenberg (CDU):
Im Himmel ist Jahrmarkt!)

– Ja, im Himmel ist Jahrmarkt, Herr Boddenberg, und von
der Seite kommt: „Freibier für alle“. Ja, Sie haben völlig
recht.

(Michael Boddenberg (CDU): 3,25 Milliarden €!)

Die SPD fordert die Abschaffung der Straßenausbaubeiträ-
ge. Wir sind dafür, dass die Kommunen eine Investitions-
pauschale bekommen; die gab es schon früher. Unser Frak-
tionsvorsitzender wird morgen den Gesetzentwurf dazu
vorstellen, was wir schon öffentlich getan haben. Natürlich
kostet das Geld. Wie finanzieren wir das? Ihre Frage ist ja
legitim.

(Dr. Walter Arnold (CDU): Ja, wo nehmen Sie es
her?)

– Herr Kollege Dr. Arnold, Sie sind ein so dankbarer und
zuverlässiger Stichwortgeber. An der Stelle will ich Ihnen
das gern attestieren.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der SPD)

An der Stelle sollen Sie das bekommen, was Sie verdienen:
eine redliche Antwort. Morgen Tagesordnungspunkt 4:
Versorgungssicherungsgesetz. Das verursacht laut Ihren
Angaben Kosten von jährlich mindestens 40 Millionen €.
Wie wird es finanziert? – Entnahme aus der Rücklage.

(Heiterkeit bei der SPD – Tobias Eckert (SPD): Seri-
ös!)

Wenn Schwarz-Grün das macht, ist es seriös. Wenn andere
auf die Rücklage zugreifen, ist es unseriös. Sie sind ent-
larvt. Das ist Heuchelei pur.

(Lebhafter Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Ju-
dith Lannert (CDU))

Sie kennen ja den „Biedermann und die Brandstifter“. Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, das ist wirklich Heu-
chelei pur. Sie kommen immer mit dieser Arie: „Wie fi-
nanzieren Sie das?“ – Mit den gleichen Steuergeldern wie
Sie. So einfach ist die Welt.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wird der Gesetzentwurf, den Sie am Donnerstag
mit Ihrer Mehrheit verabschieden werden, keinem Bürger
in den genannten Orten helfen. Die Diskussion geht auch
weiter. Sie haben es versäumt, ein Thema grundlegend zu
regeln. Wir wollen, dass Hauseigentümer nicht über Ge-
bühr belastet werden.

Herr Kollege Bauer, Sie sagen – – Ach, er ist gar nicht da.
Schade, jetzt hätte ich ihm entgegnet.

(Holger Bellino (CDU): Er hat eine Besuchergrup-
pe!)

– Dann nehmen wir das auch so zur Kenntnis. – Dann kön-
nen Sie dem Kollegen Bauer ausrichten: Das sei Sache der
Kommunen – ja. Auch die Unterhaltung und Betreuung
von Kitas und Krippenplätzen ist Sache der Kommunen;
auch das wird mit Landesgeld unterstützt.

(Minister Stefan Grüttner: Gut, dass wir das jetzt ge-
hört haben!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie müssen sich
schon einmal für irgendeine Strategie entscheiden. Sie
müssen schon einmal ein bisschen redlich argumentieren.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen, dass die Kommunen unterstützt werden. Wir
wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger entlastet werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen kein zusätzliches Programm für Steuerbera-
tungsbüros auflegen, die oft bei Erschließungsbeiträgen
und solchen Geschichten tätig sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Maßnah-
menpaket, das Sie vorgelegt haben, mit den fünf Punkten
ist ein Placebo, es läuft ins Leere. Es gibt Alternativen. Es
gibt einen Gesetzentwurf der SPD, es gibt einen Gesetzent-
wurf der LINKEN. Was Sie machen, wird nicht zur Beru-
higung im Lande beitragen. Das merken wir an den vielen
Rückmeldungen. Deswegen bleiben wir natürlich am Ball.

(Zuruf der Abg. Judith Lannert (CDU))

– Frau Lannert, setzen Sie sich mit dem Thema einmal in-
haltlich auseinander, dann können wir gemeinsam darüber
diskutieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von der
CDU)

Meine Damen und Herren, deswegen bleibt das, was Sie
hier vorschlagen, nur ein kleiner Schritt zur Verwaltungs-
entlastung, aber es ist kein großer Wurf. Es läuft ins Leere.
Wer will, dass Straßenbeiträge abgeschafft werden, der
muss anderen Gesetzentwürfen zustimmen. Es gibt zwei
Alternativen, die mindestens so seriös finanziert sind wie
Ihre Dinge. Deswegen werden wir den Gesetzentwurf spä-
testens in dritter Lesung ablehnen. Ich finde, man kann am
28. Oktober auch über die Abschaffung von Straßenaus-
baubeiträgen entscheiden. – Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD – Lachen bei Abge-
ordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph.

Eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist inzwischen
noch der Dringliche Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Zweites
Gesetz zur Änderung des Landtagswahlgesetzes, Drucks.
19/6451. Wird die Dringlichkeit nach § 59 Nr. 3 der Ge-
schäftsordnung bejaht? – Ich sehe keinen Widerspruch.
Dann ist das der Fall. Der Dringliche Gesetzentwurf wird
Tagesordnungspunkt 102 mit einer Redezeit von 7,5 Minu-
ten.

Ich gehe einmal davon aus, dass dieser Tagesordnungs-
punkt nicht ans Ende der Tagesordnung soll. – Herr Kolle-
ge Frömmrich.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, die Kolleginnen und Kollegen haben signa-
lisiert, dass wir das mit fünf Minuten Redezeit versehen
können. Ich würde vorschlagen, dass wir das am Mittwoch
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nach Tagesordnungspunkt 10, der zweiten Lesung des Mo-
bilitätsfördergesetzes, machen, bevor wir die Be-
schlussempfehlungen der Ausschüsse zu Petitionen und die
Beschlussempfehlungen ohne Aussprache aufrufen. Davor
können wir das in erster Lesung behandeln.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Der Vorschlag lautet: Mittwoch nach Punkt 10. Ist das ein-
vernehmlich? Kollegen Rudolph, Lenders, Bellino,
Schaus? – Okay, dann verfahren wir so. Also wird Tages-
ordnungspunkt 102 morgen nach Punkt 10 aufgerufen.

Als Nächste hat jetzt in der Debatte zu den Straßenausbau-
beiträgen Frau Kollegin Goldbach für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte sehr.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich habe öfter die dankbare Aufgabe, nachdem Herr
Kollege Rudolph für Stimmung in der SPD-Fraktion ge-
sorgt hat, wieder irgendwie auf den Boden der Tatsachen
zu kommen. Das will ich gern ein weiteres Mal tun.

Schauen wir uns einmal an, wovon wir hier sprechen, ein-
fach die Zahlen. Alle Fraktionen haben vom Innenministe-
rium – danke dafür – die Zahlen bekommen, wie viele Fäl-
le von Straßenausbaubeiträgen es überhaupt gab, und zwar
für den Zeitraum 2015 bis 2017. Von den 426 Städten und
Gemeinden in Hessen haben 389 eine Straßenbeitragssat-
zung. Wir hatten in diesen drei Jahren insgesamt 69.427
Fälle. Davon lagen 6.767 Fälle bei unter 10.000 € Anlie-
gerbeitrag pro Fall. Das entspricht 96,6 % aller Fälle. In
der Beitragshöhe von 10.000 bis 25.000 € waren es 1.543
Fälle. Das entspricht 2,2 %. Mit über 25.000 € – solche
Fälle, von denen z. B. Herr Schaus gerade sprach – waren
es 91 Fälle. Das entspricht 0,28 % aller Fälle.

Interessant ist auch noch die Anzahl der Stundungen. Es
gab 530 Stundungen, also 0,76 %. Wenn man das ins Ver-
hältnis zur Gesamtanzahl setzt, haben relativ wenige An-
lieger einen Antrag auf Stundung gestellt. Es gab auch
Teil- oder Vollerlasse. Das muss man immer mit dazusa-
gen: Die Kommunen haben über ihre Satzungen die Mög-
lichkeit, Bürgerinnen und Bürgern bei besonderen Härten
die gesamte Zahlung zu erlassen. Davon gab es 41 Fälle.

Herr Kollege Schaus, ich möchte gerne zu dem Beispiel
Ihres Dachdeckers in Wichmannshausen kommen. Das ist
anschaulich und schön. Sie sagten, er hat 30.000 € zu zah-
len und habe fünf Angestellte entlassen. – Die Gebühren-
bescheide sind noch gar nicht verschickt.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Aber die Leute wis-
sen schon, was kommt! – Hermann Schaus (DIE
LINKE): Was ist das für ein Gegenargument? Ich
habe aus der Presse zitiert!)

Jetzt überlegen wir uns: Was passiert, wenn unser Gesetz-
entwurf in letzter Lesung beraten und beschlossen wird,
und was passiert, wenn Ihr Gesetzentwurf beschlossen
würde? – Wenn wir unseren Gesetzentwurf jetzt beschlie-
ßen, dann kann dieser Dachdecker diese 30.000 € über
einen Zeitraum von 20 Jahren zahlen. Das macht pro Jahr
1.500 €. Ich denke, das übersteigt nicht seine Belastungs-
grenze.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Danach ist die
Straße wieder kaputt!)

Sollte der Gesetzentwurf der LINKEN in Kraft treten, wo-
von ich nicht ausgehe, dann hieße das: Er muss trotzdem
zahlen, und ihm ist überhaupt nicht geholfen. – Dann sind
wir bei dem großen Problem Ihres Gesetzentwurfs. Genau
an dieser Stelle, bei dem Übergang, schaffen Sie, wenn das
so käme, eine Ungerechtigkeit, die Sie keinem erklären
können, keiner Frau und keinem Mann in diesem Land.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Sie wissen gar
nicht, was ich alles erklären kann!)

Warum sollten die Bürgerinnen und Bürger, die bisher be-
zahlt haben, bei ihren Belastungen bleiben, und in Zukunft
zahlen die nächsten Leute in der nächsten Straße keinen
Cent? Das können Sie niemandem erklären.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und der FDP – Zurufe der Abg. Hermann
Schaus und Marjana Schott (DIE LINKE))

Wenn man sich anschaut, wie es mit der Finanzierung der
Gemeindestraßen ist, dann kann man ganz klar feststellen:
Das Land beteiligt sich schon an den Kosten der Straßenfi-
nanzierung, einmal über den KFA mit einer Finanzausstat-
tung, die noch nie so hoch war, wie sie aktuell ist.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Einmal bezahlt,
immer bezahlt?)

Dann haben wir das KIP I, das ausdrücklich auch für Stra-
ßensanierungen verwendet werden durfte – als Riesenin-
vestitionsprogramm für die hessischen Kommunen. Dann
haben wir das Investitionsprogramm der Hessenkasse.
Auch hier können die Kommunen das Geld verwenden, um
Gemeindestraßen zu sanieren.

Jetzt schauen wir uns an, wie die Situation im Moment im
Tief- und Straßenbau in Hessen aussieht. Die Tiefbau- und
Straßenbauunternehmen haben volle Auftragsbücher. Es
sind nicht nur die Kommunen, die Straßen bauen und sa-
nieren, sondern es ist auch das Land.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Und der Bund!)

Wir haben in der Sanierungsoffensive bis 2022 alleine
rund 580 Sanierungsmaßnahmen des Landes. Es werden
sechs Autobahnkreuze saniert und die Lücken im Auto-
bahnnetz geschlossen: die A 44, die A 4, die A 49 und an
der A 5.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Sind Sie dafür oder
dagegen?)

Wenn die Gemeinden jetzt Angebote zu sanierungsbedürf-
tigen Straßen einholen, sagen mir die Bürgermeister: Frau
Goldbach, wissen Sie, was? Die Kosten liegen jetzt 30 bis
100 % über dem, was ich letztes Jahr als Angebot hatte.
Ich kann das im Moment wirtschaftlich nicht machen. –
Kein vernünftiger Mensch würde in einer solchen Situation
fordern, dass wir mit einem Förderprogramm die Konjunk-
tur so anheizen, aufheizen und überhitzen, dass die Preise
durch die Decke gehen. Das ist völlig irre, und das wäre
völlig unwirtschaftlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Hermann Schaus (DIE LINKE): Jetzt
überhitzen Sie das nicht! Es geht um 40 Millionen €!
Das ist kein Konjunkturprogramm!)
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Schauen wir zum Abschluss noch einmal ganz kurz darauf,
was die Fachleute in der Anhörung gesagt haben. Ich finde
es immer ganz gut, um mir den übergeordneten Blick zu
bewahren, zu schauen, was die Fachleute für Staatsrecht
und Verwaltungsrecht so sagen.

Hier wird die große Gerechtigkeitsdebatte aufgemacht. Ich
finde das immer richtig, weil wir schauen müssen, dass wir
mit unserer Gesetzgebung irgendwie gerecht bleiben oder
gerechte Regelungen schaffen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Es gibt gerechte
und ungerechte Zahlungen?)

Die Verfassung- und Verwaltungsrechtsspezialisten sagen
aber: Normgeber bei den Straßenbeiträgen ist die Gemein-
de. – Also kann man gar nicht sagen, wenn zwischen zwei
verschiedenen Gemeinden eine Ungleichheit bestehe, dass
dort eine Ungerechtigkeit sei; denn die Ungleichheit kann
immer nur auf dem Gebiet bestehen, auf dem der Normge-
ber zuständig ist. Das heißt, es kann Ungerechtigkeiten in-
nerhalb einer Gemeinde geben, die ein und dieselbe Sat-
zung hat, aber nicht eine Ungerechtigkeit zwischen den
Gemeinden. Das sagt der Spezialist für Verfassungsrecht
und Verwaltungsrecht.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): In Eschborn haben
sie noch nie Beiträge bezahlt! Ist das jetzt gerecht?)

Weiterhin sagt er auch – Herr Schaus, ich glaube, Sie mö-
gen heute mit mir reden – etwas zum Gesetzentwurf der
LINKEN. Sie waren auch dabei. Er sagt, DIE LINKE mit
ihrer „Totallösung“

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ich versuche, auf
die Argumente einzugehen!)

denkt nicht daran, dass das Geld nicht irgendwoher
kommt, sondern es muss am Ende jemand zahlen. Das ist
dann der allgemeine Steuerzahler.

Das ist das große Problem bei Ihrem Gesetzentwurf, dass
Sie nicht sagen wollen, wer belastet wird und wer bezahlt,
sondern dass Sie einfach immer weiter auf die allgemeinen
Belastungen draufpacken wollen, und das aus Ihrer Mär-
chenvermögensteuer.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Von Vermögensteuer habe ich gar nicht gere-
det! Sie hätten Ihre Rede anpassen müssen!)

Diese Spezialisten haben sich auch zu diesen großen Fra-
gen ausgelassen, die berechtigterweise gestellt werden
müssen: Wer profitiert von einer Straße, wer hat einen
Vorteil davon, dass eine Straße ausgebaut oder saniert
wird? – Diese Fragen müssen gestellt werden. Er sagt aber
auch ganz klar: auf kommunaler Ebene, mit Bürgerbeteili-
gung. Das ist eine Sache, die soll genau dort passieren.

Deswegen finde ich unseren Gesetzentwurf, gemeinsam
mit FDP und CDU, richtig, dass wir sagen: Es ist kommu-
nale Selbstverwaltung mit größtmöglichem Handlungs-
spielraum. Dort soll entschieden werden, wie gebaut wird,
was gebaut wird, und es soll auch entschieden werden, was
und wie finanziert wird.

Zum Gesetzentwurf der SPD kann ich heute nichts sagen.
Er ist recht verspätet eingegangen. Die SPD war sich, glau-
be ich, lange nicht sicher, was sie überhaupt will. Der Ge-
setzentwurf kam dann letzte Woche. Aber wie heißt es im-

mer so schön des Abends: Nun, das ist eine andere Ge-
schichte und soll ein andermal beraten werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Frau Kollegin Goldbach, vielen Dank. – Für die Landesre-
gierung spricht Herr Staatsminister Beuth. Bitte sehr.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Vor den Abendterminen der Kollegen möchte ich noch ein
paar wenige Bemerkungen zu der zweiten Lesung des Ge-
setzentwurfs der Fraktion der FDP zu den Straßenausbau-
beiträgen machen. Frau Kollegin Goldbach, hinsichtlich
der Sozialdemokraten haben Sie sich gerade sehr viel Mü-
he gegeben. Aber Herr Kollege Rudolph hat gerade selbst
den 28. Oktober 2018 ins Feld geführt. Offensichtlich geht
es für die Sozialdemokraten ab sofort nur noch um Wahl-
kampf. Wir werden die Sacharbeit nicht einstellen. Das
kann ich Ihnen sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich eine Bemerkung machen. Frau Kollegin
Goldbach hat es gerade eben angedeutet. Letzten Endes re-
den wir darüber, dass die Straßen ausgebaut werden. Wir
reden darüber, wie wir die Straßenausbaubeiträge vertei-
len, etwa durch Zahlung aus Steuern oder wie auch immer.
Am Ende geht es immer darum, dass der Steuerzahler den
Ausbau bezahlt, unabhängig davon, ob er das über die all-
gemeinen Steuermittel, über die Grundsteuer, über die
Straßenausbaubeiträge oder was auch immer macht. Bitte
verkaufen Sie die Leute nicht für dumm. Am Ende werden
die Steuerzahler den Ausbau der Straßen in irgendeiner
Form bewältigen müssen.

Wir haben mit dem Änderungsantrag und mit dem Gesetz-
entwurf nunmehr die Möglichkeit, die kommunale Selbst-
verwaltung bei der Beitragserhebung sehr erheblich zu
stärken. Ich will Ihnen zumindest eines in Erinnerung rufen
und vor allen Dingen auch nicht die Verantwortung scheu-
en, die wir für die letzten vier Jahre im Land übernommen
haben. Natürlich ist es so: Wenn wir so einen Gesetzent-
wurf vier Jahre vorher beraten hätten, hätte ich als Kom-
munalminister dem entschieden widersprechen müssen.
Denn wir hatten nämlich vor vier Jahren, im Jahr 2013, als
wir die wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge eingeführt
haben, eine ganz andere Situation in den Kommunen, was
die Haushalte anging. Damals haben nur ein Drittel der
Kommunen den Haushaltsausgleich überhaupt geschafft.
Das heißt, wir mussten die Kommunen anhalten, ihre fi-
nanziellen Möglichkeiten auszuschöpfen. Damals hatte ein
Drittel der Kommunen – –

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

– Herr Kollege Schaus, hören Sie mir einmal zu. Ich habe
Ihnen eben auch zugehört.

Ein Drittel der hessischen Kommunen plante damals mit
einem Defizit von 100 € pro Einwohner. Es waren sogar
15 % der Kommunen, die damals mit einem Defizit von
200 € pro Einwohner geplant haben. Das heißt, es musste
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für defizitäre Kommunen eine entsprechende Reaktion her-
beigeführt werden.

Herr Kollege Hahn, wir reden über Defizite. Es geht nicht
um Kommunen, die Schulden haben. Da wäre die Bera-
tung durch die Aufsicht noch ein bisschen weiter gegan-
gen. Es ging wirklich darum, dass wir uns um die Kommu-
nen, die den Ausgleich jährlich nicht erreicht haben, in ei-
ner besonderen Form gekümmert haben.

Im Jahr 2018, also jetzt, während wir dieses Gesetzge-
bungsverfahren miteinander beraten, haben wir eine ganz
andere Situation. Da muss ich sagen, dass ich einigerma-
ßen stolz auf diese Koalition bin, weil sie in den letzten
vier Jahren auf diese Konsolidierung der Kommunen hin-
gewirkt hat, und zwar erfolgreich hingewirkt hat. Das kön-
nen wir heute sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Im Jahr 2017 haben schon weit über 90 % der hessischen
Kommunen ihre Haushalte mittlerweile ausgeglichen. Vor
vier Jahren war es ein Drittel. Jetzt sind es über 90 %. Wir
haben im Jahr 2017 bei den Kommunen einen Finanzie-
rungsüberschuss in Höhe von über 1 Milliarde €. 1,05 Mil-
liarden € Finanzierungsüberschuss haben die Kommunen
im Jahr 2017 erreicht. Allein die kreisangehörigen Städte
und Gemeinden, über die wir hier reden, haben einen Fi-
nanzierungsüberschuss von fast 1 Milliarde € geschafft.
Sie hatten 826 Millionen € Finanzierungsüberschuss.

Der Trend zur Konsolidierung geht weiter. In dieser Situa-
tion können wir uns so mit diesem Problemkreis beschäfti-
gen, wie wir das jetzt tun. Das hätten wir vor vier oder fünf
Jahren nicht machen können.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Rudolph, das zum Thema Wirklichkeit. Ja,
diese erfreuliche Entwicklung ist natürlich den allgemei-
nen Steuereinnahmen geschuldet. Natürlich ist das auch
den großen Anstrengungen geschuldet, die in den Kommu-
nen hinsichtlich ihrer eigenen Einnahmemöglichkeiten ge-
leistet wurden. Natürlich ist das auch der nachhaltigen
Landespolitik geschuldet.

(Lachen des Abg. Marius Weiß (SPD))

– Herr Kollege Weiß, da brauchen Sie nicht zu lachen. Es
hat eine nachhaltige Landespolitik gegeben. Wir waren
diejenigen, die den Kommunen geholfen haben, aus dem
Tal herauszukommen. Der Schutzschirm umfasst 3 Milliar-
den €. Wir sind beim Kommunalen Finanzausgleich, den
wir umgestellt haben, mittlerweile bei 5 Milliarden €. Wir
haben die Kommunalinvestitionsprogramme I und II mit,
ich glaube, 1,5 Milliarden € insgesamt. Wir werden die
Hessenkasse mit 5 Milliarden € haben. So macht man sei-
tens des Landes eine Politik für die Kommunen. Deswegen
können wir uns hier über diese Frage unterhalten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben die Kommunen aus der – ich will es einmal so
sagen – Vergeblichkeitsfalle herausgeholt. Die Kommunen
können jetzt wieder selbst gestalten. Sie haben einen Neu-
anfang. Bei diesem Neuanfang können wir sie unterstüt-
zen. Wir können sie dabei so unterstützen, dass wir ihnen
möglichst viele Freiheiten geben, eben auch bei der Frage,

ob sie Straßenausbaubeiträge nehmen und wie sie Straßen-
ausbaubeiträge nehmen.

Lassen Sie mich das dazu sagen: Herr Kollege Hahn, ich
kann das hier mit dieser Überzeugung vortragen, weil eine
Frage eben nicht in der freien Entscheidung der Kommu-
nen steht. Eine Frage betrifft es nicht. Das haben wir im
Hessischen Landtag mit der Hessischen Gemeindeordnung
gelöst. Die Kommunen müssen einen Haushaltsausgleich
herbeiführen. Wie sie das leisten, obliegt ihnen. Wir geben
ihnen jetzt mehr Freiheiten hinsichtlich der Frage, wie sie
es leisten können.

Das ist eben keine Frage der kommunalen Selbstverwal-
tung. Das haben wir entschieden. Das ist im Sinne der
Nachhaltigkeit und der Generationengerechtigkeit auch
richtig gewesen. Auch deswegen können wir die Frage der
Straßenausbaubeiträge heute so diskutieren, wie wir es im
Moment hier tun.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten – –

(Zuruf – Minister Peter Beuth: Herr Kollege Ru-
dolph hat nur gewunken!)

Wortmeldungen erfolgen per Zettel.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Kollege Rudolph hat gewunken. Er will vielleicht
doch noch einmal in die Sachdebatte einsteigen.

Wir haben mit dem Änderungsantrag ein paar Regelungen
aufgenommen, die hier hinreichend beschrieben wurden.
Dazu gehört das Thema Jahresraten. Dazu gehört das The-
ma Zinssatz. Es geht da um die wiederkehrenden Beiträge,
die wir zugelassen haben, und um die Unterstützung im
Umstellungsprozess. Wir werden dafür sorgen, dass die
Kommunen hinsichtlich der Frage des Kostenanteils Spiel-
räume haben werden.

Im Sinne der kommunalen Selbstverwaltung ist das ein gu-
ter Gesetzentwurf, der hier vorgelegt wurde. Ich finde, wir
könnten ihm heute Abend schon zustimmen. Wir gehen
aber auch noch gerne am Donnerstag in die Verlängerung.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, vielen Dank. – Es hat sich jetzt noch einmal
Herr Abg. Rudolph für die Sozialdemokraten zu Wort ge-
meldet. Bitte sehr.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Innenmi-
nister, noch entscheidet der Landtag, ob ein Gesetzentwurf
in zweiter oder dritter Lesung verabschiedet wird. Das ent-
scheiden nicht Sie. Das ist auch gut so.

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 138. Sitzung · 22. Mai 2018 9933



(Beifall bei der SPD)

Wie wird das finanziert werden? Wie werden eigentlich
die 5 Milliarden € für die Hessenkasse finanziert werden?

(Nancy Faeser (SPD): Eine sehr gute Frage!)

Wie wollen Sie das machen? Haben Sie im Lotto gewon-
nen? Haben Sie den Jackpot gewonnen? Denn Sie tun hier
so, als ob es unseriös wäre, wenn andere einen Vorschlag
machen, der Geld kostet. Wie wollen Sie die 5 Milliar-
den € für die Hessenkasse finanzieren? Vielleicht tritt hier
einer einmal an das Pult und erklärt das.

(Beifall bei der SPD)

Denn das ist eine ziemliche Unverschämtheit.

Ich komme jetzt zu Ihrem Gesetzentwurf. Herr Minister,
ich freue mich, dass Sie jetzt wieder in die Sachdebatte
einsteigen. Den Entwurf hat augenscheinlich Ihr Haus ge-
schrieben. Mittlerweile schreiben Sie alle Gesetzentwürfe
der CDU und der GRÜNEN. Oftmals geschieht dies aller-
dings nicht sattel- und gerichtsfest.

Auf Seite 2 steht:

Die Ausgleichszahlung beträgt 5 € je Einwohner,
mindestens aber 20.000 € je Abrechnungsgebiet.

Wenn sich viele beteiligen, kommen da einmal locker ein
paar Millionen Euro zusammen. Wie sieht eigentlich Ihr
Deckungsvorschlag aus? Wie werden Sie das finanzieren?

(Beifall bei der SPD)

Dazu steht hier nichts. Wissen Sie, eines lassen wir Ihnen
nicht mehr durchgehen: diese Heuchelei, die Sie perma-
nent an den Tag legen. Wenn Sie etwas machen, ist es seri-
ös finanziert. Wenn andere etwas machen, ist es unseriös.
Das ist Heuchelei pur, Heuchelei von Schwarz und Grün.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hermann Schaus
(DIE LINKE))

Normalerweise steht in Gesetzentwürfen, wie sie finanziert
werden. Was Sie zu Recht von anderen einfordern, müss-
ten Sie selbst auch machen. Das ist wie beim Landtags-
wahlgesetz. Da wird eine 25-%-Grenze eingeführt. Sie sa-
gen für sich: Das müssen wir nicht einhalten. – Sie schaf-
fen sich zweierlei Recht. Sie wollen sich zweierlei Recht
schaffen. Das ist nicht akzeptabel.

(Beifall bei der SPD)

Da frage ich mich doch: Wo lebt eigentlich der hessische
Innenminister?

(Minister Peter Beuth: Hier!)

Stellen Sie sich einmal der Diskussion von Bürgern in Son-
tra-Wichmannshausen. Gehen Sie einmal nach Nenters-
hausen. Wir gehen gemeinsam – ich biete es an – nach
Niederaula. Gehen wir nach Battenberg-Frohnhausen, und
erklären Sie den Menschen, sie müssen 30.000 € bezahlen.
Dann kommt das Angebot der GRÜNEN: Wir machen das
in jährlichen Raten. – Meine sehr verehrten Damen und

Herren, es ist Zynismus pur, wenn Sie sagen: Wir verteilen
das auf Raten.

(Beifall bei der SPD)

30.000 € bleiben 30.000 €. Deswegen muss die Alternative
deutlich werden. Übrigens werden in Bayern die Straßen-
beiträge abgeschafft – Sie haben ja im Verfassungsschutz-
gesetz des Landes Hessen viele Teile von Bayern über-
nommen. Jetzt kommen Sie nicht damit – Sie loben sich
doch selbst mehr, als wir das je könnten und machen wür-
den –,

(Michael Boddenberg (CDU): Das machen Sie ja
auch nicht!)

dass Hessen kein wirtschaftsstarkes Land sei. Sie können
die Beträge finanzieren: 40 Millionen € für das Versor-
gungssicherungsgesetz.

(Michael Boddenberg (CDU): Das steht nicht im un-
mittelbaren Zusammenhang!)

Die Beträge, um die es geht, sind zu finanzieren. Tun Sie
doch bitte nicht so, als ob es keine andere Lösung gäbe. Sie
wollen es nicht, aber wir wollen es – das ist der Unter-
schied.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph. – Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Damit sind wir am Ende der
zweiten Lesung.

Es ist die dritte Lesung beantragt. Das heißt, wir überwei-
sen den Gesetzentwurf an den Innenausschuss und den
Haushaltsausschuss.

In weiser Voraussicht in Bezug auf den Verlauf dieser Sit-
zung sind auch schon diverse Ausschüsse eingeladen wor-
den. Es freuen sich jetzt alle Kolleginnen und Kollegen auf
die Sitzung des Hauptausschusses im Sitzungsraum 100 A.

(Allgemeine Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung tritt zusammen im Sitzungsraum 204 M,
der Innenausschuss zusammen mit dem Haushaltsaus-
schuss im Sitzungsraum 510 W und der Ausschuss für
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz im Sitzungsraum 301 P. Der Sozial- und Integrati-
onspolitische Ausschuss hat frei.

Ich wünsche ansonsten einen schönen Abend. Wir sehen
uns morgen früh um 9 Uhr wieder.

(Schluss: 20:02 Uhr)
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